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Einleitung. 



Die Thesen, welche Luther zu Wittenberg angeschlagen 
hatte, wurden auch in Strassburg rasch bekannt, und das ärger- 
liche Leben vieler Weltgeistlichen und Ordensmitglieder *), sowie 
die mannigfachen Streitigkeiten, in welche die Stadt stets mit 
ihren Bischöfen verwickelt gewesen war, machten Rath und 
Bürgerschaft für die Lehren des Reformators empfanglich. 
Nachdem 1520 zuerst der Pfarrer der Kirche zum alten St. Peter 
unter grossem Beifall und Zufall des Volkes evangelisch ge- 
predigt hatte, folgten in kurzer Zeit mehrere Priester seinem 
Beispiel. Seit 1524 ward die Messe in den meisten Strassburger 
Kirchen in deutscher Sprache gelesen, den Laien beim Abend- 
mahl der Kelch gereicht und einige Geistliche wagten auch 
schon sich zu verheirathen. 

Vergebens suchte Bischof Wilhelm von Hohenstein im Verein 
mit dem Domcapitel der protestantischen Bewegung in seiner 
Diöcese entgegenzutreten; dieselbe hatte zu tiefe Wurzeln im 
Volke geschlagen und an der Behörde Strassburgs einen grossen 
Rückhalt War doch von dem Rath bereits 1522 ein Befehl 
des Papstes nicht verkündet worden , der die Schriften Luthers 
und seiner Anhänger verbot. 2) Als nun der Bischof die ver- 
heiratheten Geistlichen nach Elsass-Zabern zur Verantwortung 
rief, bewog sie der Magistrat diesem Gebote keine Folge zu 



*) Sleidan: De statu religionis et reipnblicae Carolo V. Caesare 
(am Ende) 1,213. 

2) Sleidan I, p. 187. 
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leisten, und übernahm ihre Vertheidignng bei der Reichsver- 
sammlnng zu Nürnberg. ^ 

Immer weiter griff die neue Lehre in Strassburg um sich 
und CS nützte nichts mehr, dass Wilhelm die häretischen Pfarrer 
ihrer Aemter entsetzte und manche Missbräuche abstellte.^) 
Bereits 1525 war die Mehrzahl der Bürgerschaft für den neuen 
Glauben gewonnen und in Uebereinstimmung mit ihr beschloss 
der Rath die Einführung der Reformation. Die meisten Klöster 
wurden aufgehoben, ihre Güter zu Schulzwecken, zur Armen- 
und Krankenpflege verwandt, auch erhielten diejenigen Ordens- 
mitglieder, welche ihren Gelübden treu blieben und von der 
Erlaubniss, in den weltlichen Stand zurückzutreten, keinen Ge- 
brauch machten, aus dem Kirchenschatz einen Jahresgehalt 
lebenslänglich ausgezahlt^) Andere geistliche Genossenschaften, 
z. B. die Predigermönche, verliessen freiwillig die Stadt und 
ihre Kirchen wurden geschlossen; auch gab es solche Klöster, 
z. B. das zu St. Nicolaus in undis und das der Reuerinnen, 
welchen der Magistrat erlaubte, einstweilen noch weiterzube- 
stehen. Das Celebriren der Messe wurde dagegen nur noch in 
vier Kirchen gestattet: im Münster, alten und jungen St. Peter, 
sowie im Thomasstift. 

Indess war vorauszusehen, dass die protestantische Bewe- 
gung bei dem stets sich steigernden Gegensatz der Anhänger 
der alten und der neuen Lehre mit diesen Errungenschaften 
ihr Ende noch nicht erreicht haben würde. Heftiger als zuvor 
entbrannte 1528 unter den Strassburger Geistlichen der Streit, 
welcher sich um die Frage der Messopfer drehte und mit sol- 
cher Erbitterung geführt wurde, dass der Rath im Interesse 
des Friedens die Predigt über dieses Thema in den katholischen 



») a. 1524; Sleidan I, 258. 

*) Laguille : Histoire d'Alsace II, 7. 

3) Wie gross die Zahl der kirchlicheii Bauten in Strassburg um 
diese Zeit war, ist mir nicht bekannt. Ein Plan der Stadt vom 15. 
Jahrhundert, der mir vorliegt, giebt die Zahl der Kirchen, Klöster 
und Capellen auf einundfnnfzig an und da man annehmen darf, dass 
dieselbe zur Zeit der Reformation mindestens noch ebenso gross war, 
so kann man sich vorstellen, welch materieller Vortheil Strassburg 
aus der Einführung des Luthcrthuius erwuchs. 



Kirchen verbot. Mit diesem Erfolg waren die Lutheraner nicht 
zufrieden und verlangten immer heftiger, der Magistrat möge 
die Feier der Messe gänzlich untersagen. Obwohl dieser anfangs 
solch schroffes Vorgehen nicht berücksichtigte, so musste er, 
aller Gegenvorstellungen des Bischofs und der kaiserlichen Re- 
gierung zu Esslingen ungeachtet, endlich doch nachgeben, um 
einem drohenden Aufruhr der Bürger zu begegnen. Im Fe- 
bruar 1529 berief der Magistrat deshalb die Vertreter der fünf- 
zehn Zünfte, legte ihnen die Frage über die Abschaffung des 
Messopfers vor und verbot diese Feier auch noch in den vier 
Stiftskirchen, als die Majorität der Schöffen sich für die Ab- 
stellung erklärte. 

Hiermit war Strassburg in die Reihe der evangelischen 
Reichsstädte eingetreten und erwies sich bald als eine der 
eifrigsten Anhängerin der neuen Lehre. Es protestirte nicht 
nur gegen den Reichstagsabschied zu Speier, der dem Vor- 
dringen der Reformation hinderlich war, sondern Hess auch 
durch seine Gesandten gegen den Willen des Kaisers mit 
Basel, Bern und Zürich ein Bündniss zum Schutz ihres Be- 
kenntnisses^) schlicssen. Sodann überreichte Strassburg im 
Verein mit drei anderen Städten ^) auf dem Reichstag zu Augs- 
burg die Confessio tetrapolitana"^) und trat 1532 dem schmal- 
kaldischen Bunde bei. 

Auch im übrigen Elsass breitete sich das Lutherthum sehr 
schnell aus und nur in denjenigen Ortschaften stellten sich ihm 
bedeutende Hindernisse entgegen, welche unter der Oberhoheit 



*) Die Zahl der Zünfte betrug zwanzig , also die der versammelten 
Schöffen dreihundert; nur einer derselben war für Beibehaltung der 
Messe, vierundzwanzig wollten die Entscheidung der Frage der 
Reichsversammlung überlassen und die übrigen erklärten diese Feier 
so lange für abgestellt, bis ihre Gottwohlgefälligkeit bewiesen sei. 
Sleidan: I, p. 363 — 366. 

2) Sleidan II, 392 — 94; 15. Januar 1530. 

»X Sleidan I, 404 u. 407. 

^) Dieselbe schloss sich in Bezug auf die Lehre vom Abendmahl 
an Zwingt! an. Strassburg wurde jedoch später eine entschieden lu- 
therische Stadt, die unter dem Einiiuss der Orthodoxen sogar den 
um ihr Gymnasinm hochverdienten Rector Sturm vertreiben und den 
Gottesdienst der Reforinirton gänzlich verbieten konnte. 

1* 



der österreichischen Regierung und des Strassbnrger Bischofs 
standen. 

Wilhelm von Hohenstein unterstützten, wie wir oben sahen, 
bei seinem Vorgehen gegen die Geistlichen, welche sieh Luthers 
Lehre zuwandten, nur- die Mitglieder des Strassburger Dom- 
capitels. Da indcss auch von ihnen Einige sich bald der 
Reformation anschlössen, so verlor der Bischof allen Rückhalt 
in der Stadt. Zwar gab es im Capitel eine Anzahl streng- 
gläubiger Domherren, welche mehrmals die Entfernung der 
Lutheraner aus dem Stift verlangten , aber die Zeitumstände 
Hessen es Wilhelm räthlich erscheinen, einer vermittelnden 
Partei Gehör zu schenken und nicht so sehr die Einheit des 
Glaubens, als die Eintracht unter seinen Capitularen zu er- 
streben.^) Nach und nach gewannen Liitherä Anhänger im 
Capitel so sehr das Uebergewicht, dass 1542 unter dem Epis 
copat Erasmus von Limburgs, des zweiten Nachfolgers Wilhelm 
von Hohensteins, einstimmig der Beschluss zu Stande kam, den 
Bischof zu bitten, sich mit dem Stift der Reformation anzu- 
schliessen.^) Doch dieser war weit entfernt, den Wunsch sei- 
ner Domherren zu erfüllen, und zeigte sich bald als von dem 
Streben beseelt, allmählich die katholische Kirche in seiner 
Diöcese wiederherzustellen. 

Nachdem der Protestantismus in raschem Siegeslauf sich 
fast ganz Deutschland erobert hatte, trat mit dem Jahre 1548 
ein Rückschlag ein. Der Kaiser, welcher im schmalkaldischen 
Kriege der Evangelis hen Herr geworden war, zwang ihnen das 
Interim auf. Unter den wenigen Ständen, welche sich gegen 
dasselbe erklärten, war auch Strassburg, doch musste es sich 
nach längeren Verhandlungen-^) dazu verstehen, mit dem Bischof 
einen Vertrag abzuschliessen , wonach er im Münster, im Stift 
Allerheiligen, im alten und jungen St. Peter das Interim ein- 
führen, und der Rath die Bürger nicht hindern durfte, die 
Messe zu besuchen. 

Hatte auch Erasmus seinen Zweck, dem Katholicismus in 



*) Ausschreiben Wi< gen Steins und Winnebergs p. 57. 

^) Ausschreiben p. 58. 

3) Sleidan 1, p. 122-126; 137 — 139; 143 — 145; 162—164. 



Strassburg dauernd Eingang zu verschaffen, nicht erreicht, in- 
dem die Stadt nur auf zehn Jahre diesen Vertrag schloss, und 
das Thomasstit't , mit dem eine sehr gute Schule verbunden 
war, sich niclit, wie der Bischof gehofft hatte, dem Interim 
fügte, so versprach er sich docli von diesem Anfang die besten 
Erfolge. Zu Zaborn versammelte Erasmus die Geistlichkeit 
der Strassburger Diöcese, befahl ihr, dem Interim sich zu fügen 
und Alles, was zur Feier der Messe nöthig sei an Gewändern 
und kirchlichen Geräthen wieder herbeizuschaffen.^) Sodann 
wurde 1550 zum ersten Male seit fast einem Menschenalter in 
den vom Hath überlassenen Kirchen zu Strassburg wieder 
katholischer Gottesdienst gehalten, bei welcher Gelegenheit der 
Pöbel alle möglichen Störungen verursachte. 2) 

Der Religionsfriede zu Augsburg schien den Katholicismus 
in Strassburg noch mehr befestigen zu sollen. Legten doch 
dessen Bestimmungen den paritätischen Reichsstädten die Pflicht, 
auf, beide Confessionen in Bekenn tniss und Bcsitzthum unein- 
geschränkt zu lassen und verboten selbst den protestantischen 
Ständen, die unter ihrer Hoheit stehenden Kirchen und An- 
stalten gewaltsam der neuen Lehre zuzuführen. Mochte sich 
also Strassburg als evangelischer Reichsstand betrachten, da es 
einst sich für das Lutherthum entschieden hatte, oder seit dem 
Vertrag von 1549 als paritätisch gelten, auf alle Fälle war es 
verpflichtet, diesen nun als für immer abgeschlossen anzusehen 
und auch die wenigen noch nicht aufgehobenen Klöster und 
Stiftungen in der Stadt weiter bestehen zu lassen. 

Allein es suchten, wie bekannt ist, die Anhänger beider 
Confessionen auf alle Weise sich von den Schranken und Fesseln 
zu befreien, welche der Friede von 1555 ihnen auferlegte. Als 
nun 1559 jener Vertrag zwischen dem Bischof und der Stadt 
Strassburg zu Ende ging, stützte sich der Rath auf die That- 
sache, dass das Abkommen nur auf zehn Jahre getroffen sei, 
und weigerte sich, die Ausübung der katholischen Religion in 



*) Bezeichnend für die Zustände der katholischen Kirche in die- 
ser Zeit ist der Umstand, dass erst in diesem Jahre, also fast ein 
Decennium nach seiner Erhebung zum Bischof, sich Erasmus zum 
Priester weihen liess. 

*) Sleidan 1,192—194. 



seinem Gebiete ferner zuzulassen. Ohne sich um den Protest 
des Bischofs und der zu den vier ihm tiberlassenen Kirchen 
gehörigen Gemeinden zu kümmern, öffnete der Magistrat diese 
ausschliesslich dem protestantischen Gottesdienst. Nur dazu 
verstand sich der Magistrat, den Stiftsherren ihre Einkünfte zu 
lassen und ihre Person gegen ein Schirmgeld in Schutz zu 
nehmen. Dass aber das niedere Volk und zwar gegen den 
Willen des Raths durch allerhand Unfug die katholischen 
Kirchen entweihte, darf uns in einem Zeitalter nicht wundern, 
in dem Intolleranz für Gewissenspflicht erachtet wurde. 

Bischof Erasmus zog sich mit seinen Anhängern nach 
diesen Vorgängen zu Strassburg in die Stadt Zabern zurück 
und starb daselbst 1568. 9 Um weiteren confession eilen Streitig- 
keiten zu entgehen und leichter die noch übrigen Klöster ein- 
ziehen zu können, suchte der Strassburger Rath das Domcapitel 
zu bewegen, einen Protestanten auf den bischöflichen Stuhl zu 
erheben. Die Hoffnung des Magistrats sollte jedoch getäuscht 
werden, indem die Capitulare nicht nur keinen Anhänger der 
Augsburger Confession zum Bischof wählten, sondern vielmehr 
zum Nachfolger des, wenn auch seiner Kirche ergebenen, so 
doch friedliebenden Erasmus, einen Mann ernannten, welcher 
vom Geist der Restauration ganz beseelt war, nämlich den 
Cölner Domherrn, Johann, Graf von Manderscheid. 

Den Katholicismus in seiner Diöcese wieder zur Herrschaft 
zu bringen , hatte der neue Bischof sich zum Ziel gesetzt und 
consequent, wenn auch bedächtig und ohne Ueberstürzung suchte 
er dasselbe zu erreichen. Dass Johann sich nicht , wie seine 
unmittelbaren Vorgänger dies mehr oder weniger gethan hatten, 
den Massregeln des Raths gegenüber auf die blosse Defensive 
beschränken würde, zeigte schon seine Weigerung, der Stadt 
dem Herkommen gemäss ihre Freiheiten und Gerechtsame durch 
einen Eid zu garantiren. 

Zunächst suchte Manderscheid dem Domcapitel das frühere 
Gepräge wiederzugeben, und wenn ihm auch die Klugheit ver- 
bot,^ das Reservatum ecclesiasticum sogleich durchzuführen, so 
suchte er doch die Aufnahme von Protestanten zu beschränken 



1) Grandidier : oeuvres in^dites IV, 434. 



und mögliebst viele Katholiken mit erledigten StiftsstcUen zu 
betrauen. So benutzte er z. B. die Abwesenheit der protestan- 
sehen Capitulare dazu, etliche seiner Brüder auf das Stift zu 
bringen 0, und die evangelischen Domherren vermochten ähn- 
lichen Massregeln für die Zukunft nur dadurch zu begegnen, 
dass sie durch einen Convent die Zahl ihrer Mitglieder fest- 
setzten, deren Anwesenheit zur Aufnahme neuer Canoniker 
und Fassung wichtigerer Beschlüsse erforderlich sei. Nach 
und nach gewannen, zumal manche Stlftslierren der Augsburger 
Confession untreu wurden, die Katholiken im Oapitel wieder 
die Majorität und durch einen dieser Convertiten, den Dom- 
probst Ladislaus, Graf von Neuenbürg und Theugen wurden 
die katholischen Ceremonien zuerst aufs neue in Strassburg «in- 
geführt. 

Auch auf die Jugend des Elsass richtete Johann von Man- 
derscheid sein Augenmerk und war bestrebt, ein streng katho- 
lisches Geschlecht heranzubilden. Desshalb suchte er vor allem 
dem Einfluss des durch den berühmten Pädagogen Sturm treff- 
lich geleiteten protestantischen Gymnasiums zu Strassburg ent- 
gegenzuwirken und gründete 1580 in Molzheim ein Jesuiten- 
colleg, zu dessen Unterhalt er mit Erlaubniss Gregor XIII. die 
Einkünfte zweier Klöster benutzte.^) 

So war denn, wie in vielen Territorien Deutschlands, auch 
in Strassburg der Grund zur Wiederherstellung des Katholi- 
cismus gelegt, und wenn auch die Bemühungen des Bischofs 
vorerst nur mit spärlichem Erfolg gekrönt wurden, so sollte 
doch bald die Niederlage des Protestantismus zu Cöln Johanns 
Anhängern den Muth verleihen, mit den Bekennern der Augs- 
burger Confession offen einen Kampf zu beginnen, der mit dem 
Sieg des alten Glaubens endete. 



*) Ausschreiben p. 65. 
2) Grandidier 1. c. p. 438. 



Die bruderhoflschen Händel bis znm Tode 
Johann's Ton Manderscheid. 

Auf Befehl Gregor' XIII. war im Jahre 1583 der Erz- 
bischof Gebhard von Cöln in Folge seines Uebertritts zum 
Protestantismus und seiner Vermählung mit Angnes von Maus- 
feld durch Franz, Bischof von Vercelli ^), excommunicirt und 
aller geistlichen Würden verlustig erklärt worden. Um das 
Erzbisthum der katholischen Kirche für die Zukunft zu sichern, 
musste alsdann Ernst von Baiern, der Nachfolger Gebhards, 
sich verpflichten, keine Evangelischen mehr in das Domcapitel 
aufnehmen zu wollen und die bereits vorhandenen : Adolph von 
Solms, Johann von Winneberg, Georg von Witgenstein und 
Thomas von Kriechingen citirte der Nuntius vor seinen Richter- 
stuhl. Als dieselben an dem ihnen zur Verantwortung gesetzten 
Tage nicht erschienen, erkannte der Bischof von Vercelli gegen 
sie die nämliche Strafe wie gegen Gebhard, und da es diesem 
nicht gelang sein Besitzthum zu behaupten, so mussten auch 
jene vier Capitulare aus Cöln weichen. 2) 

Da Witgenstein, Winneberg und Solms auch Stellen*) im 



Derselbe hatte den Auftrag des Cardinal Andreas von Oeste- 
reich Übernommen, welchem der Weg durch die Pfalz verlegt war. 
Khevenhiller ann. Ferd. II, 291. 

2) Eyzinger: rel. bist 127—131. 

'') Dieser gegen die Kirchengesetze verstossende Missbrauch, 
mehrere Pfründen an ein und dieselbe Person zu verleihen, stand im 
Zusammenhang mit einem anderen, nämlich der fast zur Regel ge- 
wordenen Besetzung der höheren geistlichen Stellen und Würden mit 
den jüngeren Söhnen adlicher und fürstlicher Familien; auch in Strass- 
burg war das Domstift nur für solche zugänglich und es bestand 
hier sogar die Bestimmung, dass, wer sich um ein Canonicat bewerben 
wolle, einen Stammbaum von mindestens sechzehn Ahnen aufweisen 
müsse. 



Strassburger Domstift innehalten und Gebhard daselbst sogar 
das Amt eines Dekans begleitete, so vermutheten sie, sich hier- 
hin zurückziehen zu können, besonders, da einst auch vertriebene 
Anhänger Hermann^s von Wied während der Regierung Wilhelm's 
von Hohenstein dort Aufnahme gefunden hatten.^) Allein die 
Verhältnisse im Strassburger Capitel waren unter Johann von 
M anderscheid, wie wir bereits gesehen haben, wesentlich andere 
geworden. Und wenn 1546, als die excommunicirten Cölner 
Domherren im Elsass ankamen, in Strassburg die Anschauung 
herrschte, dass die päpstliche Censur etwas Gleichgtlltiges sei, 
so war die Majorität der Capitulare jetzt der entgegengesetzten 
Ansicht. 

Sogleich, nachdem die Vorgänge zu Cöln bekannt geworden, 
hatten die Anhänger Johann von Manderscheids sich an den 
Kaiser gewandt und um Verhaltungsmassregeln für den Fall 
gebeten, dass die Excommunicirten sich nach Strassburg be- 
geben sollten. Hierauf hatte Rudolph II. dem Domcapitel be- 
fohlen, keinen Zwiespalt im Stift aufkommen zu lassen und 
keine Handlungen vorzunehmen, welche gegen dessen Statuten 
und die Vorschriften der Kirche verstiessen.^) Ein weiteres 
Schreiben des Kaisers enthielt eine Ermahnung an die Stadt, 
im Verein mit den altgläubigen Domherren auf den Nutzen 
des Stifts bedacht zu sein.^) 

Dass die katholischen Domherren sich wegen der Excommu- 
nicirten an Rudolph gewandt hatten, war nur geschehen, um 
sich des kaiserlichen Beistandes zu vergewissern, dessen sie 
vielleicht bedurften, in der protestantischen Reichsstadt Strass- 
burg die kirchliche Censur zur Geltung zu bringen. War 
diese auch in Folge des Passauer Vertrags und des Augsburger 
Religionsfriedens der päpstlichen Jurisdiction enthoben, so hatte 
doch das Domcapitel, welches niemals officiell protestantisch 
geworden, das Recht häretische Mitglieder nach den Statuten 
des Stifts und den Vorschriften der katholischen Kirche gemäss 
zu bestrafen. Die vom päpstlichen Nuntius gegen Gebhard 
und seine Anhänger erkannte Amtsentsetzung mussten die Strass- 
burger Stiftsherren als rechtsgültig ansehen, da ihr kirchliches 



*) Ausschreiben p. 69. 

^) Ausschreiben Beilage VH. ^) Ausschr. Beilage VIU. 
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Oberhaupt dieselbe ausgesprochen hatte, und waren demnach 
verpflichtety auch in ihrem Capitel die Canonicate der excom- 
municirten als erledigt anzusehen. Bestand doch ausserdem zu 
Strassburg das Statut, dass der Bann die Ausschliessung des 
von ihm betroffenen aus dem Stift zur Folge habe.O Dass 
man aber seit langer Zeit im Elsass wie in ganz Deutschland 
der ungünstigen Verbältnisse wegen an die Ausübung der 
Kirchenzucht nicht hatte denken können, war für einen Katho- 
liken kein Grund, jetzt, zumal man auf den Beistand des Kaisers 
hoffen durfte, den Befehlen des geistlichen Oberhaupts nicht 
nachzukommen. 

Ganz andere Gesichtspunkte leiteten dagegen den Rath 
und die protestantischen Domherren bei den bruderhöfischen 
Händeln. Vor allem bestritten sie dem Papst das Recht, An- 
bänger der Augsburger Confession vor seinen Richterstuhl zu 
laden und zu verurtheilen 2) und erklärten, jenes Stiftsstatut 
könne deshalb keine Anwendung auf Gebhard und seine An- 
hänger finden, da es sich auf den für sie nichtigen Bann stütze.^) 
Auch abgesehen von diesem Umstand hielten sie durch die jahre- 
lange wissentliche Nichtbeachtung der kirchlichen Censur seitens 
des Capitels diese für in Abusus gekommen und ein neues 
Recht für eingeführt.'*) Die Befehle des Kaisers aber respectirten 
die Stadt und die Excommunicirten aus dem Grunde nicht, weil 
bei den Protestanten damals das Streben herrschte, eine Ver- 
fassungsänderung^) zu erwirken, wonach Entscheidungen in 
Religionsangelegenheiten nicht mehr vor das Forum jenes allein 
gehörten, sondern den gesammten Reichsständen anheimgestellt 
werden sollten. 

Nach Empfang jenes kaiserlichen Schreibens beschlossen 
Ladislaus von Neuenbürg, Theobald von Hohensachsen, Arnold 
und Eberhard von Manderscheid, wie schon lange geplant war *), 



Ausschreiben Beilage IX. 

*) Ausschreiben p. 54. ^) Ausschreiben p. 56. 

*) Ausschreiben p. 67 und Beilage XI. 

5) Diesem Wunsche ward jedoch erst 1590 ein officieller Aus- 
druck durch die weltlichen Churfürsten verliehen; Londorp: acta 
publica I, p. 63. 

®) Ausschreiben p. 77. 
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das fast vergessene Decret zu erneuern, wonach die Excom- 
munication den Ausschluss aus dem Capitei und die Entziehung 
der Stiftseinkünfte zur Folge hatte. Um dieser Massregel mehr 
Nachdruck zu verleihen, liesen jene vier Domherren den Be- 
schluss von den übrigen ratificiren^); alle Katholiken^) unter- 
zeiclineten, als sie zur Residenz kamen, dieses Decret mit Aus- 
nahme des Grafen von Sulz, der aus verwandschaftlichen 
Rücksichten seine Unterschrift verweigerte. Ja sogar ein 
Protestant, der Graf von Waldeck, Hess sich bewegen, dem 
Beispiel seiner Mitcapitulare zu folgen.^) Auf einen principiellen 
Ausschluss der Evangelischen aus dem Domstift war es indess 
nicht abgesehen, mochte auch die officielle Anerkennung der 
Excommunication, welche über Gebhard und seine Anhänger 
der Haeresie wegen verhängt wurde, zu dieser Consequez führen. 
Sehen wir doch, wie selbst 1586 noch Söhne aus protestantischen 
Adelsfamilien von den katiiolischen Capitularen in das Stift 
aufgenommen werden und erst damals im Juli der Beschluss 
zu Stande kommt, Keinem fernerhin ein Canonicat zu verleihen, 
welcher nicht zuvor einen Eid auf die Tridentiner Beschlüsse 
geleistet und über diesen Act ein Document ausgefertigt habe.^) 
Freilich ist auf der anderen Seite zuzugeben, dass, wenn es 
den Anhängern des Bischofs gelang, ihren Plan zu verwirklichen, 
der Charakter des Stifts sich wesentlich änderte, indem alsdann, 
statt wie b'slang sieben Protestanten, nur noch deren drei 
gegenüber zehn Anhängern des alten Glaubens im Bruderhof 
Sassen.^) 



*) Ausschreiben p. 6. 

^) Wenn Stieve in den Briefen und Acten zum dreissigjährigen 
Krieg seine Verwunderung p. 46 darüber ausspricht, dass Franz von 
Kriechinger trotz seiner Gesinnung den Beschluss nicht mit ratificirt 
habe, so übersieht er, dass Ausschreiben p. 63 das Gegentheil be- 
richtet wird. 

3) Freilich scheint es mit dessen evangelischem Bekenntniss 
nicht allzugut bestellt gewesen zu sein, da er nach Ausschr. p. 19 
sich nur mit Munde zur Augsburger Confession bekannte, in Cöln 
bei der Messe diente und später sogar nach seiner Wahl zum Bischof 
von Osnabrück die professio fidei ablegte. 

^) Häberlin : Neueste teutsche Reichsgeschichte, XVII, p. 70—72. 

^) Ausschreiben p. 60. 



12 

Witgenstein, Winneberg und Solms blieb es nicht lange 
verborgen, dass man sie auch aus Strassburg zu verdrängen 
gedachte, und baten deshalb im Verein mit dem älteren Grafen 
von Mansfeld, der ebenfalls Protestant und Mitglied des dortigen 
Stifts war, das Capitel, den Bestrebungen Johannas von Mander- 
scheid keinen Vorschub zu leisten.^) Die Entscheidung der 
Frage über die Ausstossung der Gebannten aus dem Stift, so- 
wie die eventuelle Uebertragung ihrer Würden auf andere 
Domherren zog sich indess noch in die Länge, und erst im 
April 1584 wurde auf den Vorschlag des Probsts hin ein 
Generalconvent angeordnet, auf dem das Capitel zu den Vor- 
gängen in Cöln definitiv Stellung nehmen sollte.'^) 

Eine derartige Entscheidung des Stifts war um so dringen- 
der nöthig, Ab bereits Ende des genannten Monats die Ankunft 
Witgensteins und Winnebergs, welche ihre Residenz beziehen 
wollten, in Strassburg erfolgte.^) Vorläufig erklärte ihnen das 
Capitel, sie könnten erst wieder an den Sitzungen th eilnehmen 
und ihre Gefälle beziehen, wann sie Absolution vom Banne 
sich erwirkt hätten.^) Alle Versuche der Excommunicirten ihre 
Gegner zu bewegen, von den einmal ergrijQfenen Massregeln 
wieder abzustehen, waren vergeblich^); gingen doch dieselben 
soweit, allen Verkehr mit Witgenstein und Winneberg abzu- 
brechen. Da diese nun einsahen, dass an ein Nachgeben seitens 
der katholischen Capitulare nicht zu denken sei, und nicht 
gewillt waren^ ihren Unterhalt zu Strassburg aus eigenen Mitteln 
zu bestreiten, so begaben sie sich am achtundzwanzigsten April 
in den Bruderhof, erbrachen, da die Beamten des Stifts die 
Schlüssel nicht auslieferten, mit Gewalt den Kornkasten und 
entnahmen daraus acht und vierzig Viertel Hafer.®) Wenige 
Tage später Hess Winneberg auch noch aus der Stiftsbäckerei 
durch einen seiner Diener etliche Brote wegnehmen und in sein 
Haus bringen unter Drohungen am nächsten Backtage noch 
mehr holen zu lassen. Da das Domcapitel solchen Gewalt- 
massregeln nicht entgegengetreten war, so glaubten die Gebannten 

') Schreiben d. d. 10. Aug. 158:^ Aubschr. Beilage I. 
^) Ausschreiben Beilage XXXll. 

3) Aussehreiben p. 6 und 8. *) Ausschr. p. 6 und 10. 
*) Ausschr. Beilage XIII. ^) Ausschr. Beilage VI. 
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duroh ein kühnes Vorgehen sich auch den Zugang zu den 
Sitzungen verschaffen zu können. In dieser Hoffnung täuschten 
sich jedoch Winneberg und Witgenstein, denn bei ihrem Er- 
scheinen in der Oapitelstube ward ihnen erklärt, es sei den 
Katholiken unmöglich, mit Gebannten gemeinsam zur Berathung 
zusammen zu kommen, ohne Gefahr zu laufen, selbst der Ex- 
communication zu verfallen; sollte daher das Stift im Bruder- 
hof nicht ungehindert seine Convente halten können, so sähe 
es sich genöthigt, die Sitzungen an einen anderen Ort zu 
verlegend) 

Beide Parteien trugen ihre Beschwerden dem Magistrat 
von Strassburg vor. Die katholischen Domherren sprachen 
ihre Verwunderung darüber aus, dass in einer freien Reichs- 
stadt solche Gewaltthätigkeiten , welche gegen die Freiheiten 
und Privilegien des Stifts gerichtet seien , vorkommen könnten 
und baten den Rath, er möge Witgenstein und Winneberg vor 
weiteren Thätlichkeiten warnen, sowie die Bürger ermahnen 
jene in ihrem Treiben nicht zu unterstützen. 2) Auf der an- 
deren Seite machten die Excommunicirten die Stadt darauf auf- 
merksam, welche Gefahr dem evangelischen Wesen in Strass- 
burg drohe, wenn der Rath nicht gleich den ersten päpst- 
lichen Neuerungen energisch entgegentrete, und ersuchten ihn, 
wenn möglich, die katholischen Capitulare zum Frieden zu be- 
wegen.^) 

Schon früher hatte der Magistrat das Capitel durch eine 
Gesandtschaft gebeten, die Cölner Streitigkeiten nicht auch nach 
Strassburg zu verpflanzen^) und es im eignen Interesse er- 
sucht, durch keinerlei Massregeln gegen die Excommunicirten 
das Volk zu erbittern, da dieses ohnehin schon durch die Ein- 
führung des Gregorianischen Calenders um seine Religion be- 
sorgt sei. Erzürnt darüber, dass das Stift trotz dieser War- 
nung sich nicht .hatte abhalten lassen , gegen Witgenstein und 
Winneberg vorzugehen, stellte sich der Rath nun auf deren 
Seite und erklärte es für seine Pflicht, allen Bestrebungen der 
Domherren in der schwebenden Angelegenheit entgegenzutreten, 

*) Ausschr. Beilage IX. 
*) Ausschr. Beilage VI. 
3) Ausschr. Beilage V und XL ♦) Ausschreiben p. 7. 
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da sie auf eine Wiederherätellung des Papstthums ia Strass- 
bürg zielten.*) 

Auch dem Kaiser waren von den katholischen Domherren, 
wi6 den beiden Excommunicirten Beschwerdeschriften 2) über 
die Vorfälle in Strassburg eingereicht worden. Allzugrosse 
Hoffnungen konnten Witgenstein und Winneberg freilich nicht 
.*in ihre Appellation knüpfen; wussten sie doch aus eigner Er- 
fahrung, welche Stellung Rudolph im Cölner Streit ihnen gegen- 
über eingenommen hatte. Ebensowenig Aussicht auf Erfolg 
hatten ihre Schritte bei den evangelischen Reichsständen, da 
diese aus dem Gebhard'schen Kriege gespalten hervorgegangen 
waren und der Sachlage nach auch weiter nichts thun konn- 
ten, als die Schritte ihrer Religionsverwandten beim Kaiser 
unterstützen und Johann von Manderscheid um Beilegung des 
Streites bitten. Hatte aber das Domcapitel gehofft, der Kaiser, 
welcher es zum Vorgehen gegen die Gebannten ermuntert hatte, 
werde ihm eine kräftige Stütze in diesem Streite sein, so sollte 
Enttäuschung seiner harren. Wie zuvor in den Cölner Wirren, 
so beschränkte Rudolph auch jetzt sein Eingreifen wesentlich 
auf die Entsendung von Ermahnungs- und Drohbriefen, welche 
von protestantischer Seite nicht beachtet wurden und den 
Katholiken keinen Vortheil gewährten. Diese Halbheit in dem 
Handeln des Kaiser zeigte sich auch sofort wieder in der 
Strassburger Sache. Die katholischen Stiftsherren hatten näm- 
lich im Anschluss an ihre Beschwerde über die jüngsten Ereig- 
nisse im Bruderhof Rudolph um die Absendung von Commis- 
sarien gebeten. Anstatt nun auf diesen Wunsch einzugehen 
schickte jener lieber einen Brief, in welchem er zwar noch 
weitere Uebergriffe der Excommunicirten für wahrscheinlich, 
hielt, jedoch die Hoffnung aussprach, es werde dem Capitel 
schon möglich sein, dieselben zurückzuweisen.^) 

Da die katholischen Domherren vom Beginn des Streites 
ab erklärt hatten, nicht der Confession halber wollten sie Geb- 
hard und seine Anhänger aus dem Strassburger Stift aus- 
schliessen, vielmehr erfordere die gegen jene verhängte Kirchen- 



^) Ausschreiben Beilage X. 

^) Ausächreibüu Beilage iV. ^) Ausschreiben Beihige VIII. 
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strafe diesen Schritt, so massten sie darauf sehen , dass die 
drei evangelischen Capitulare, welche nicht mit dem Banne be- 
legt waren, sich den Excommunicirten nicht zngcsellten. Nur 
der Graf von Waldeck und der ältere Mansfeld waren von 
diesen drei protestantischen Stiftsherren damals in Strassburg 
und mehrere Schriftstücke wurden mit ihnen von den Katho- 
liken in Betreff der schwebenden Frage gewechselt.') Leicht 
wurde der Graf von Waldeck bewogen, sich an dem Vorgehen 
gegen Witgenstein und Winneberg zu betheiligen; allein Einst 
von Mansfeld wollte vor der Entscheidung eines Generalcapitels 
jene vom Stift niclit ausgeschlossen wissen und stellte sich auf 
Seite der Excommunicirten aus Furcht, es möchten die gegen 
diese ergriffenen Massregeln den Anfang zur Entfernung aller 
evangelischen Canonicer aus Strassburg bilden. 

Mittlerweile war der 14. Juli, der für den Generaloonvent 
festgesetzte Tag herangekommen. Wie viele Capitulare, die 
sämmtlich mit Ausnahme der excommunicirten zu dieser Sitzung 
eingeladen waren, in Strassburg erschienen, ist nicht ersicht- 
lich; von den protestantischen Domherren fand nur der Graf 
von Waldeck sich im Bruder hof ein, indem der jüngere Mans- 
feld auswärts weilte und wegen seines Fernbleibens sich ent- 
schuldigte, der ältere dagegen bei der Berathung der Cölner 
Angelegeuheit nicht zugegen sein wollte und die ganze Sitzung 
versäumte.*^) 

Bei verschlossenen Thüren, um nicht durch etwaiges Ein- 
dringen Witgensteins und Winuebergs gestört zu werden, fan- 
den die Verhandlungen statt und das Capitel beschloss, die Ex- 
communicirten, wie es die Statuten des Stifts und die Befehle 
der geistlichen und weltlichen Obrigkeit verlangteu, so lange 
ihrer Aemter und Würden verlustig zu erklären, bis sie durch 
die Absolution rehabilitirt seien. ^) Während man aber auf diese 
Weise dem Grafen von Solms und den beiden in Strassburg 
bereits weilenden Gebannten die Möglichkeit liess, in ihre Stifts- 
stellen wieder einzutreten, entsetzte man Gebhard sogleich seines 
Amtes und wählte als Ersatz für ihn den im Cölner Streit oft 



») Ausschr. Beilage: III; p. 12; XII. 

2) Auascbr. Beilage XXXII. 3) Ausschr. Beilage XVI. 
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genannten ^) streng katholischen Friedrich von Sachsen zum 
Decan. 

Es enthielten nämlich die Stiftsstataten die Bestimmung, 
dass ein Domherr, welcher sich verheirathen wolle — um, wie 
dies damals häufig vorkam, in den weltlichen Stand zurück- 
zukehren — auf sein Canonicat verzichten müsse. ^) Auch von 
den protestantischen Capitularen wurde dieses Decret noch als 
rechtskräftig angesehen, so dass selbst nach der vollständigen 
Trennung des Stifts, von der später die Rede sein wird, Winne- 
berg von den Anhängern seiner Confession auf Grund dieses 
Paragraphen gezwungen ward, aus dem Oapitel auszuscheiden. 
Rechtlich konnte also gegen die Neubesetzung der Decanstelle 
nichts eingewandt werden. Wenn daher Witgenstein, Winne- 
berg und Mansfeld ihre Anerkennung Friedrich von Sachsen 
verweigerten, so geschah solches nur, weil die beiden ersteren 
keine Einladung zur Wahl erhalten hatten, und letzterer sich 
durch das Capitel überlistet glaubte.^) Der Grund aber, aus 
welchem die Stadt die Decanswahl für ungiltig hielt, weil näm- 
lich das Churfürstencolleg die Absetzung des Cölner Erzbischofs 
noch nicht bestätigt habe, und bis zu dessen Entscheidung das 
Oapitel gegen Gebhard nicht hätte einschreiten dürfen^), ist 
völlig hinfällig, da das erwähnte Statut von jener gänzlich un- 
abhängig war. Dass endlich der Gemahl der Gräfin von Mans- 
feld auf seine Stelle in Strassburg nicht verzichtete, ja sogar 
drohte, sich dieselbe mit Waffengewalt erhalten zu wollen^), 
kann als Massstab für die Beurtheilung jenes Capitelsbeschlusses 
nicht dienen. 



1) ab Isselt: de hello Colon. II, 233—284. 

2) Ausschr. Beilage XIX. 

3) Ausschr. Beilage XXXI 1; führten sie dagegen im Verlauf des 
Streites, um jenes Statut zu entkräften, den BeschUiss von 1542 in's 
Treffen, wonach das Generalcapitel Wolfgang von Dachstein in seinem 
Canonicat beliess, trotzdem er in Bigamie lebte (Häberlin 1. c. XVII, 
p. 60) , so kann uns diese Nachricht nur ein Zeichen für die Corrup- 
tion sein, welche zur Zeit jenes Entscheids im Stift geherrscht 
haben mag. 

♦) Ausschreiben Beilage XIV. 

^) cf. seinen Brief d. d. 10. August, Ausschr. Beilage IL 
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Der Rath, welcher darüber verstimmt war, dass all sein 
Bitten den Ausbruch des Streites nicht hatte verhüten können, 
beschloss nun die Verhandlungen mit dem Capltel abzubrechen 
und die Domherren sich selbst zu überlassen, drohte aber, falls 
dieser Zwist der Stadt irgendwie Nachtheile brächte, würde 
man sich an den Gütern des Stifts schadlos halten. ^) Und in 
der That war Strassbnrg in der peinlichsten Lage ; die Erbitte- 
rung im Volke wuchs täglich, die Capitulare rüsteten offen 
gegen einander und bereits war es zu Thätlichkeiten zwischen 
ihren Dienern während der Johannismesse gekommen. Dabei 
waren nun dem Magistrat, trotzdem auf diese Weise der Friede 
der Stadt in Frage gestellt wurde, die Hände durch ein altes 
Municipalstatut vollständig gebunden, wonach ihm die Ein- 
mischung in Streitigkeiten des Olerus untior keinen Umständen 
zukam. ^) 

Am' 21. August gesellte sich zu den aus dem Stift aus- 
geschlossenen Capitularen der in Cöln ebenfalls excommunicirte 
Graf Hermann Adolph von Solms. Auch er gedachte wenig- 
stens in Strassbnrg sein Ganonicat zu behaupten, fand aber 
seinen Hof bereits von einem katholischen Domherrn bewohnt 
und erhielt in Betreff der ResidenzgeHllle denselben Bescheid 
wie einst Witgenstein und Winneberg. ^) Entschlossen, solche 
Massregeln nicht über sich ergehen zu lassen, berief Solms eine 
Capitelsitzung, begab sich mit Mansfeld und Witgenstein in den 
Bruderhof und liess den Conventssaal , da die Katholiken nicht 
erschienen, mit Gewalt öffnen. Um des einmal errungenen 
Vortheils nicht wieder verlustig zu gehen, legten hierauf jene 
an die Thüren des Capitels Schlösser, nachdem sie zuvor aus 
dem Kornkasten ihre Gefälle entnommen hatten. Da aber die 
katholischen Domherren jenen Verschluss wieder entfernten, und 
nach allen seitherigen Erfahrungen ein Nachgeben von ihnen 
nicht zu erwarten war, so hielten die Excommunicirten eine 
Besetzung des Bruderhofs für das einzige Mittel, durch welches 
sie ihre Gegner zum Frieden zwingen könnten. Mit einer zahl- 



>) Ausschr. Beilage XX. 

') Acta und Handlungen pars II, No. H. 

^) Ausschreiben p. 25. 
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reichen und wohlbewaffneten Dienerschaar rückten deshalb 
WitgenBtein, Solms und Winneberg am achtundzwanzigsten 
August an, erklärten den Schaffnern, das Verhalten ihrer Mit- 
eapitulare nöthige sie, das Stift zu besetzen, and verschlossen 
dasselbe, als die katholischen Domherren erschienen, um ihre 
Rechte zu wahren. ^) Sodann bemächtigten sich die Gebannten 
im Interesse Gebhards der Decanei'^), erbrachen das Chorge- 
wölbe, in dem die Kleinodien und Schätze des Stifts aufbe- 
wahrt wurden, und eigneten sich, was an Kostbarkeiten, Geld 
und Briefen vorhanden war au. Das Werthvollste hatten frei- 
lich die Katholiken zum nicht geringen Aerger ihrer Gegner 
bei Seite geschafft und auf wiederholtes Ermahnen Johanns von 
Manderscheid ^) , welcher eine ähnliche Verschleuderung der 
Kirchenschätze, wie sie in den Cölner Wirren durch Geb- 
hards Anhänger stattgefunden hatte, auch in Strassburg be- 
fürchtete, nach Zabern in Sicherheit gebracht.^) 

Es lag nicht in der Absicht der evangelischen Stiftsherren 
den Bruderhof um seiner selbst willen besetzt zu halten, viel- 
mehr wollten sie durch dessen Einnahme nur ihre Gegner 
dazu zwingen, die Eintracht im Capitel wiederherzustellen. 
Gaben sie doch den Schaffnern den Befehl, nach wie vor den 
katholischen Domherren die Gefälle zu verabfolgen. Als frei- 
lich die Unterthanen des Stifts katholischerseits ermahnt wurden, 
Getreide und Wein nicht mehr nach Strassburg zu liefern, 
ward jenes Gebot widerrufen ^) und nur dem Grafen von Sulz, 
der, wie erwähnt, an dem Vorgehen gegen die Gebannten sich 
nicht betheiligte, das Gefalle bis an sein Lebensende ausge- 
zahlt.«) 

Nichtsdestoweniger war die Einnahme des Bruderhofes ein 
Unrecht. Fühlten sich nämlich die . evangelischen Domherren 
durch die Erkenntniss des Generalcapitels, dessen Berufung sie 
stets verlangt und dem zu gehorchen, sie die Pflicht hatten. 



>) AusBchr. Beilage XXII und XXIIL 

*) Ausschr. p. 36. 

3) Ausschr. Beilage LXIX. 

«) Ausschr. Beilage XXI und XXIV. 

^) Appelations-Instrumenta No. I. 

^) Acta und Handlungen requisit. pars I. No. X. 
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besehwert, so massten sie eine Appellation an ihre Behörde 
d. h. den Bisehof einreichen. War nun dieselbe mit Umgehung 
Johanns von Manderscheid bereits an den Kaiser abgegangen, 
so hatten die Appellirenden dessen Antwort ruhig abzuwarten. 
Hofften sie aber die Einnahme des Bruderhofs damit recht- 
fertigen zu können, dass sie dem Wegschaffen der Kleinodien 
ein Ende machen wollten, so war dieser Grund, da das Capitel 
doch in Zeiten der Gefahr das Recht hatte, sein Eigenthum 
in Sicherheit zu bringen, ebenso hinfällig, wie der andere, den 
die Gebannten vorschützten, dass nämlich etliche evangelische 
Fürsten ihnen die Weisung gegeben hätten, in Strassburg keine 
katholischen Neuerungen aufkommen zu lassen. 

Durch diesen Vorfall wurde der Magistrat, so unangenehm 
es ihm war, aufs Neue in den Streit der Domherren hinein- 
gezogen. Hätte der Rath auch gern die Beschwerden der 
beiden Stiftsparteien, von denen die katholische^) über die 
Einnahme des Capitels, die protestantische') über das Ver- 
schwinden der Kleinodien sich beklagte, unberücksichtigt ge- 
lassen, so erforderte es doch das Interesse der Bürgerschaft, 
dass er auf dieselben einging. Es hatte nämlich die Stadt das 
Privilegium, den Bruderhof, welcher in ihrer Mitte lag, als 
freien Pass zu benutzen^), und durch die Versperrung des ge- 
wohnheitsmässigen Weges seitens der evangelischen Domherren 
wurden nun Handel und Verkehr nicht unerheblich gestört. 
Mit Zustimmung des Capitels^) und trotz des Protestes der 
evangelischen Stiftsherren ^) legte desshalb der Magistrat eine 
Wache in den Bruderhof mit dem Befehl, die Eingänge des- 
selben offen zu halten und alle Thätlichkeiten zu verhindern. 

Kannte der Rath auch das Vorgehen jener drei Capitulare 
nicht billigen, so unterstützte er sie doch indirect, in der 
Hoffnung, dass die katholischen dadurch zum Frieden ge- 
zwungen würden. Auf Veranlassung des Capitels forderte er 
zwar von den Protestanten die Räumung des Bruderhofs und 
die Hinterlegung des aus dem Verkauf der Früchte erlösten 

Ausschreiben Beilage XXI. 
») Ausschr. Beilage XXII und XXV. 

^) Ausschr. Beilage XXIII. *) Ausschr. Beilage XXVI. 
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Oeldes ^), drang aber nie auf Befolgung dieses Befehles. Eben* 
sowenig liess der Magistrat durch die Soldaten dem Verkauf 
von Getreide und Wein entgegentreten, welchen die Inhaber 
des Stiftsgebäudes jetzt in grossen Massstabe betrieben. ^) Dem 
Oapitel dagegen bestritt der Rath das Recht, die Kirchenschätze 
ohne Wissen der Stadt aus der Stiftung wegzubringen, der sie 
vermacht seien, und verlangte zu wiederholten Malen, dass sie 
in den Bruderhof zurückgeschafft würden.^) 

Der Streit der Strassburger Stiftsherren, dessen Tragweite 
nach den Cölner Vorgängen noch nicht abzusehen war, konnte 
die Inhaber der benachbarten Territorien nicht unberührt lassen. 
Zuerst richteten die evangelischen Grafen der Wetterau, 
welche in verwandtschaftlichen Beziehungen zu einzelnen der 
Capitulare standen, an Johann von Manderscheid und seine 
Anhänger die Bitte, die schwebende Angelegenheit, nicht 
eigenmächtig zu entscheiden.^) Eine Fürsten Versammlung zu 
Rottenbnrg an der Tauber suchte sodann den Strassburger 
Magistrat zur Schlichtung des Streites zu bewegen. ^) Dagegen 
versuchte die österreichische Regierung zu Ensisheim die bruder- 
höfischen Herren zum Nachgeben zu bestimmen^); auch die 
freie Reichsstadt Hagenau schickte Abgeordnete an dieselben, 
um eine Vermittlung der Parteien zu Stande zu bringen. Diese 
sollte jedoch daran scheitern, dass die katholischen Domherren 
an der Nothwendigkeit der Absolution für die Gebannten fest- 
hielten, dann auch auf den Vorschlag, unter Protest denselben 
bis zur Entscheidung des Kaisers den Sitz im Capitel zu lassen, 
nicht eingingen und zwar aus dem Grunde, weil alsdann die 
protestantischen Capitulare einen solchen ebenfalls voraus- 
schicken wollten.^) In längeren Verhandlungen gab das Me- 
morial Anlass, welches Johann Casimir, Administrator der Chur- 
pfalz, die beiden Pfalzgrafen Riehard von Simmern und Johann 
von Zweibrücken, sowie die Markgrafen Ernst Friedrich und 
Jacob von Baden Durlach und Hochberg an Johann von Man- 
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derscheid und sein Capitel schickten. Sie bedauerten, darin 
den Ausbruch des Streites und die stets wachsende Erbitterung 
in Strassburg und baten, angesichts der von Frankreich dro- 
henden Vergewaltigung der Stadt, den inneren Zwist ruhen zu 
lassen.^) In seinem Antwortschreiben entwickelte hierauf der 
Bischof den Standpunkt, der ihn und die katholischen Dom- 
herren bei all ihren Handlungen leitete, und die sonstigen 
Rücksichten dem Befehl der geistlichen und weltlichen Obrig- 
keit, sowie den Statuten des Stifs gegenüber gering achtete.^) 
Als nun die Ueberbringer des Memorials sich nochmals an 
Johann von Manderscheid wandten und ihn um seine Ver- 
wendung für die Excommunicirten beim Gapitcl 'baten ^), wiess 
er solches Verlangen zurück, weil dieselben seither nie, wie es 
ihre Pflicht gewesen wäre, ihm um seine Intervention gebeten 
hätten, und Rudolph die Entscheidung jetzt in Händen habe.^) 
Die katholischen Domherren aber theilten die Ansicht ihres 
Bischofs^), wie sie denn auch kurz zuvor den Gesandten der 
Churfürsten von Sachsen und Brandenburg gegenüber auf der 
Nothwendigkeit der Absolution der Gebannnten und der Räu- 
mung des Bruderhofs bestanden hatten.^) 

Im September hatte Johann die Vasallen des Stifts auf 
Anfang October nach Elsass-Zabern beschieden und ihnen hier 
die Vorgänge zu Strassburg mittgetheilt Darauf ward von 
einem Ausschuss der Lehnsleute mündlich und schriftlich die 
Bitte an die protestantischen Capitulare gerichtet^), sie möchten 
den Bruderhof räumen und die rechtliche Entscheidung des 
Streites ruhig abwarten. Doch hierzu waren die Gebannten 
nicht bereit, händigten vielmehr den Vasallen einen Bericht 
ein, welcher vom protestantischen Standpunkt aus die Vorfälle 
im Stift beleuchtete^) und baten sogar den Ausschuss von seiner 
in Aussicht gestellten Veinnrendung beim Kaiser Abstand zu 
nehmen, weil dieselbe höchstens die Sendung einer Commission 
bewirke, welche viel Zeit und Geld koste und die Erbitterung 
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nur vermehre.^) Nun zogen sich die Lehnsleute von den 
Friedensverhandlnngen zurttck^) und eine badischo Gesandt- 
schaft nahm dieselben auf, indem sie dem Bischof und seinem 
Capitel sechs Vergleichsartikel proponirte. Allein da diese von 
den Katholiken nicht für geeignet befunden wurden und die 
Gegenvorschläge derselben bei den protestantischen Domherren 
auf tief eingewurzeltes Misstrauen stiessen^), so verliefen auch 
diese Verhandlungen resultatlös. Die „neun Punkte gütlicher 
Vergleichung'' endlich, welche die Excommunicirten dem Capitel 
zur Begutachtung übermittelten^), konnten um desswillen ihren 
Zweck nicht erfüllen, weil sie fast nur von den Anhängern 
des Bischofs Zugeständnisse forderten, und diese nicht gewillt 
waren, noch weiter, als den badischen Gesandten gegenüber, 
nachzugeben.^) 

Mit dem Frieden des Stifts war zugleich die Möglichkeit 
geschwunden, die Güter und Einkünfte desselben in der ge- 
hörigen Weise zu verwalten. Vor allem weigerten sich die 
Beamten und Diener des Bruderhofs den gebannten Capitularen 
Gehorsam zu leisten und Hessen sich eher aus ihrer Stellung 
entfernen, als zur Zuwiderhandlung gegen die Befehle der 
Katholiken bewegen.^) Die Unterthanen des Capitels scheuten 
sich, in diesen Zeiten der Verwirrung zum Theil überhaupt 
ihren Verpflichtungen gegen dasselbe nachzukommen und liefer- 
ten keine Gefälle'^), zum Theil entrichteten sie ihre Abgaben 
entweder den Angehörigen ihrer Confession, oder denjenigen 
Domherren, die sie eben dazu zwangen. Jede Uebersicht über 
die Lieferungen gingen auf diese Weise den Verwaltungs- 
beamten verloren, dazu wirthschafteten die Inhaber des Bruder- 
hofs ganz willkürlich mit den Getreide- und Weinvorräthen, 
so dass schliesslich die Schaffner erklärteti, sie könnten, wenn 
nicht bald geregeltere Verhältnisse einträten, ihren Dienst nicht 
weiter versehen.^) 
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Aach die Stadt erlitt in Folge der SUftsstreitigkeiten nicht 
anerhebliche materielle Verluste. Denn da die Truppen, welche 
der Rath in den Brudcrhof gelegt hatte, die evangelischen 
Domherren in keiner Weise in ihrem Treiben hinderten, so 
dass dieselben nicht nur viel mehr Vorräthe verkauften, als 
ihnen zukamt, sondern auch weitere Gewaltthätigkeiten ver- 
übten und z. B. in den Hof Eberhard's von Mauderscheid 
drangen, um sich der Canzlei zu bemächtigen^), so hielten die 
katholischen Capitulare die Stiftsunterthanen zurück, die Ge- 
fälle nach Strassburg zu liefern und entzogen dadurch der 
Stadt manche Zollsumme. 

Da nun der Rath trotz aller Klagen des Gapitels^) gegen 
die Inhaber des Bruderhofs nicht einschritt, so glaubte der 
Bischof nicht länger unthätig zuschauen zu dürfen. Zwar 
hatte er schon früher einmal im Interesse seiner Anhänger sich 
brieflich an den Rath gewandt, aliein dieser hielt damals eine 
Antwoi*t für überflüssig. Um jetzt seinen Forderungen mehr 
Nachdruck zu verleihen, schickte deshalb Johann von Mauder- 
scheid am zweiundzwanzigsten October einen seiner Räthe 
nebst vier Vertreter des unterelsässischen Ritterstahdes an die 
Behörde von Strassburg.^) Zunächst beschwerte sich der 
Bischof darüber, dass man sein früheres Schreiben unbeant- 
wortet gelassen habe, sodann erinnerte er den Magistrat an 
die Befehle des Kaisers und machte den Vorschlag, die Be- 
sitzer des Bruderhofs zur Hinterlegung einer Gaution zu 
zwingen. Damit sollte das Stift für die mannigfachen Nach- 
theile, welche ihm aus dem Streit erwuchsen, entschädigt und 
gegen fernere Uebergriffe der Excommunicirten sichergestellt 
werden. Im Fall Witgenstein, Solms und Winneberg sich 
weigern würden, die Summe zu entrichten, wünschte Johann 
ihre Verhaftung.^) 

Diesmal konnte der Rath eine Antwort nicht umgehen 
und erklärte augenblicklich zwar, da viele Mitglieder des 
Gollegiums fehlten, nicht im Stande zu sein eine solche zu er- 
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tbeilen, verpflichtete sich aber, so bald als möglich dem Bischof 
und den Bittergeschlechtern gegenüber sich über die gemachten 
Vorschläge aaszusprechen. Die letzteren verzichteten für ihren 
Theil auf ein solches Schreiben, da der Streit sie bis jetzt noch 
nicht berühre und ihr Erscheinen nur auf Wunsch Johannas 
erfolgt sei. Obgleich aber der bischöfliche Rath sich dieser 
Verzichtleistung nicht anschlösse > so sollte doch nie seinem 
Herrn eine Antwort zugehen , indem der Magistrat wie schon 
öfters^) ihn mit derselben hinhielt, da er sie eben nicht er- 
theilen wollte. 

Mehr noch als von dieser Gesandtschaft an den Strass- 
burger Rath versprach sich Johann von Manderscheid von dem 
Landtage, welchen er auf Ende December nach Schlettstadt 
ausgeschrieben hatte. Denn, wusste er auch, dass den Ständen 
eine rechtliche Entscheidung in dem Capitularenstreit nicht zu- 
kam, so hoffte er doch, dieselben würden durch ihr Gutachten 
auf Strassburg eine Pression ausüben. An die protestantischen 
Domherren war zu diesem Tage keine Einladung ergangen, 
weshalb sie brieflich die Landstände ^) und namentlich die 
Rittergeschlechter, die ihnen, wie früher gepflogene Unterhand- 
lungen bewiesen % nicht feindlich gegenüberstanden, für sich zu 
gewinnen suchten.^) Doch der Landtag befriedigte weder Jo- 
hann noch die Excommunicirten ; zwar schlössen die versammelten 
ober- und niederelsässischen Stände den Rath von Strassburg, 
da er nicht unparteiisch sei, von den Verhandlungen aus^), 
allein zu Gunsten eines der streitenden Theile entschieden sie 
sich nicht. Vielmehr machten die Landstände den Vorschlag, 
den Streit durch Ausschluss beider Stiftsparteien aus dem 
Bruderhof zu schlichten, und die rechtliche Entscheidung des- 
selben dem Erzbischof von Mainz und dem Churfürst von 
Sachsen anheimzustellen.^) Allein die protestantischen Capitu- 
lare waren nicht gewillt, ihren durch die Einnahme des Bruder- 
hofs erlangten Vorttheil wieder preiszugeben. Mit Gewalt holten 
sie vom Land die Gefälle, nahmen Getreide und Wein sogar 
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den katholischen Domherren mit Hülfe von Bttrgern weg und 
vertrieben Johann von Hohensachsen aus seinem HofJ) Auch 
der Rath war mit den Vorschlägen des Landtags nicht ein- 
verstanden, behauptete, zur Ausweisung der Excommunicirten 
aus dem Bruderhof weder das Recht, noch die Pflicht zu haben ^) 
und Hess dieselben) welche, sich ganz sicher unter der Obhut 
der städtischen Wachen fühlten^), nach wie vor im Stift beliebig 
schalten und walten. 

Den Schlnss der vielen Reibereien im Jahre 1584 machte 
der Streit der Domherren, welcher sich um den Kalender 
drehte. Das Stift veröffentlichte nämlich jedes Jahr einen 
solchen, und da die protestantischen Capitulare sich nach Ein- 
nahme des ßruderhofs als Repräsentanten desselben betrach- 
teten^), veranstalteten sie die ttbliohe Ausgabe. In derselben 
war jedoch Gebhard noch als Erzbischof von Cöln und Decan 
von Strassbnrg aufgeführt, die Confession der einzelnen Dom- 
herren durch verschiedenen Farbendruck gekennzeichnet und 
die Liste der katholischen Capitulare ungenau. Letztere sahen 
in der Art der Abfassung des Kalenders eine Aufreizung der 
ohnehin hochgehenden Leidenschaften und verlangten vom 
Rath die Bdbtrafung des Verlegers sowie ein Verbot gegen den 
Verkauf dieser Blätter.^) Allein da die Bruderhöfischen er- 
klärten, einen Unterschied in den Farben nur gemacht zu 
haben, um zu zeigen, dass ausser den Excommunicirten noch 
Protestanten im Stift seien und zur Berichtigung ihrer im 
Kalender untergelaufenen Fehler bereit waren*), hatte der 
Rath keine Veranlassung auf den Wunsch des Capitels ein- 
zugehen. 

Kurz nach dieser Veröffentlichung übergaben die Bruder- 
höfischen in einem „Ausschreiben** der Oeffentlichkeit einen Be- 
richt von dem Entstehen des Streites und seinem Verlauf bis zu 
Ende des Jahres 1585. — 

Da Wilhelm von Baiern als eifriger Verfechter der katho- 
lischen Interessen und als Vertrauter des Kaisers bekannt war, 

>) Ansschr. Beilage LXIII und LXX. 
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fto hatte Bischof Johann schon im September 1584 denselben 
durch eine Gesandtschaft gebeten, Radolph zu energischen 
Massregeln gegen die gebannten Domherren zu bewegen. 9 
Durch dass Drängen des Strassburger Capitels, wie die Ver- 
wendung des Baiernhcrzogs für dasselbe bewogen, verstand 
sich jener endlich dazu, dem Grafen Arnold von Manderscheid 
im Juli 1585 Befehle gegen die Inhaber des Bruderhofs ein- 
zuhändigen. Weil Witgenstein, Winneberg, Solms und Mansfeld, 
so hiess es in dem Mandat, unrechtmässig den Bruderhof be- 
setzt hielten, falsche Titel sich beilegten und unter dem nichtigen 
Schein dieser Decrete erliessen, befehle hiermit Rudolph den 
Unterthanen des Stifts, jene nicht als Domherren anzusehen 
und nur an die katholischen Zinsen und Gefälle zu liefern.^) 

Im August kam Arnold von Manderscheid mit diesem Er- 
lass nach Strassburg, schlug ihn an ein Thor des Münsters, 
übermittelte auch dem Rath eine Copie und verbreitete das 
Schriftstück überall im Stift.^) Hiergegen verfertigten die von 
der kaiserlichen Massregel Betroffenen je eine Rechtfertigungs- 
und Appellationsschrift an Rudolph.^) Darin bestritten sie die 
Rechtmässigkeit des zu Cöln verhängten Bannes, betonten, dass 
seit langem in Strassburg protestantische und gebannte Capi- 
tulare im Stift gesessen hätten und baten den Kaiser, er möge 
im Verein mit den Ständen den Streit zum Austrag bringen. 
Auch an den Erzbischof von Mainz und Johann Casimir von 
der Pfalz werden diese Schriftstücke geschickt.^) 

Endlich kam im November die von Johann und dem Capitel 
schon längst ersehnte kaiserliche Oommission an, bestehend aus 
dem Grafen von Ilelfenstein, dem Freiherrn von Pollwetler und 
Dr. Ruland. Alle waren Katholiken und namentlich PoUweiler 
hatte sich zu Hagenau in der Bekämpfung des Protestantismus 
hervorgethan.®) Es war also vorauszusehen, dass die Entschei- 
dung der Commissare ganz im Geiste der Restauration erfolgen 
würde, zumal die früheren Beschwerdeschriften der evangelischen 
Capitulare, welche den Kaiser und seine Umgebung milder 
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stimmen sollten, von der Hofkanzlei ungeöffnet zurückgeschickt 
worden waren. ^) Sogleich begab sich die Commission zum 
Bischof und den katholischen Domherren, berathschlagte mit 
denselben ^) und übergab am 20. November dem Magistrat von 
Strassburg ein Schreiben Rudolphs.^) In demselben beschwerte 
sich der Kaiser , dass die Stadt all seine Befehle, die er ihr 
während des Capitelstreites zugesandt habe, nicht berücksichtigt 
hätte. Nichts habe Rudolph, wie das Schreiben sagt, ferner 
gelegen, als die Execution des Bannes dem Magistrat zuzu* 
muthen; nur das verlange er, dass derselbe die Obrigkeit der 
protestantischen Domherren nicht hindere, gegen dieselben vor- 
zugehen. Nachdem seine Befehle unbeachtet geblieben seien, 
sende er diese Commission mit dem Auftrag, in seinem Namen, 
als dem des Obervogts und Schirmherrn aller Stifte des Reiches, 
den Bruderhof zu besetzen. Die Commissare sollten ferner den 
Unterthanen verbieten, den Gebannten die Gefälle zu liefern, 
oder ihnen etwas abzukaufen und der Kaiser sprach die 
Hoffnung aus, der Rath werde jene an der Ausübung ihrer 
Pflicht nicht hindern, vielmehr nöthigenfalls gegen die Inhaber 
des Bruderhofs unterstützen. 

Nun erfolgten längere Verhandlungen. In seiner Antwort 
hob der Magistrat hervor, wie er im Interesse des Stifts den 
Ausbruch des Streites habe verhindern wollen und später beiden 
Parteien stets die Versöhnung angerathen hätte. Ihm selbst 
sei durch die Beseitigung der Kleinodien katholischerseits mit 
Misstrauen begegnet worden, die Stadt werde durch das Aus- 
bleiben der Gefälle aufs empfindlichste geschädigt und sähe 
es desshalb gern, wenn die Commission in Güte den Streit zum 
Austrag bringe. Dagegen bat der Rath falls die Commission 
in die Lage versetzt werde, mit Gewalt gegen die protestan- 
tischen Capitttlare vorzugehen, möchte sie ihn mit der Execution 
verschonen, zumal jene auch an die Stände appellirt hätten, 
und Strassburg ohne vorhergehende Berathung mit den übrigen 
Anhängern der Augsburger Confession das Begehren des Kaisers 
nicht erfüllen könne.^) 
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Dass die Anhänger des Bischofs von der Commission das 
Beste für sich hofften, war aus ihrem ganzen Verhalten ersicht- 
lich. Zunächst verstärkten sie und namentlich der Decan 
Friedrich von Sachsen die Dienerschaft, um der Commission 
bei Ausweisung der Gebahnten aus dem Bruderhof behülflich 
sein zu können^ Doch der Rath sah sich desshalb genöthigt, 
die im Stift liegenden Wachen zu verstärken, wenn er auch 
der Commission gegenüber erklärte er thue es nur, damit die 
Unterhandlungen zwischen ihr und den beiden Parteien un- 
gestört vor sich gehen könnten. 

Am 28. November erliessen die Commissare an die Inhaber 
des Bruderhofs den Befehl vor ihnen zu erscheinen. ^) Anfangs 
sträubten sie sich, der Ladung Folge zu leisten und, als sie 
später doch kamen, thaten sie solches nur mit dem ausdrück- 
lichen Bemerken, dass sie ihre frühere Appellation an Kaiser 
und Stände aufrecht hielten und diese Unterhandlung blos als 
eine gütliche, nicht etwa rechtliche ansähen.^) Hiermit war 
von vornherein ausgesprochen, dass die Gebannten den Befehlen 
Rudolphs, welche von ihnen die Räumung des Bruderhofs und 
die Auslieferung der Früchte verlangten^), nicht gehorchen 
würden. Sie erklärten dieses auch ganz offen und bestritten 
dem Kaiser überhaupt das Recht, in diesem Streit allein ein 
Urtheil zu fällen, indem sie sich auf eine Erklärung der Evan- 
gelischen Churfürsten von 1666^) beriefen, wonach sie in Re- 
ligionssachen nur von Anhängern ihrer Confession einen Ur- 
theilsspruch annähmen. Doch machten sie den Vorschlag, dem 
Bischof von Speier und dem Churfürsten von der Pfalz seque- 
sterweise den Bruderhof bis zur rechtlichen Entscheidung des 
Streites zu überlassen. Allein hierzu war die Commission nicht 
ermächtigt, und, da alle gewechselten Schriften immer nur Apo- 
logien der betreffenden Parteien^) waren und nicht zum Ziele 
führten, ausserdem aber die kaiserlichen Bevollmächtigten bei 
der Haltung des Magistrats es nicht wagten, mit Gewalt gegen 
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die Gebannten vorzugehen, ßo verliessen sie Mitte December 
die Stadt. Was weiter erfolgen würde, war nicht vorauszu- 
sehen, aber ein damals ausgeschriebenes Kirchengebet zeigt in 
seiner Abfassung, wie sehr man in Strassburg fttr das Luther- 
thum fürchtete.*) 

Sogleich nach der Abreise der Commission richteten die 
protestantischen Domherren ein „instrumentum pacis ac suppli- 
cationis^' an den Erzbischof von Mainz und Johann Casimir. 
Nach einer langen Beschwerde über die Massregeln ihrer Geg- 
ner und die Art und Weise, wie sie gerichtet würden, baten 
die Gebannten diese beiden Fürsten, sie möchten Zeit und Ort 
zu einer Versammlung bestimmen, in welchdr ihnen Gelegenheit 
gegeben werde, ihre Klagen vorzubringen.-) Allein der Fttrst- 
primas Wolfgang von Dalberg verweigerte die Annahme des 
Schriftstücks, da diese Angelegenheit vor das Forum des Kai- 
sers allein gehöre. Als ihm der Bote entgegenhielt, dass von 
seiner Kanzlei doch die erste Beschwerdeschrift ^) angenommen 
worden sei, erklärte er, solches sei ohne sein Wissen von sei- 
nen Käthen geschehen. So konnte der Notar nichts thun, als 
unter Protest wegen „denegata justitia" weiter reiten und be- 
gab sich nach Heidelberg, wo der Churfürat von der Pfalz 
versprach, bei den Ständen sich für die Excommunicirten ver- 
wenden zu wollen. ^) 

Begreiflich, dass nach dem Fehlschlagen jener Unterhand- 
lungen in Strassburg die beiden Parteien nur noch erbitterter 
gegen einander wurden. Schon lange betrachteten sich die 
Inhaber des Bruderhofs als das rechtmässige Capitel, da schon 
die Anwesenheit von drei Domherren zur Repräsentation des 
Stifts genügte und sie „more majorum et loco consneto'^ ihre 
Sitzungen abhielten. ^) Die Anhänger des Bischofs, welche nach 
ihren Kirchengesetzen mit jenen nicht tagen durften, waren de 
facto durch die Besetzung des Bruderhofs aus demselben aus- 
geschlossen, wenn auch vorerst die Evangelischen sie als Mit- 

Dasselbe ist den „Acta und Handlungen'' angehängt. 
*) Instrum. requisit. No. I. 
^) Appelations-Inst^'umente. 
*) Instruiu. requisit. No. II. 
^) Ausschreiben Beilage XLI. 
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capitalare betrachteten. Unter Protest verlegten sie deshalb 
ihren Sitzungsort nach dem Hofe des Domprobsts, oder Je 
nach Bedttrfniss anderswohin und stützten sich auf ihre Majo- 
rität Beide Parteien fassten oft die entgegengesetztesten 
Beschlüsse. So cooptirte 1585 das katholische Capitel; Gebhard 
von Manderscheid, Carl von Lothringen, Philipp und Ferdinand 
von Baiern, Carl von Manderscheid, Anton von Minden, endlich 
Johann Albrecht von Hohensachsen. Die protestantischen Dom- 
herren, die ebenfalls das Bedürfniss hatten, ihre Partei zu ver- 
stärken, gedachten Johann Albrecht von Solms, August von 
Brandenburg, Johann Georg von Anhalt und Ulrich von Hol- 
stein mit Canonicaten auszustatten. Hierzu war nach altem 
Brauch die Investitur der Betreffenden durch den Domprobst 
nöthig. ^) Da indess dieser, der Graf von Neuenbürg, das 
evangelische Capitel als nicht zu Recht bestehend betrachtete 
und die erledigten Stellen bereits mit den oben Genannten be- 
setzt hatte, versagte er den von jenem Vorgeschlagenen die 
Investitur. Doch die Gebannten erklärten diese für überflüssig 
und so wurden mehrere Canonicate doppelt besetzt, wodurch 
die Verwirrung im Stift noch zunahm. — 

Betont wurde schon, dass beim Beginn des Streites die 
katholischen Domherren eine principielle Ausschliessung der 
Protestanten aus dem Strassburger Stift nicht beabsichtigten. 
Doch durch die Wirren erbittert, fassten sie endlich diesen Plan. 
Als im Jahre 1586 der Graf Reinhard von Leinigen- Westerburg, 
ein Protestant^ sich um Aufnahme beim katholischen Capitel 
bewarb, fasste dieses am 17. Juli in einer Sitzung zu Erstein 
den Beschluss, nur Solche noch zu bef5rdern, welche die pro- 
fessio fidei ablegten. Dieselbe wurde nun auch von dem Grafen 
von Leiningen verlangt Allein da der Bischof solch schroffes 
Vorgehen nicht für rathsam hielt und nicht wünschte, dass jetzt 
schon dieser Beschluss in Kraft trete, so fand das Capitel einen 
Ausweg. Es war nämlich jener Graf noch nicht volljährig, 
und ein Theil seiner Vormunde bekannte sich zur katholischen 
Kirche. Man hatte also die Hoffnung, Leiningen für dieselbe 
gewinnen zu können, nahm ihn vorläufig auf in das Stift, be- 



») Häberlin XVII, p. 94. 
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stimmte jedoch, dass er dann «rst zam Capitel, zur Residens 
und zam Oenusae der Einkfinfte zugelassen werde, wenn er 
die Confession gewechselt habe. ^) Genau betrachtet kam diese 
Massregel einer definitiven Ausschliessung aller Protestanten 
doch gleich, da doch Niemand sich um ein Canonicat bewarb, 
um blos den Titel Domherr zu führen und Jeder, um auch die 
Rechte einer solchen zu gemessen, zuerst katholisch werden 
musste. Doch hätte man auf diese Weise für einige Zeit wenig- 
stens den Schein wahren können, als würden nach wie vor 
Evangelische zur Canonication zugelassen, wenn nicht die Pro- 
tocoUe jener Sitzungen den Bruderhöfischen in die Hände ge- 
fallen wären. 

Die Erbitterung, welche die Stiftsparteien ergriffen hatte, 
gab 8ic|i schon öffentlich zu erkennen. Täglich fast stiessen 
die Diener der Domherren Drohungen gegen einander aus und 
auch zu Gewaltthätigkeiten war es schon gekommen; so hatte 
z. B. der glaubenseifrige Franz von Kriechingen mit den Waffen 
in der Hand ein Dorf eingenommen, welches unter dem Schutz 
der Stadt stand. 

Gewiss war es die Pflicht des Kaisers unter solchen Um- 
ständen bald und kräftig einzuschreiten und seine Entscheidung, 
mochte sie ausfallen wie sie wollte, wäre eine Wohlthat für 
das Stift gewesen. Allein trotzdem Wilhelm von Baiern, welchen 
der Strassburger Bischof und sein Capitel öfters um Fürsprache 
bei Rudolph angegangen hatten^), beim Kaiser stets auf Ver- 
kündigung der Acht gegen die Bruderhofischen drang, vermochte 
sich dieser zu keinem entscheidenden Schritt zu entschliessen. 
Nun war Wilhelm im Verein mit Ferdinand von Tyrol bemüht, 
alle katholischen Stände zu einer Deputation an den Kaiser 
zu veranlassen, welche demselben nochmals nahe legen sollten, 
energisch in Strassburg vorzugehen. Schon hoffte der Baiern- 
herzog die neuen Klagen, welche vom dortigen Stift einliefen^ 
dass nämlich die evangelischnn Domherren im April 1587 den 
Einnehmer der Katholiken aus seinem Hause vertrieben und 
aller seiner Schriften und Register sich bemächtigt hätten^). 



») Häberlin, l. c. p. 70—73. «) Stieve, l. c. p. 46. 

3) Häberlin I. c. XVII, p. 2. 
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würden Rudolph für sein Vorhaben gewinnen. Indess begnügte 
sich derselbe damit, nochmals einen Befehl zur Räumung des 
Brnderhofs nach Strassbnrg zu senden, der um so weniger von 
den Evangelischen beachtet wurde, als sie im Nothfall an den 
deutschen Söldnern, die eben jetzt den Hugenotten zu Hülfe 
zogen, einen Rückhalt zu haben hofften. Am schmerzlichsten 
berührte es jedoch Wilhelm, dass nach Erlass jenes Befehls die 
katholischen Stände die Absendung einer Deputation für über- 
flüssig hielten. Vergeblich war sein Bemühen, dieselben zu 
anderer Ansicht zu bringen, und nur die Churfürsten vermochte 
er wenigstens dazu, brieflich beim Kaiser um Verkündigung der 
Reichsacht zu bitten.^) 

Wilhelm von Baiern hatte bei seinen Verhandlungen mit 
den katholischen Ständen behauptet, dass jenes Schreiben 
des Kaisers wie alle vorhergehenden ohne Erfolg bleiben werde. 
Ja, es wurden sogar die Brnderhöfischen , als sie die Unent- 
Bchlossenheit des Kaisers sahen, immer kühner und nahmen 
im November 1588 den katholischen Domherren auch noch 
den Gürtlerhof ab.^) 

Die Veranlassung hierzu war folgende: Ziegler war Dechant 
an der Kirche zu St. Leonhard und zugleich Vicar des Strass- 
burger Domstifts. Derselbe neigte dem Lutherthum zu und 
hatte deshalb mehrere Male von dem Domprobst Nellenburg, 
der zugleich auch Ordinarius und Gollator zu St Leonhard 
war, scharfe Ermahnungen, ja sogar Strafen erhalten.^) Nun 
Hess sich Ziegler, um gegen Bischof und Capitel gesicherter 
zu sein von der Stadt Strassbnrg das Bügerrecht verleihen, 
schioss sich an die Bruderhöfischen an und schwankte noch 
zwischen der alten und neuen Lehre.^) Als er am 27. 
März nach Düppigheim zur Kirche gehen wollte, überfielen 
ihn Soldaten des Bischofs und schleiften ihn verwundet nach 
ElsasB-Zabern, wo Johann fast ständig residirte. Lange Zeit 



1) Stieve, 1. c. p. 46. 

2) HUberlin, 1. c. XVU, p. 7. 

3) Häberlin 1. c. p. 25. 

4) Hatte er doch schon öfters lutherisch gepredigt, während er 
am Tage seiner Gefangennahme die Messe lesen wollte, cf. Häberlin, 
1. c. p. 3 und 89. 
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wurde nun Ziegler im Franziscanerkloster dieser Stadt gefangen 
gehalten und nach scharfem Verhör gezwungen zuerst sein 
Bürgerrecht aufzugeben, dann auf seine Stelle am Stift zu ver- 
zichten. Hierauf ward er seiner Aemter und Würden ver- 
lustig erklärt und dem Abt von Ettenheim - Münster in strenge 
Aufsicht gegeben, allein es gelang ihm, nach Strassburg zu ent- 
kommen. Sofort wandte er sich mit einer Beschwerde über 
die erlittene Gewalt an das evangelische Domcapitel und bat 
es um Schutz sowie weitere Auszahlung seiner Gefölie, nament- 
lich einer ihm schon längere Zeit vorenthaltenen Präsenz aus 
dem Gürtlerhofe ^). Die Stadt rächte die Misshandlungen, die 
ihrem Bürger wiederfahren waren, durch Gefangennahme des 
Domprobstes Neuenbürg, in welchem sie den geistigen Urheber 
der ganzen Sache sah. Allein bald musste sie denselben auf 
Befehl des kaiserlichen Kammergerichts zu Speier wieder auf 
freien Fuss setzen -). Die Bruderhöfischen dagegen verschafften 
Ziegler die gewünschten Gefälle durch Einnahme des Gürtler- 
hofes. — 

Wir sehen, wie die evangelischen Domherrn sich nicht nur 
nach und nach Güter des Strassburger Capitels aneignen, son- 
dern auch dessen Functionen gänzlich auszuüben versuchen. 
Bereits am 5. September 1558 schrieb der Graf H. A. Solms, 
indem er sich wie üblich als ältester der anwesenden Capitulare 
den Titel eines Dechanei- Statthalters beilegte, einen General- 
conveut aus und lud hierzu auch die katholischen Stifsherren 
ein^). Doch diese unterliessen es, da sie Solms als Excom- 
municirten nicht für einen Vertreter des Decans ansahen, an 
dem festgesetzten Tage zu erscheinen, und so konnten die 
Bruderhöfischen ungestört ihre Zahl durch Cooptation von An- 
gehörigen evangelischer Confession auf vierzehn erhöhen. Ein 
zweites Generalcapitel wurde am letzten December desselben Jahres 
abgehalten und in ihm beschlossen die protestantischen Dom- 
herren, gegen den ihnen am meisten verhassten Probst Neuen- 
bürg vorzugehen und ihn auf den 18. Januar 1589 vorzuladen. 



Häberlin, 1. c. p. 3—6. 

2) Häberlin, 1. c. p. 6 und 87. 

3) Häberlin, 1. c. p. 7. 
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In der Citation warde er beschuldigt, durch die Einführung von 
Neuerungen den Streit im Stift veranlasst zu haben; auch die 
Entfernung der Kleinodien sowie die Misshaudlungen, welche 
Ziegler erduldet hatte, waren ihm darin zur Last gelegt. Ferner 
behauptete das evangelische Capitel, Neuenbürg habe den Kauf- 
schilling fttr den Rheingräflichen Hof noch nicht entrichtet und 
ohne genügende Sicherheit an Theobaid von Hohensachsen einen 
Zinsbrief ausgeliefert. Desshalb ward er aufgefordert, jene 
Summe zu zahlen und den Zinsbrief zu ersetzen^). 

Diese Ladung veranlasste den Domprobst zu einem ener- 
gischen Protest und einer sehr gereizten Gegenerklärung. Zu- 
nächst nahm er' den Titel eines Dechanei -Statthalters für sich 
in Anspruch, da nicht Solms, sondern er der älteste der an- 
wesenden Capitulare sei. Dann wies er die Beschuldigung, 
Neuerungen im Stift eingeführt zu haben, zurück und behauptete, 
dass solches von Seiten der Bruderhöfischen geschehen sei; 
denn dieselben hätten bei ihrer Aufnahme durch den Bischof 
erst nach Vorlegung der Formata die Weihen erhalten und 
seien dadurch der katholischen Kirche unterthan geworden. 
Sodann verwies er auf jenes Statut betreffend die Verheirath- 
ung von Canonikern, welches Gebhard, ß, A. Solms, Mansfeld 
und Winneberg vom Stift ausschloss. Den Vorwurf, als wolle 
er alle Protestanten vom Capitel ausschliessen, suchte der Dom- 
probst durch den Hinweis zu entkräften, dass sämmtliche An- 
hänger der Augsburger Confession, die rechtlich noch in jenem 
Sassen, von ihm investirt seien 2). Hierauf rechtfertigte Neuen- 
bürg das katholische Capitel wegen der Entfernung der Kleinodien 
und reinigte sich selbst von dem Vorwurf, als hätte er die 
Misshandlungen Zieglers veranlasst wie Schulden an das Stift 
noch nicht bezahlt. Zum Schluss erklärte er sich bereit, alle 
seine Handlungen vor der geistlichen und weltlichen Obrigkeit 
zu verantworten und bat die Stadt in einem Schreiben, ihn und 
sein Eigenthum gegen etwaige Angriffe zu schützen^). 



») Häberlin, 1. c. p. 8—10. 

*) Diese Capitulare waren: Bernhard von Waldeck, Ludwig von 
Leiningen, Joachim und Carl von Braunschweig. 

5) Hierüber cf. Nellenburg's Gegenerklärung p. 1—36. 
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Da bei der Stellung, welche bislang der Kaiser einge- 
nommen hatte, der Streit im Strassburger Domstift niemals be- 
endet werden konnte, fühlte sich zuerst Johann von Hander- 
scheid veranlasst, längere Zeit in Prag seinen Aufenthalt zu 
nehmen, um Rudolph II. zu energischen Massregeln gegen die 
Excommunlcirten zu bewegen ^). Die protestantischen Stände 
dagegen fürchteten, der Kaiser möchte schliesslich dem Drän- 
gen Baierns nachgeben und die Acht gegen die evangelischen 
Domherren aussprechen. Da nun Stra^sburg wegen seines 
seitherigen Ungehorsams gegen die kaiserlichen Befehle 
kaum hoffen durfte, ungestraft zu bleiben, so schloss es 
im Mai 1588 mit Bern und Zürich ein neues Bündniss zu 
wechselseitiger Hülfe, falls ihr Glaube und ihre Freiheit 
angegriffen würden^). Sodann verauchte auf Veranlassung 
des niedersächsischen Kreises eine Gesandtschaft vieler evan- 
gelischer Herren und Städte im April 1589 beim Kaiser eine 
mildere Stimmung gegen die Bruderhöfischen zu erwecken und 
ihn zu bewegen, den Ständen die Entscheidung des Streites zu 
überlassen^). Allein zu einer bestimmten und unzweideutigen 
Antwort war Rudolph nicht zu bewegen. Doch, da er von 
beiden Seiten mit Bitten bestürmt ward, sah er sich genöthigt, 
an einer Partei einen Rückhalt zu suchen und fragte durch 
Baiern bei allen katholischen Ständen an, welche Stellung sie 
zur Strassburger Frage einnähmen. 

Die meisten derselben schickten zwar Gesandte, allein, durch 
Ghurmainz bewogen, forderten sie den Kaiser nicht, wie Wil- 
helm von Baiern wollte, zur Achtserklärung auf, sondern be- 
gnügten sich damit, ihre Zustimmung zu den Massregeln zu 
geben, die Rudolph zu ergreifen für gut befinden würde. So von 
seinen natürlichen Bundesgenossen in einem Augenblicke ver- 
lassen, in welchem die evangelischen Stände ihre Forderungen 
vom April wiederholten, schlug Rudolph den Ausweg ein, die 
Güter des Strassburger Capitels in Sequester zu nehmen. Den 
protestantischen Markgrafen von Ansbach und den katholischen 



Stieve, Briefe und Acten p. 47*. 

2) Häberlin, XVH, p. 6. 

3) Stieve, Briefe und Acten p. 47. 
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Ferdinand von Tyrol beauftragte er damit, alles Eigenthum 
des Domstifts bis zar endgültigen Endscheidung des Streites zu 
verwalten ^). 

In Strassbnrg hatte inzwischen Gebhaid, welcher am 5. Au- 
gust in Begleitung seiner Gemahlin daselbst angekommen war, 
das evangelische Domcapitel bewogen, noch entschiedener als 
bisher gegen die Anhänger des Bischofs vorzugehen. 2). Zu- 
nächst hob es, was die Ehrlichkeit schon längst erfordert hätte, 
das Statut auf, wonach ein Canoniker bei seiner Verheirathung 
auf seine Stelle verzichten musste. Sodann wurden die katho- 
lischen Capitulare aller Einkünfte verlustig erklärt. Als man 
jedoch daran ging, diesen Beschluss durchzuführen, und ihnen 
Geispolzheim mit Waffengewalt abnehmen wollte, vereitelten 
lothringische Soldaten den Plan, indem sie die Truppen der 
Bruderhöfischen überfielen und vollständig aufrieben. Sehr an- 
gelegen kam desshalb den evangelischen Stiftsherren der ge- 
nannte Entschluss des Kaisers. Denn sicher war, dass derselbe 
die Aufhebung jenes Statuts nicht gutheissen und die von ver- 
heiratheten Capitularen ernannten Canoniker nicht als recht- 
mässig anerkennen würde. Auch mussten sie annehmen, dass 
Rudolph zur Wahrung seiner kaiserlichen Autorität die Ein- 
nahme des Bruder- und GUrtlerhofes nicht ungestraft würde 
hingehen lassen. Hatten die Gebannten noch im December 1585 
die Sequestration gewünscht^), so suchten sie dieselbe jetzt zu 
hintertreiben. Auf ihre Veranlassung erklärten sich die protestan- 
tischen Stände mit der kaiserlichen Massregel nicht einverstanden 
und der Markgraf von Ansbach lehnte den ihm gewordenen 
Auftrag ab. Wollten doch die Evangelischen nicht, dass die 
Anhänger ihres Glaubens im Strassburger Stift nach Verlust 
des Bruderhofes dem Urtheil Rudolphs unbedingt unterworfen 
wären. Aber auch die Katholiken begrüssten den Schritt des 
Markgrafen von Ansbach freudig, da ihnen der geistliche Vor- 
behalt und das Recht der altgläubigen Capitulare schon dadurch 



*) Stieve, Briefe u. Acten p. 47. Häberlin XV, p. 242 u. XVII, p.37. 
«) Häberlin, XVII, p. 38. 

3) Schreiben derselben d. d. 13. December 1585 an die kaiser- 
lichen Commissäre: Acta und Handlungen pars I No. IX. 
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in Frage gestellt schien, dass der Kaiser sich mit den Excom- 
municirten überhaupt noch in Verhandlungen einüessJ). 

In jenen Tagen wurde protestantischerseits eine Schrift 
verbreitet, die einen Brief enthielt, welcher angeblich von 
Sixtus V. an Johann von Mauderscheid gerichtet war, ferner 
den Wortlaut eines Vortrags, den ein lothringischer Gesandter 
vor jenem Papst gehalten haben sollte. Diese VeröflFentüchung 
hatte den Zweck, einen engen Zusammenschluss aller evan- 
gelischen Elemente im Reiche zu bewirken und den Kaiser 
womöglich von der katholischen Seite zu trennen^). Mochte 
dieselbe auch schon von Zeitgenossen, die nicht blindlings 
dem confessionellen Hass folgten, hinsichtlich ilirer Glaub- 
würdigkeit angezweifelt werden, an manchen protestantischen 
Höfen wie in Prag rief sie Unruhe hervor^). In dem 
päpstlichen Briefe ward Johann von Mauderscheid zunächst 
wegen seines Eifers für die Erhaltung und Verbreitung des 
katholischen Glaubens belobt; sodann befahl ihm Sixtus V. 
unter Ertheilung der ausgedehntesten Vollmachten, innerhalb 

*) Häberlin XVII, 37. — Die Sequestration durfte nämlich nur 
vorgenommen werden, „wenn kein gewisser Possessor vorhanden, 
oder wenn Krieg und Kriegsgeschrei befürchten Hess, dass dem recht- 
mässigen Possessor sein Recht entrissen werden möchte"; Droysen 
Gesch. der preussischen Politik II, (2) p. 413. Da von letzterem Fall 
keine Rede sein konnte, so mussten die katholischen Domherren bei 
Vornahme der Sequestration glauben, der Kaiser zweifle an ihrem 
Recht, theile also nicht mehr die Auffassung vom reservatum eccle- 
siasticum, wonach eo ipso ihre Gegner der Stifts8tell«n verlustig gingen. 

2) WennReuss in seiner Ausgabe der relatio belli Alsatici p. 151 (33) 
meint, diese protestantische Streitschrift habe den Zweck gehabt, zu 
zeigen wie der Cardinal von Lothringen schon lange sein Augenmerk 
auf das Bisthum Strassburg gerichtet hätte, so geht er von der irrigen 
Ansicht aus, als sei dieselbe erst 1592 erschienen. Allein schon 
15S9 kannte man dieselbe an den protestantischen Höfen und den 
Zweck, den Reuss angjebt, konnte sie nicht verfolgen, da, wie aus 
später Gesagtem hervorgehen wird, in jenem Jahre der Cardinal noch 
keine Aussicht hatte, jemals Bischof von Strassbnrg zu werden, 

3) So nannte z. B. Johann Georg von Brandenburg die Schrift ein 
eitel Gedicht ; Droysen, Gesch. der preussischen Politik II, (2) p. 356. 
Die Werthlosigkeit derselben hat aus formellen, wie sachlichen Gründen 
Stieve in seinen: Verhandlungen über die Nachfolge Kaiser Rudolph II, 
p. 13 Anm. 30 nachgewiesen. 
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dreier Jahre alle Kirchen und Klöster seines Sprengeis zn 
visitiren und den alten Glauben überall wiederherzustellen. Auf 
grössere Wirkung war der zweite Theil der Schrift, der den Vor- 
trag des lothringischen Gesandten enthielt, berechnet. Derselbe 
machte zuerst den Kaisern seit Maximilian I. den Vorwurf, als 
hätten sie theils offen, theils im geheimen die neue Lehre be- 
gtlnstigt und bezeichnete Rudolph IL als Freund der Ketzerei, 
um daran Rathschläge anzuknüpfen, wie am besten Deutschland 
zur katholischen Kirche zurückgeführt werden könnte. Sixtus V. 
sollte sich mit den noch altgläubigen Fürsten und Prälaten in 
Einvernehmen setzen, ihnen zum Zweck der Bekämpfung des 
Protestantismus erlauben, Kirchengüter zu verkaufen und den 
Kaiser durch ein katholisches Bündniss zwingen, die Bruder- 
höfischen aus Strassburg zu vertreiben. Im Fall Rudolph sich 
lässig erzeigen würde, sollte der Pabst ihn bannen, alle Unter- 
thanen ihres Eides entbinden und eine neue Kaiserwahl anordnen. 
Um jedoch dem Reiche ein starkes und glaubenseifriges Haupt 
zu geben, wäre es nöthig, dass die drei weltlichen Ghuren wie- 
der mit Itatholiken besetzt würden. Desshalb schlug der loth- 
ringische Gesandte vor: an Stelle des Pfalzgrafen den Herzog von 
Baiern, statt des Fürsten von Sachsen Otto Heinrich von Braun- 
schweig, endlich für Brandenburg Wilhelm, Herzog von Cleve 
einzusetzen. — So ungeschickt auch das ganze Schriftstück 
abgefasst und so unglaublich sein Inhalt war, es genügte doch, 
die evangelischen Stände zu ängstigen. Selbst der Kaiser 
fürchtete für seine Krone und sah misstrauisch auf Baiem, von 
dem er argwöhnte, es strebe nach derselben, während dieses 
grade die beste Stütze gegen den Plan Johann Casimirs war, 
welcher den Sturz Rudolphs beabsichtigte, falls die Freistellung 
von ihm nicht bewilligt würde 0. — 

Im Januar 1590 antworteten die Bruderhöfischen auf Neuen- 
bürgs Gegenschrift^). Ihre Vertheidigung enthielt im Wesent- 
lichen Schmähungen gegen den Domprobst; sie legte seiner Oon- 
version die unredlichsten Motive unter, klagte ihn der Simonie an 



*) Stieve: Verhandlungen über die Nachfolge Rudolphs IL p. 
14 und 15. 

«) Häberlin, XVII, p. 39. 
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und behauptete schliesslich, Nellenbiirg hätte seiner Unwissen- 
heit halber nach canonischem Recht zum Priester nicht geweiht 
werden dürfen. — Sachlich bestritten die evangelischen Capitu- 
lare, dass mit der Weihe zum Priester Jemand der katholischen 
Kirche unterworfen sei, weil jene nicht nur Solchen ihrer 
Partei gespendet worden sei, welche einst altgläubig waren, 
sondern auch Söhnen protestantischer Häuser ^). Dass die meisten 
der Bruderhöfischen verheirathet seien, gestand die Schrift zu, 
glaubte jedoch, das könnte als Grund für deren Ausweisung 
aus dem Stift nicht angeführt werden, indem gegen dfeselben 
bereits vorgegangen sei, ehe sie jenen Schritt gethan hätten. 
Sodann erklärten die evangelischen Domherren alle Beschlüsse, 
welche die katholischen ausserhalb Strassburgs fassten, für un- 
gültig, da sie kein Recht hätten, den Sitzungsort zu verlegen. 
Nachdem die Schrift zuletzt Neuenbürg vorgeworfen, der Ur- 
heber des ganzen Streites zu sein, Ziegier's Misshandlungen 
veranlasst zu haben, hielt sie die Schuldforderung des protestan- 
tischen Capitels an den Domprobst aufrecht und wies seine 
Angriffe auf den Grafen von Solms zurück^). 

Nochmals machten die drei weltlichen Ohnrfürsten in diesem 
Jahre den Versuch, beim Kaiser die Zurücknahme der gegen 
die evangelischen Domherren erlassenen Befehle zu erwirken ^). 
Allein Rudolph IL blieb bei seiner früheren Entscheidung; denn 
das kühne Vorgehen der Bruderhöfischen in der letzten Zeit 
hatte zu der Besorgniss Anlass gegeben, als würden dieselben 
im Einvernehmen mit der Stadt Strassburg Johann von Mander- 
Bcheid absetzen und einen protestantischen Bischof inthroniren ^). 



>) So unglaublich uns letztere Behauptung erscheint^ wenn wir 
die Verhältnisse unserer Zeit in*8 Auge fassen, wahr ist dieselbe. 
Hatte doch z. B. der Herzog Julius von Braunschweig, aus dessen 
Familie auch Strassburger Canoniker stammten, trotzdem er einer der 
eifrigsten Verfechter der Concordienformel war, seine drei Söhne in 
priesterlichem Gewand in Halberstadt einreiten, sie weihen und ton- 
suriren lassen, um ihnen den Empfang geistlicher Lehen und Bis- 
thümer zu ermöglichen. Droysen Gesch. der preussischen Politik H, 
(2) p. 345. 

2) cf. Häberlin XVH, p. 52, 60, 68, 80, 89, 97—103..— 

3) Häberlin XV, p. 419 und 431. 
*) Erklärung Eriechingens p. 2. 
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Da von Kaiser Rudolph ein energisches Eingreifen in die 
Strassburger Wirreu nicht zu erwarten stand, kam man in ka- 
tholischen Kreisen auf den Gedanken, durch die Ernennung eines 
Coadjutors einer künftigen protestantischen Bischofswahl vorzu- 
beugen 0- Man dachte zunächst daran, einen der beiden 
bairischen Prinzen, welche seit wenigen Jahren Stellen im Strass- 
burger Stift inne hatten, mit der Coadjutorie zu betrauen. Allein 
ihr Vater, der Herzog Wilhelm von Baiorn, zögerte, so eifrig 
er die Interessen der katholischen Kirche verfolgte, diesem Plan 
seine Zustimmung zu geben. Einmal wollte er das ohnehin 
schon auf Witteisbach eifersüchtige Haus Habsburg durch eine 
solche Machterweiterung nicht noch mehr reizen, dann fürchtete 
er, diese Erwerbung könne Baiern ähnliche Opfer wie der 
Cölner Krieg auferlegen. Audi scheute sich Wilhelm, den Hass 
der evangelischen Stände, welche Ernst von Baiern um seines 
Liebäugeins mit Spanien und gewaltigen Ehrgeizes willen heftig 
zürnten,^) gegen sein Haus noch zu steigern. Durch den Frei* 
herrn von Spritzenstein Hess desshalb der Baiernherzog im 
Juli 1590 den Cardinal Carl von Lothringen, Bischof von Metz 
und Domherrn zu Strassburg, an Johann von Manderscheid für die 
Coajutorie empfehlen. Zugleich gab er seinem Gesandten das 
Recht, mit dem lothringischen Prinzen bereits in Unterhandlung 
zu treten ^). Allein trotzdem der Cardinal sich zur Uebernahme 
dieses Amtes bereit erklärte, und ganz der Mann war, den 
die katholische Partei zu Strassburg in ihrer schwierigen Lage 
bedurfte, reich begabt und voll Energie und Eifer für die ka- 
tholische Sache ^), fand Baierns Vorschlag im Stift wenig An- 
klang. Gehörte doch Carl als Lothringer nicht mehr zum deutschen 
Reiche, seitdem durch den Nürnberger Vertrag von 1542 sein 
Herzogthum unabhängig geworden war. Ferner hatte der 
Waffenstillstand von Vaucelles den Bischof von Metz zum fran- 
zösischen Unterthan gemacht Ausserdem aber sah man in allen 



Ob dieser Gedanke vom katholischen Capitel, oder von Baiem 
ausging, vermag ich nicht zu entscheiden. 

2) Goldast: Politische Reichshändel, p. 664 und 669. 

') Stieve: Briefe und Acten, p. 24 und 50. 

*) cf. seine spätere Erklärung vom Jahre 1592, p. 5—7 und Calmet: 
Histoire de Lorraine VH, 75. 
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deutschen Stiften Cardinäle niclit gern als Biscböfe ^)^ da sie in 
Folge ihrer nahen Beziehungen zum heiligen Stuhl den Privi- 
legien derselben leicht gefährlich werden konnten, besonders 
wenn ihnen, wie dieses bei Carl der Fall war, eine grosse 
Hausmacht zn Gebote stand. Vielleicht bewog auch das An- 
denken an die Einfälle, welche sich der Vater des Cardinais 
in das Elsass erlaubt hatte, und die Furcht, durch dessen enge 
Verbindung mit den Guisen in die französischen Wirren ge- 
zogen zu werden, die Capitulare zur V^orsicht. — Sie zogen es 
vor, mit dem Münchener üofe im Januar 1591 in Unterhandlung 
wegen derCoadjutorie eines bairischen Prinzen zu treten. Herzog 
Wilhelm wies den Plan zwar nicht unbedingt zurück, bestand 
aber darauf, dass in erster Linie der Cardinal von Lothringen 
in Aussicht genommen werde. Ja, selbst Rudolph IL suchte 
der Herzog von Baiern zu bewegen, die Coadjutorie Carls beim 
Strassburger Capitel zu befürworten. Als jedoch der Kaiser 
auch jetzt nicht zu Schritten gegen die Bruderhöfischen zu be- 
wegen war, und Metternichs -) Plan, Strassburg dem bairischen 
Hause zuzuwenden, am Münchener Hof immer mehr Anklang 
fand, verwandte auch Herzog Wilhelm sich nicht weiter für den 
Bischof von Metz. Aliein auch die Verhandlungen über die 
Coadjutorie eines bairischen Prinzen verliefen im Sande. Wurde 
aber durch die Fahrlässigkeit der Katholiken die spätere Krisis 
zum Theil mitherbeigeführt, so kann man ihnen allein dieselbe 
doch nicht zur Last legen ^), da, wie der folgende Fall zeigt, 
die Bruderhöfischen überhaupt nicht gewillt waren, von ihren 
Gegnera ernannte Coadjutoren anzuerkennen. 

Am 29. Mal 1591 starb nämlich der Domprobst Neuen- 
bürg in hohem Alter. Schon 1588 hatte das Capitel Ferdinand 
von Baiern zum Coadjutor desselben ernannt, und der Papst 
ihn in dieser Eigenschaft bestätigt, damit solch wichtiges Amt 
in den Händen der Katholiken bliebe. Dann wurden sogar 
mit Neuenbürg Verhandlungen gepflogen, die die förmliche Ab- 
tretung der Probststelle an Ferdinand bezweckten; doch waren 



') Stieve: Briefe und Acten, p. 158«, 271 — 279» und 472. 

-) Adolph Wolf von Gracht, Dommherr zu Speier. 

^) Stieve thut dieses in seinen Briefen und Acten p. 53. 
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dieselben noch nicht abgeschlossen, als jener verschied. Das 
katholische Capitel ernannte nun den seitherigen Coadjutor zum 
Nachfolger Neuenbürgs. Anfangs schienen die Bruderhöfischen 
den alten Brauch, der dieser Massregel zu Grunde lag, nicht 
anfechten zu wollen, allein im Februar 1592 wählten sie 
Joachim Carl von Braunschweig zum Domprobst ^). Auf Be- 
fehl Johannes von Manderscheid hatte der Capitular Franz von 
'Kriechingen die Lehnsleute der Probstei nach Molsheim berufen, 
um aufs neue ihnen die Güter zu übertragen und ihre Huldi- 
gung für Ferdinand von Baieni entgegenzunehmen. Kaum hatte 
der Magistrat von der Ernennung Joachim Carls Nachricht er- 
halten, als er sich auch schon an die Lehnsleute wandte, ihnen 
verbot, dem Befehle Kriechingeus Folge zu leisten und befahl, 
nur den Erlassen des protestantischen Capitels zu gehorchen ^). 
Jene Hessen sich hierdurch einschüchtern und erschienen nicht 
in Molsheim sondern entschuldigten sich mit dem Gegenbefehl 
des Strassburger Raths.^). — 

Wie der katholische Theil der Domherren, so fasste auch der 
evangelische die künftige Bischofswahl bereits in's Auge. Einen 
bestimmten Candidaten nahmen die Evangelischen zwar noch nicht 
in Aussicht, aber Gebhard schloss in ihrem Auftrag am 18. Dec. 1591 
mit der Stadt einen Vertrag ab, wonach diese sich verpflichtete, 
nur den von der Majorität in ihrem Weichbild Gewählten als 
Bischof anzuerkennen und demselben zur Erlangung der Stifts- 
güter ihre Truppen zu überlassen. Als Gegendienst verlangte 
Strassburg von dem künftigen Inhaber des Bisthums nur, dass 
er, wie dieses seither immer geschehen war, die Rechte und 
Freiheiten der Stadt beschwöre*). Es lag auf der Hand, dass 
dieser Vertrag — zumal die Stadt sämmtliche vom protestan- 
tischen Capitel cooptirten Canon iker anerkannte — nichts weiter 
bedeutete, als die stille Vereinbarung zwischen dem Rath und 



*) Schreiben derselben an den Rath von Strassburg d. d. 13. Fe- 
bruar 1592. St. Arch. fasc. A. A. 776. 

«) Brief des Raths an die Lehnsleute d. d. 15. Februar 1592. St 
Arch. 1. c. 

>) Brief der Lehnsleute an Kriechingen d. d. 18. Februar 1592. 
St. Arch. 1. c. 

*) Belatio belli Alsatici p. 6^ 
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den Bruderhöfischen, einen Anhänger der Augsburger Confession 
zum Nachfolger Johannes zu wählen. 

80 war die Lage, als zur Ueberraschung beider Parteien der 
Tod Johannes von Manderscheid bereits am 2. Mai erfolgte. Der 
Bischof verschied zu Elsass-Zabern und mit ihm schwand dass 
letzte Hindernlss, welches bisher die Capitulare von dem offenen 
Kampfe zurückgehalten hatte. 



IL 

Die Wahl Johann Georgs von Brandenburg und 
Carls Yon Lothringen. 

Wären die Capitulare nicht durch den nun fast ein Jahr- 
zehnt dauernden Streit einander gänzlich entfremdet worden, so 
hätte sich eine Verständigung noch erzielen lassen. Denn von 
denjenigen Domherren, welche die Veranlassung zu dem Zwist 
gegeben hatten, waren Witgen stein ^) und Peter Ernst von 
Mansfeld^) nicht mehr am Leben. Winneberg hatte nach seiner 
Vermählung auf seine Stelle verzichtet^) und H. A. Solms, Ernst 
von Mansfeld wie der ehemalige Cölner Erzbischof waren be- 
reits verheirathet, als im protestantischen Capitel jener Bcschluss 
von 1589 zu Stande kam, mithin rechtlich vom Stift ausge- 
schlossen. Auf der katholischen Seite weilten die den Prote- 
stanten Verhasstesten , Bernhard von Waldeck* und Ladislaus 
von Neuenbürg* nicht mehr unter den Lebenden, ebenso Theo- 
bald von Hohensachsen ® und der Dekan Friedrich von Sachsen''). 



>) Häberlin XVII, 21. 

2) Wird schon 1590 in der Gegenschrift der evangelischen Capi- 
tulare gegen Neuenbürg p. 61 selig genannt. 

3) Stieve: Briefe und Acten p. 57 2. 
*) Gestorben: 11. März 1591. 

6) Gestorben: 29. Mai 1591. 

*) Wird von Neuenbürg bereits 1589 selig genannt. 

7) Gestorben 1586. 

'') Soweit ich den Bestand der beiden Stiftsparteien an der Hand der 
mir vorliegenden Quellen zu übersehen vermag, war derselbe folgender; 
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Friede wäre zu erzielen gewesen, hätte man nur diejenigen 
Stiftsst eilen als besetzt angesehen, welche das noch ungetrennte 
Capitel einst verlieh. Unmöglich war es ja, alle von den beiden 



Mitglieder aus der Zeit des noch ungetrennten Capitels : 
Katholiken: IT. Protestanten: 



a) Gebh. Truchsess v. Waldburg, 

b) H. A. V. Solras, 

c) Ernst von Mansfeld. 
(rechtlich ausgeschlossen). 



1) Eberhard von Mand erscheid, 

2) Arnold von Manderscheid, 

3) Philipp von Manderscheid, 

4) Phil. Truchsess v. Wald bürg, 

5) Franz von Kriechingen, 

7) Johann von Reiferscheid, 

S) Graf von Sulz (nach Gran- 
didier oevres in^dites IV, 435 starb 
er 1592, doch ist nicht ersichtlich 
ob vor, oder nach der Bischofs- 
wahl). 

[cf. Ausschreiben p. 60.] 

8) Eberhard von Solms. 1) Job. Ludwig v. Leiningen, 
[cf. Ausschreiben Beil. LXVIll], 2) Joach. Carl v. Braunschweig, 

3) Franz von Brauschweig, 
[nach Neuenbürgs Aussage]. 

B. 

Nach der Trennung wurden cooptlrt: 



a) vom katholischen Capitel: 
9) Gerhard von Manderscheid, 

10) Carl von Manderscheid, 

11) Carl von Lothringen, 

12) Ferdinand von Baiern, 

13) Philipp von Baiern, 

II) Joh. Truchsess v. Waldburg, 

1 5) Bern h. Truchsess v. Waldburg, 

16) J. Albrecht v. Ilohensachsen, 

17) Reinhard v. Westerburg, 

18) Anton, Bischof v. Minden. 
(No. 17 u. 18 Protestanten). 

9, 10, 18 : Neuenbürgs Schrift gegen 
Solms p. 25. 16: ibid. p. 26; 11, 12, 
13: Stieve: Briefen. Acten p. 50». 
resp. 49 3; 14: Gegenschrift des 
evangel. Capitels gegen Neuenbürg 
p. 71; 17: Häberlin XVII, 71. 



b) vom evangelischen Capitel: 

4) J. Albrecht von Solms, 

5) August von Brandenburg, 

6) Joh. Georg v. Brandenburg, 

7) Joh. Georg von Anhalt, 

8) Ludwig von Witgen stein, ^ 

9) Ulrich von Holstein, 

10) Joh. Günther von Mansfeld, 

11) Christian von Holstein. 



6 u. 11 : Neuenbürgs Schrift gegen 
Solms p. 26.7,8,9: Stieve: Briefe 
und Acten p. 49^, 55», 57«; 11, 12, 
13: Wahlcapitulation Job. Georgs 
d. d. 30. Mai 1592. St. Arch. fasc. 
A. A. 777. 
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Stiftsparteien Ernannten (35 an der Zahl) als Domherren an- 
zuerkennen; da es In Strassbarg nur 24 Canonikate gab. Schlag 
man aber jenen Ausweg ein — der auch den Ausschluss der 
verheiratheten Domherren involvirte — so konnten nur 3 evan- 
gelische und 8 katholische Oapitulare an der Bischofswahl theil- 
nehmen. Auf andere Weise war Verständigung nicht zu er- 
zielen und eine zwiespältige Bischofswahi die natürliche Folge 
hiervon. — 

Erst einen Monat nach dem Tode des Bischofs konnte den 
Bestimmungen des canonischen Rechts gemäss zur Neuwahl ge- 
schritten werden. Beide Stiftsparteien benutzten diese Frist um 
im Geheimen ihre Vorbereitungen zu treffen. 

Die katholischen Domherren hatten das Ableben ihres Hirten 
sofort nach Prag gemeldet, wo diese Nachricht nicht geringe 
Bestürzung hervorrief. Rudolph ward es nun klar, dass, wenn 
er nicht energisch in die elsässischen Verhältnisse eingreife, das 
Bisthum gänzlich zerrüttet und aller Wahrscheinlichkeit nach 
in die Hände der Protestanten kommen würde. Indess die Zeit 
war versäumt, in welcher man durch Ernennung eines Coadju- 
tors vielleicht jenen Gefahren hätte begegnen können. Wollte 
sich der Kaiser die rechtliche Entscheidung des ganzen Streites 
und einen Einfluss auf die Bischofswahl sichern , so musste er 
so schnell wie möglich das Stift in Sequester nehmen. Rudolph 
schien wirklich sich aufraffen zu wollen ; denn schon am 8. Mai 



Ausserdem nennt Stieve: Briefe 

und Acten p. 57* nach einer 

Strassburger Chronik: 

12) Philipp von Solms, 

13) David von Solms, 

14) Friedrich Casimir, Pfalzgraf 
bei Rhein. 

Bestand des katholischen Bestand des evangelischen 

Capitels: Capitels: 

16 resp. 15 Domherren alten und 14 Stifsherren, alle Anhänger der 

2 neuen Glaubens; davon waren neuen Lehre, aber nur 3 aus der 

8 aus der Zeit des noch unge- Zeit des Friedens; zählt man die 

trennten Stifts. drei Verheiratheten hinzu: 17. 
1) cf. Ausschreibe u p. 60. 
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schrieb er an die katholischen Capitulare, dass er Commissare 
schicken werde ^) und befahl Kriechingon, bis zu deren Anknnft 
alle Städte, Klöster und Ortschaften des Stifts in Verwahrung 
zu nehmen und nur jenen zu übermitteln^). Kriechingen folgte 
dem kaiserlichen Befehl und begann damit, die wichtigsten Plätze 
des Stifts mit Truppen zu besetzen. Auch au die Stadt Strass- 
burg wandte sich Kaiser Rudolph , warnte dieselbe, den evan- 
gelischen Domherren, welche schon zum Kriege rüsteten, Unter- 
stützung zu gewähren und bat sie, ihren Einfluss auf dieselben 
dahin geltend zu machen, dass das Stift in Frieden bleibe^). 

Obgleich die evangelischen Domherreu von dem Befehl 
Rudolphs II. in Kenntniss gesetzt wurden und demselben auch nicht 
sein Recht bestreiten konnten, das Stift in Sequester zu nehmen, 
waren sie nicht gewillt, ihre seither mit Glück gespielte Rolle 
der Ungehorsamen aufzugeben. Sie hofften vielmehr, gestützt auf 
ihre bis jetzt gemachte Erfahrung, in Strassburg auch noch das 
Letzte, „ein evangelisch Haupt" durch kühnes Vorgehen zu 
erlangen^). Desshalb erliessen sie au die Lehnsleute des Ca- 
pitels ein Schreiben, worin denselben geboten ward, nur den 
Domherren der Augsburger Confession zu gehorchen und die 
Befehle keines Andern, käme er auch mit noch so grossem 
Schein des Rechts zu respectiren ^). Sodann suchte Gebhard 
und sein Anhang überall sich des Beistandes gegen zu er- 
wartende Angriffe zu vergewissern; den Rath von Strassburg, 



^) Erklärung Eriechingens Beilage VI, und Schadäas, continaatio 
Sleidani III, 466. 

^) Erklärung Kriechingens Beilage V. 

3) Schreiben Rudolphs d, d. 10. Mai 1592. Erklärung Kriechingens 

Beilage VII; auch abgedruckt in der Sclirift: Epitome wie 

es sich bei der ^ßllection eines newen Bischoffen Hoher Stifft Strass- 
burg begeben u. s. w. Cöln 1592. — Erst am 15. Juni fanden es die 
Rathsherren für nöthig, dem Kaiser zu antworten, wobei sie auf den 
Brief desselben kaum eingingen, sondern nur gegen die Wahl des 
Cardinais polemisirten und Rudolph um Hülfe gegen dessen Truppen 
baten. Erklärung Strassburgs Beilage XXXIV. 

*) Die Entschlossenheit der evangelischen Stiftsherren zeigt sich 
namentlich in einem Schreiben an den Rath d. d. 3. Mai 1592. St. 
Arch. fasc. A. A. 776. 

*) St. Arch. 1. c. 
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die Pfälzgrafen Johann von Zweibrücken und Friedrich bei 
Rhein, den Administrator von Magdeburg wie den Bischof 
von Halberstadt baten sie um Hülfe ^). Besonders wünschten 
die Bruderhöfischen eine Zusammenkunft evangelischer Stande -). 
Die protestantischen Nachbarn Strassburgs waren diesem WimscLe 
nicht entgegen, doch das Schicksal wollte, dass der in Aussicht 
[ genomme Ort und Tag mehrmals gewechselt werden musste. 

I Endlich am 18. Mai fand die Versammlung zu Sel^ statt und mit 

I den Gesandten von Zweibrücken und denen von bei Rhein ward 

' über die Bischofswahl berathen. Grosse Aussicht auf Beistand 

hatten jedoch die evangelischen Domherren nicht, und Verlass 
war nur auf die Stadt Strassburg. Zwar stellte der Churfürst 
I von der Pfalz einige Reiter und Fussknechte zur Verfügung^), 

allein Friedrich von Baden wollte einen offenen Ausbruch der 
Feindseligkeiten vermieden wissen und rieth desshalb zu einem 
Vergleich mit dem katholischen CapiteP), während der Herzog 
von Würtemberg, weil die Bruderhöfischen sich zuerst nach 
Heidelberg gewandt hatten, eine Intrigue der Calvinisten ^) ge- 
gen die unveränderte Augsburger Confession witterte und sich 
desshalb vorläufig ganz zurückzogt). — 

Sogleich nach dem Tode Johannes hatte der Rath ein 
Schreiben nach Elsass - Zabern geschickt, worin er die katho- 
lischen Domherren bat, die Feindseligkeiten gegen die Bruder- 
höfischen einzustellen und im Interesse des Landes nicht etwa 



*) SUmzntiiche Briefe d. d. 4. Mai. St. Arcb. fasc. A. A. 776. 

^) Briefe: an Ludwig von Witgenstein, der als Gesandter des 
evangelischen Capitels fungirte, d. d. 12. Mai, an Joh. von Zwei- 
brücken d. d. 12. und 13. Mai. St. Arch. fasc. A. A. 776. 

3) Schreiben von LÖfenius an Gebhard d. d. 7. Mai. Die Truppen 
wurden im pfälzischen Gebiet noch einige Zeit auf Wunsch des ehe- 
maligen Cölner Erzbischofs gelassen, um bei den katholischen Capitu- 
laren keinen Verdacht zu erregen; cf. Brief Gebhards an Löfenius 
d; d. 10. Mai; beide Schriftstücke St. Arch. I.e. 

*) Schreiben desselben an die Bruderhöfischen d. d. 18. Mai. St. 
Archiv fasc. A. A. 776. 

^) Dieses waren gerade die Excommunicirten, um derenwillen der 
ganze Streit sich entsponnen hatte. 

^) Sattler: Gesch. des Herzogthums Würtemberg unter der Re- 
gierung der Herzogen V, 140. 
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darch Vornahme einer Wahl noch weitere Verwirrung im Stift 
anzorichten 0- Auch dem evangelischen Domcapitel musste es 
lieb sein, wenn die katholischen Stiftsherren sich zu einer ge- 
meinsamen Bischofswahl verstanden und desshalb versuchte es 
Carl von Braunschweig, durch ein Schreiben au Eberhard von 
Manderscheid die Gegner zu diesem Schritt zu bewegen^). Eben- 
so richtete Gebhard im Namen des protestantischen Capitels 
an den Domcustos die Aufforderung, seine Anhänger zur Wieder- 
herstellung des Friedens zu bewegen^). Allein die katholischen 
Stiftsherren erklärten, nach allem, was vorgekommen sei, könne 
von einer „freien" Wahl in Strassburg nicht die Rede sein, 
ausserdem wären sie nicht im Stande, alle evangelischen Capitu- 
lare als rechtmässig anzuerkennen. Sie bedauerten desshalb 
Carl von Braunschweig gegenüber, auf seinen Wunsch nicht 
eingehen zu können^), den Brief Gebhards aber Hessen sie unbe- 
antwortet, weil sie ein protestantisches Capitel überhaupt nicht 
als zurechtbesteheud betrachteten. 

Da also keine Aussicht auf Verständigung vorhanden war, 
und es im Interesse der Bruderhöfischen lag, die Ankunft der 
kaiserlichen Commission nicht abzuwarten, so versammelten sie 
sich am 30. Mai zur Wahl eines Bischofs. Bereits kurz nach 
Johannes Tod hatte der Administrator Joachim Friedrich von 
Magdeburg das evangelische Capitel gebeten, seinen Sohn, den 
Markgrafen Johann Georg von Brandenburg, auf den Strass- 
burger Stuhl zu erheben^). Hierzu waren die protestantischen 
Domherren gern bereit, da sie in dem Conflict, in welchen 
sie mit dem Kaiser und den katholischen Capitularen durch 
Vornahme eines Wahlactes gerathen mussten, die Macht des 
Hauses Brandenburg brauchen konnten. Um vor einem Ueber- 
fall seitens ihrer Gegner sicher zu sein, umgaben sie das 



1) Brief d. d. 4 Mai. St. Arch. 1. c. 

^) Gegenerklärung Strassburgs Beilage I, d. d. 15. Mai. Schadäus 
continuatio Sleidani III, 466. 

3) Gegenerklärung Strassburgs Beilage II, d. d. 20. Mai. 

^) Brief d. d. \ 7. Mai : Gegenerklärung Strassburgs Beilage III, 
ebenso Erklärung Eriechingens Beilage HL 

3) Erklärung des Cardinais Beilage IV; Gegenerklärung Strass- 
burgs Beilage XII. 
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Münster alleothalben mit starken Wachen, stellten deren auch 
im Innern der Kathedrale anf und verbauten den Zugang zum 
Chor derartig mit Brettern, dass so leicht Niemand eindringen 
konnte ^). Sodann bestieg der Präses des Strassburger Kirchen- 
convents, Dr. Joh. Pappus^) die Kanzel und ermahnte in einer 
Predigt die evangelischen Domherren, mit Einstimmigkeit nur 
einen solchen Canoniker zum Bischof zu wählen, welcher der 
reinen Lehre der ersten und ungeänderten Augsburger Con- 
fession zugethan sei^). Hierauf wurde zur Wahl geschritten 
und Johann Georg von Brandenburg, der damals in seinem 
15. Lebensjahre stand, zum Administrator von Strassburg erkoren. 
Zunächst musste Johann Georg den evangelischen Dom- 
herren eine Capitulation unterzeichnen, worin vieren heimge- 
fallene Lehen, einem die Domscholasterie , einem andern die 
Domknstorie, endlich verschiedenen Personen, die an Höfen 
protestantischer Fürsten seither im Interesse der Bruderhöfischen 
gewirkt hatten, theils Stellen, theils Geldsummen versprochen 
wurden^). Hierauf ward der brandenburgische Prinz an den 
Altar geführt, investirt und dann öffentlich als Administrator 
ausgerufen. Nach dieser Feier begab sich Johann Georg in 
den Bischofshof, dessen sich kurz zuvor die Bruderhöfischen 
mit Gewalt bemächtigt hatten, und schwur dem Magistrat, an 
Strassburgs Rechten und Freiheiten nicht rütteln zu wollen. 
Hierauf huldigten die Vertreter der Stadt ihm als Landgrafen 
des Elsasses wie Administrator des Bisthums und übergaben 
ihm , wie es Brauch war , das „ gedoppelte Fürstengeschenk ^ 
bestehend ans 24 Ohm Wein, 20 Viertel Hafer und 4 Bütten 
mit Fischen*). — 



') Stöber: Chronik (Alsatia 1861) p. 9. 

^) Derselbe war Prediger am Münster und ist in der Geschichte 
des evangeliBchen Kirchenliedes, mehr aber durch seinen lutherischen 
Fanatismus bekannt, welcher sich besonders in seinem Anftret-en 
gegen Job. Sturm zeigte. 

3) Die Predigt ist noch erhalten in einer 1592 in Franfurt a/M. 
erschienen Ausgabe. Kurze Auszüge: Belatio belli Alsatici p. 4, 
Stöber: Chronik p. 10 u. a. 

*) Wahlcapitulation d. d. 30. Mai. St. Aroh. fasc. A. A. 777. 

6j Stöber: Chronik p. 11. 

4 
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Hatten die katholischen Capitnlare die Absicht gehegt, vor 
Ankunft der kaiserlichen Commission keine Wahl vorzunehmen, 
so sahen sie sich jetzt, da diese mit ihrem Kommen zögerte, 
und Johann Georg sogleich mit Waffengewalt sich in den Be- 
sitz des Bisthums und der Stiftsgüter zu setzen versuchte, ge- 
nöthigt, durch Aufstellung eines Qegenbischofs Strassburg dem 
Katholicismns zu erhalten. Waren die Domherren früher, als 
es sich um die Persönlichkeit eines Coadjutors für Johann von 
Manderscheid handelte, sehr wählerisch gewesen, so mussten 
sie jetzt darauf sehen, dass ihr Candidat rasch und mit starker 
Macht zur Stelle sein konnte. Schon früher hatte der Car- 
dinal durch Bassompierre , den Gesandten seines Vaters, sich 
beim Capitel In Zabern um das Strassburger Bisthum beworben 
und füi: den Fall seiner Erhebung ein rasches Erscheinen mit 
Heeresmacht zugesagt. Da die katholischen Domherren sonstige 
Hülfe kaum erwarten durften, luden sie Carl von Lothringen 
ein, in das Elsass zu kommen, worauf dieser mit einigen Truppen 
die Vogesen überschritt und in Zabern einzog. Trotzdem noch 
wenige Tage vorher ein Schreiben eingelaufen war, worin der 
Kaiser die Ernennung Ferdinands, des Erzherzog von Oester- 
reich, zum Commissar meldete, als dessen Auftrag die Besitz- 
nahme des Stifts bezeichnete und das katholische Capitel bat ^), 
jenem die Güter zu übermitteln, schritt es zur Wahl am 9. Juni^). 
Denn sicher hatten die Domherren an dem Bischof von Metz 
eine bessere Stütze, als an dem stets schwankenden und unzu- 
verlässigen Kaiser, von dem sie dazu noch vermutheten, er 
wolle das Bisthum einem Prinzen des Hauses Habsburg zu- 
wenden^). Cardinal Carl wurde einstimmig zum Nachfolger 
Johanns von Manderscheid erwählt und begann sogleich, wie 



cf. Memoires de Bassompierre I, 22. 

3) Brief d. d. 5 Juni. Erklärung Eriechingens Beilage VI. 

>) Erklärung des Cardinais p. 1; Kriechingen nennt in seiner 
Erklärung den 10. Juni als Wahltag. 

*) Dass diese Annahme nicht unrichtig war, zeigte sich später, 
als 1599 gegen die Neigung des Cardinais Leopold von Oesterreich 
zum Domherren, dann zum Coadjutor und nach dem Tode Carls, am 
24. September 1607, zu dessen Nachfolger auf Betreiben des Prager 
Hofs gewählt wurde. 
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sein Gegner, mit den W&ffen in der Hand die Rechtmässigkeit 
seiner Erhebung au beweisen. — : 

Wiederum, wie vor einem Decennium in Cöln, brach ein 
Kampf aus, der die Augen von ganz Deutschland auf sich zog 
und leicht einen allgemeinen Religionskrieg in unserem Vater- 
land anzünden konnte. Der Cardinal erklärte es fttr seine 
Pflicht, Strassburg vor weiterer Profanation zu schützen und 
das alte Recht und Herkommen zu erhalten. Solches, versicherte 
er, unternehme er nicht aus privatem Interesse, auch nicht zum 
Schaden des heiligen römischen Reiches, sondern allein zur 
Ehre Gottes und Erhaltung der katholischen Religion ^). Nicht 
minder beanspruchte der Administrator für seine Wahl die 
Rechtsgültigkeit, und mitten im Kampf der Waffen suchten 
hunderte von Flugblättern und Broschüren zu Gunsten eines 
der Streitenden einzutreten^). Alles, was für das Recht des 
einen, oder anderen der Gewählten sprechen konnte, ist in jenen 
Schriften bereits vorgebracht worden ; uns bleibt nur übrig, mit 
unbefangenem Auge an die Prüfung der Gründe heranzutreten, 
welche für und gegen die Erhebung Carls, oder Johann Georgs 
angeführt wurden. 

Am häufigsten ward in den Streitschriften jener Zeit ver- 
sucht, aus der Zahl der Stimmen, welche auf einen der Ge- 
wählten gefallen war, die Rechtsgültigkeit seiner Erhebung ab- 
zuleiten. Dieses Verfahren müssen wir um so mehr verwerfen, 
als gar nicht bekannt ist, wie viele Capltulare Cari, oder Georg 
gewählt haben. Zwar behaupten protestantische Schriften, alle 
evangelische Stiftsherren seien am Wahltage in Strassburg an- 
weaend, oder durch Gesandte vertreten gewesen. Allein diese 
Aussage erscheint an und für sich schon wenig glaubwürdig, wenn 
man bedenkt, dass die adligen Domherren damals meist ausser- 
halb des Stifts weilten, sich wenig um ihre geistlichen Pflichten 
kümmerten und in Folge der schwierigen Verkehrsverhältnisse 
im Fall der Noth auch nicht leicht versammelt werden konnten. 
Und vollends wird sie dadurch gerichtet, dass Franz von Braun- 
schweig am 18. Juni nach Strassburg schrieb, er werde zur 



>) Erklärung des Cardinais p. 5 und 6. 
>) cf. Relatio belli Alsatici p. 146*. 
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Wahl des neuen Bischofs kommen, als diese bereits vollzogen 
war ^). Ganz und gar nicht festzustellen ist die Zahl Derer, welche . 
ihre Stimmen auf den Cardinal vereintQu, da dieselbe bald auf 
8 ^), bald auf 7 3), ja sogar blos auf 2 ^) geschätzt wird. Wäre 
dieselbe aber auch wirklich zu ermitteln, so könnte sie als 
Beweismittel für die Rechtsgültigkeit einer der Wahlen doch 
nicht dienen. Denn, wie kann man die Stimmen zweier Körper- 
schaften in Vergleich bringen, welche sich gegenseitig als nicht 
zurechtbestehend betrachten? 

Die Hauptfrage war die: konnte ein Protestant Bischof in 
Strassburg werden? Zwar bestimmte der geistliche Vorbehalt, 
dass Priester, welche zum Protestantismus fibertraten, ihrer bis- 
herigen Aemter und Würden verlustig gingen; aber weder war 
der Fall im Religionsfrieden vorgesehen, dass ein Anhänger der 
Augsburger Ck>nfession einen bischöfichen Stulil besteigen würde, 
noch konnten die katholischen Domherren nach, ihren seither 
befolgten Grundsätzen den 3 evangelischen, welche aus der Zeit 
des nngetrennten Oapitels stammten, keiner kirchlichen Strafe 
verfallen und nicht vermählt waren., das Wahlrecht streitig 
machen. Allein ein Beschluss des ungespaltenen Capitels aus. 
der Zeit Johanns von Manderseheid bestand noch zu Recht, 
dass nämlich der Bischof in seiner Wahlcapitulation versprechen 
musste, an der katholischen Kirche festzuhalten und keine 
Aenderungen an der im Stift officiell beibehaltenen Confession 
vorzunehmend). Die Wahl Johann. Georgs war also wieder 
ein Beweis, wie wenig sich das evangelische Capitel an Statuten 
und Herkommen des Stifts gebunden erachtete. 

Allein auch die Rechtsansprüche des Cardinais von Lothringen 
waren nicht un^infechtbar. Zwar die Behauptung, die sich 
sehr oft in den protestantischen Streitschriften wiederholt, Carl 



<> Brief desselben d. d. 13. Juni. St. Arch. fasc. A. A. 776. 

*) Chronik (von Stieve: Briefe und Acten p. 57* citirt) f. 29. 
' 3) Stöber: Chronik p. 15. 

*) Bericht der Strassburger Kirchendiener über die Unruhen im 
Bisthum und Stift H, 15 und Brief des evangelischen Capitels an 
verschiedene evangelische Reichsftirsten d. d. 12. Juni. St. Arch. fasc. 
A. A. 777. 

*) Häberlin XVU, p. 94. 
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hätte nicht gewählt werden dürfen , da er nnrechtmässig im 
Stift einen Sitz einnähme, ist hinfällig. Es sollten ihm näm- 
lich die zar Erlangung eines Canonicats nöthigen 16 Ahnen 
gefehlt haben. Allein der Cardinal hatte bei seiner Aufnahme 
in Strassbnrg vom Mainzer Domcapitel, dessen Mitglied er war, 
und dessen Statuten hinsichtlich des Stammbaums eines Ganonikers 
diesselben Bestimmungen , wie die des elsässischen Hochstifts 
besassen, ein Schreiben vorgelegt, das ihm seine erforderlichen 
Ahnen bezeugte 0. Sodann war in Strassbnrg so wenig wie 
sonst es nöthig, dass der Bischof aus dem Domcapitel selbst 
hervorging und der Cardinal hätte gewählt werden können, 
selbst wenn er nicht stiftsfähig gewesen wäre. Gesetzt jedoch 
den Fall, die Wahl eines Bischofs sei an seine Zugehörigkeit 
zum dortigen Stift geknüpft gewesen, so konnte Johann Georg 
von Brandenburg vor allem nicht auf den Stuhl erhoben 
werden, da er unrechtmässig im Capitel sass. War derselbe 
doch mit 11 Jahren aufgenommen worden und jetzt erst im 
Alter von 15, während die Statuten für einen Canoniker 
mindestens dasjenige von 19 forderten; ausserdem war ihm vom 
Domprobst die erforderliche Investitur versagt worden^). 

Dass. der Cardinal ausserhalb Strassburgs, also nicht an 
dem Orte, welcher nach den Statuten zur Vornahme des Wahl- 
actes bestimmt war, zum Administator ernannt wurde, konnte 
mit den Zeitumständen entschuldigt werden^). Aber streng 
genommen war die Wahl des Metzer Bischofs gegen die Be- 
stimmungen des canonischen Rechts und diejenigen des Triden- 
tiner Concils; denn nach diesen durften mehrere Bisthümer in 
einer Hand nicht vereint sein^). Aliein, wenn man auch in 
Rom damals bestrebt war, den Missbrauch der ^cumulatio^ all- 
mählich abzuschaffen, so glaubte man doch in diesem Falle, 
es sei besser, dass Strassbnrg dem Katholicismus erhalten bleibe. 



<) Schreiben d. d. 10. Februar 1585; Stieve Briefe und Acten 
p. 50 ». 

») Häberlin XVII, p. 94. ^) Erklärung Kriechingens p. 8. ' 

*) a. In legitima namque electione reqniritur, ut eligendus sit 
%b alio episcopali mnnere über et immunis, aliquin inelegibilis esset, 
quin antea esset episcopus et ecclesiae snae tamquam conjngi alligatus. 

b) Ne quis plnres uno episcopatu obtineat. 
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als dass man sich zu streng an jene Bestimmungen gebunden 
erachte. Desshalb ertheilte Clemens VIII. bereits am 1. Juli 1592 
dem Cardinal Dispens zur Annahme der Wahl and Bestätigung 
als Adminlatrator, bis er das zur Bekleidung der Bischofswürde 
isirchliclierseits verlangte Alter erreicht habe.O- — 

Mochten indess eifrige Schriftsteller sich abmühen, an der 
Hand geschichlicher Darstellung, oder mit Hülfe von Satiren 
das Recht eines der Gewählten zu vertreten, und die Richter 
des Reiches suchen, aus diesem juristischen Labyrinth einen 
Ausweg zu finden, die Parteien des Stifts kümmerten sich wenig 
um Flugblätter und Brochüren. Zu lange schon hatten die 
Anhänger des alten und neuen Glaubens mit Wort und Schrift 
gegen einander gestritten und nichts erreicht. Man sehbte sich 
danach, nun endlich den offenen Kampf beginnen zu können 
und stürzte Strassburg in einen Krieg, von dessen politischen 
und financiellen Erschütterungen, es sich nie wieder gänzlich 
erholt hat 



III. 
Der bischofliche Krieg. 

Hatte die Miederlage, welche der Protestantismus in Cöln 
erlitten, dessen Stellung in Deutschland schon erschüttert, so 
mussten seine Anhänger suchen, eine Stadt von solcher Wich- 
tigkeit, wie Strassburg, ihrer Confession zu erhalten. Abgesehen 
davon, dass man hier nochmals versuchen konnte, die lang an- 
gestrebte „Freistellung^ zu erreichen, musste namentlich ver- 
hindert werden, dass Strassburg in die Hände eines lothringischen 
Herzogs kam. Denn dessen Haus stand auf Seiten der Gulsen 
im Kampf gegen den evangelischen Heinrich IV. von Frank- 
reich. Nur wenn Strassburg protestantisch blieb, wurde Lo- 
thringen verhindert, mit aller Macht seinen Bundesgenossen bei- 
zustehen und in diesem Falle allein vermochten noch deutsche 
Söldner durch das Elsass den Hugenotten zu Hülfe zu ziehen. 



Stieve: Briete und Acten p, 59 < 
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Wurde dagegen Strassbarg wieder katholisch, so zog sich den 
Rhein hinab eine Kette von Anhängern des alten Glaubens, 
denen es ein Leichtes sein masstC; Hand in Hand mit der 
französischen Liga, Spanien und Savoyen die protestantischen 
Oantone der Schweiz und die Pfalz ihrer Kirche wiederzuerobern. 
Speciell für das Haus Brandenburg wäre es von grossem 
Vortheil gewesen, in dem elsässischen Bisthum festen Fuss zu 
fassen, um von hier aus später für seine Ansprüche in Jülich 
eintreten zu können. — Allein die natürlichen Bundesgenossen 
Johann Georgs machten wenig Anstalten zur Hülfeleistung und 
die Ohnmacht der protestantischen Fürsten, wie ihre politische 
Beschränktheit trat hier, wo ihnen zum letzten Mal Gelegenheit 
gegeben ward, für die evangelische Sache und die Erhaltung 
emer antihabsburgischen Opposition in Oberdeutschland einzu- 
treten, noch greller, als bei den Vorgängen zu Cöln, Aachen 
und Donauwörth hervor. Der Churfürst Johann Georg von 
Brandenburg war nicht der Mann, der die Verwickelungen, in die 
sein Haus durch die preussische, jülichsche und strassburgische 
Frage zu gleicher Zeit gerieth ^\ glücklich zu lösen vermochte. 
Namentlich die letztere unterschätzte er und beschränkte sich 
in der Unterstützung seines Enkels darauf, etwas zur Erhaltung 
des Heeres beizutragen, welches Christian von Anhalt Heinrich IV. 
zuführte, in der Hoffnung, jenem indirect dadurch zu nützen^). 
Von den übrigen evangelischen Fürsten, welche nach dem in 
Januar 1692 erfolgten Ableben Johann Casimirs von der Pfalz 
einer Heerde ohne Führer glichen^), war zunächst dessen Nach- 
folger Friedrich J V. in der Oberpfalz beschäftigt, wo die Lutheraner 
gegen die calvinistischen Bestrebungen der Regierung sich offen 
auflehnten^). Dem Herzog von Würtemberg verstattete es seine 
Rechtgläubigkeit vorläufig noch nicht, zu Gunsten der Calvinisten 



cf. Droysen, Geschichte der preussischen Politik U, (2) p. 
336^371. Ritter: Die Grttndang der Union p. 35 — 38 und 41. 

«) Häberlin XVI, p. 276. 

3) Welche Hofinungen dessen Hinscheiden bei den Katholiken 
erweckte , zeigt u. a. auch ein Brief des damals noch lebenden 
Johann v. Manderscheid an Wilhelm von Baiern. Stieve: Briefe und 
Acten p. 20 \ 

*) Sattler V, 129. 
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in Strassburg einzugreifen und neben diesem Grund war es auch 
die Eifersucht auf Brandenburg, welche den Dresdener Hof ver- 
hinderte, für den Administrator einzutreten. Man beschränkte 
sich auf Vorstellungen beim Kaiser und katholischerseits wusste 
man' recht wohl , „ dass man sich vor den deutschen Evange- 
lischen nicht hoch zu fflrchten habe, die nicht mehr thäten, 
als was sie mit Briefen verrichten könnten^ 0. Nur wenige 
derselben konnten sich zu einer thatkräftigen Hülfe entschliessen, 
und dieser fehlte System und Plan. Auf ausserdeutschen Beistand 
konnte Johann Georg auch nicht rechnen , da die Niederlande 
mit Spanien kämpften, und Heinrich IV. den Lignisten seine 
Krone abringen musste. England sowie die nordischen evange- 
lischen Reiche waren noch zu sehr mit der eignen Entwickel- 
ung beschäftigt, als dass sie in Deutschland hätten eingreifen 
können. Nur Zürich und Bern sandten nach den Bestimmungen 
des Bündnisses von 1588 Hülfstruppen. 

Nicht besser wie Johann Georg erging es dem Cardinal 
in Bezng auf seine Bundesgenossen. Durch die vielen Kriege, 
welche sein Vater geführt hatte, war die lothringische HauB- 
< macht erschöpft Liga und Spanien waren darauf angewiesen, 
alle Kräfte anzustrengen, um in den Niederlanden und Frank- 
reich nicht zu unterliegen. Den Kaiser verhinderten Bedenken 
gegen Carls zweifelhafte Zugehörigkeit zum Reich ^), die 
Furcht für die elsässisch - österreichischen Besitzungen ^) und die 
Türkengefahr^), energisch gegen den brandenburgischen Prinzen 
vorzugehen. Die übrigen katholischen Reichsstände wollten 
nicht durch ihr Eingreifen in diesen Kampf einen Religions- 



*) Ausspruch Joachim Friedrichs von Brandenburg; cf. Droysen, 
Gesch. der preussischen Politik H, (2) p. 352. 

«) Calmet: Histoire de Lorraine V, 537. 

3) Ayrmannus: Sylloge anecdotorum I, 432 und 436. 

*) Der mit der Pforte im Jahre 1574 abgeschlossene Waffenstill- 
stand war zwar verlängert worden, indess stets unternahmen die 
Türken Streifzüge in die österreichischen Grenzgebiete. Als nun 
gar 1590 zwischen Persien und Constantinopel der Friede geschlossen 
und ein christenfeindlicher Albanese zum Grossvezir ernannt wurde» 
mehrten sich die Einfälle und es bednri'te nur noch der formellen 
Kündigung des Friedens, um Deutschland in einen neuen Türkenkrieg 
zu verwickeln. 
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krieg erwecken; zu dem es damals in Deutschland eben nur 
des AnstoBses bedurfte. Cöln hatte sich von den Folgen und 
Opfern des kaum gedämpften Bürgerkrieges nocht nicht er- 
holt, Trier stets Einfalle von den Niederlanden zu befürchten 
und Mainz befolgte unter Wolfgang von Dalberg eine versöhn- 
lichere Politik. Baiern aber beschränkte sich aus bekannten 
Gründen, wie die protestantischen Fürsten, auf Bitten und Rath- 
schläge bei Rudolph IL und suchte jene von der Unterstützung 
Johann Georgs von Brandenburg abzuhalten 0* 

Der sogenannte bischöfliche Krieg, welcher nun ausbrach, 
ward mit aller damals üblichen Grausamkeit geführt. Den 
Truppen in ihrem Sengen und Brennen, Plündern und Schänden 
Einhalt zu thun, hielt in jenen Zeiten selten ein Führer für 
seine Pflicht. Ergreifend sind die amtlichen Aufzeichnungen^), 
welche die Stadt nach dem Verhör einiger Bürger und Bauern 
über die Grausamkeit anfertigen Hess, mit welcher lothringische 
Soldaten im Elsass haussten und die Chroniken beweisen, dass 
die protestantischen Truppen um nichts besser verfuhren. Der 
ganze, 8 Monate währende Krieg bestand aus ewigem Hin- 
und Herstreifen bald grösserer, bald kleinerer Truppentheile, 
die sich in Gefechten und Belagerungen aufrieben; zu einer 
grösseren Schlacht ist es kaum gekommen. — 

Sogleich nach seiner Wahl zum Administrator suchte Jo- 
bann Georg sieh in den Besitz der Stifts- und Bisthumsgüter 
zu setzen. Zunächst gedachte er auf friedlichem Wege seinen 
Zweck zu erreichen und erliess am 1. Juni die Bekanntmachung 
seiner Wahl an die Lehnsleute des Stifts, worin er dieselben 
unter Androhung von Strafen an Leib und Gut aufl'orderte, ihm 
Gehorsam zu leisten^). Auch an die ^Schaffner, Schultheisse 
und Gemeinde zu Erstein^' sandte der Administrator einen 
Brief 3) und forderte sie auf, endlieh sich von der Partei der 
katholischen Oapitulare loszusagen und ihm durch 10 vornehme 
Gerichtspersonen Treue geloben zu lassen. Ferner gingen 



Die Ansicht Sattlers V, 141 und Bitters, Gesch. der Union I, 
25, wonach Mainz und Trier für den Cardinal Rüstungen veranstalteten, 
kann actenmässig nicht erhärtet werden. 

8) Erklärung Kriechingen s Beilage IV. 

3) d. d. 3. Juni-, St. Arch. fasc. A. A. 777. 
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Albreclit von Solms und Ludwig von Witgenstein nebst Dr. Weiss 
nach Molsheim, Benfeld, Zabern, Wanzenau und Kochersberg, 
um im Namen des protestantischen Capitels diese Orte zar 
Huldigung zu bewegen. Aber Johann Georg's Versprechen 2) 
überall die hergebrachten Freiheiten zu respectiren und die 
Gewissen nirgends zu beschweren, trauten die katholischen 
Orte nicht, da sie wussten, dass von Niemand mehr, als grade 
von protestantischen Fürsten der Grundsatz: „cujus regio, 
ejus religio" befolgt wurde. Wollte der Administrator der 
kaiserlichen Commission, oder einem zu erwartenden katholischen 
Gegenbischof also zuvorkommen^ so musste er mit Waffengewalt 
das Bisthum einnehmen. Zu diesem Zwecke gab ihm die Stadt, 
wie der Vertrag am 8. December 1591 es erheischte, ihre 
Truppen, bestehend aus vier Fähnlein Fusssoldaten , deren 
jedes fünfhundert Mann betrug, und sechzig Reitern^). Hierzu 
warben die Bruderhöfischen im Verein mit der Stadt nach und 
nach noch etliche Fähnlein, und einige Hülfstruppen schickte 
auch Churpfalz. 

Georg von Brandenburg war im Vortheil, denn Kriechingen 
hatte, da er die kaiserlichen Commissäre bald erwartete und 
nicht glaubte, dass die Bruderhöfischen so leicht zum bewaff- 
neten Angriff übergehen würden, die Ortschaften, welche Stift 
und Bisthum gehörton, nur nothdürftig mit Truppen besetzt^). 
Mit den Soldaten der Stadt hätte Johann Georg die Pässe, 
welche aus Lothringen führten, einnehmen und so dem Car- 
dinal, dessen Wahl, wie man wusste, von den katholischen 
Capitularen in Aussicht genommen war, den Weg in's Elsasa 
verlegen müssen. Durch ein rasches Vorgehen wäre alsdann 
der Administrator bald im Besitz seines Bisthums gewesen. 
Indess von Anfang an machte sich auf der protestan tischen 
Seite der Mangel eines tüchtigen Kriegsobersten geltend. Schon 
vor Johann Georgs Wahl hatte sich das evangelische Capitel an 
Meinhard von Schönberg gewandt^), der im Dienste des Pfalz- 



<) Creditiv derselben d. d. 4. Juni; St. Arch. fasc. A. A. 777. 
^) Schreiben d. d. 4. Juni an die genannten Orte. St. Arch. 1. c. 
3) Relatio belli Alsatici p. 6 — 6. 
*) Erklärungen Kriechingens p. 7. 
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grafen bei Rhein stand, allein die Unterhandlungen mit jenem 
führten zn keinem ReBuitat. Ebenso konnte Oberst Veit Schoner 
von Straubenhart , an den das Capitel hierauf schrieb '^), aus 
dem wttrtembergisclien Heere nicht entlassen werden^) und 
so fehlte der Kriegsftthrung auf evangelischer Seite Ziel und 
Plan. Dazu kam noch, dass die Truppen, welche Strassburg, 
und das Capitel anwarben, meist Neulinge im Kriegshandwerk 
waren, und die Reiterei so gut wie ganz fehlte^). 

Zunächst suchten nun die Truppen des Administrators die 
unmittelbar in der Nähe der Stadt gelegenen Orte zum Ge- 
horsam zu bringen. Am. 4. Juni rückten vier Hauptleute mit 
ihren Fähnlein aus und belagerten das Schloss Kochersberg. 
Nur 15 deutsche Knechte hielten dasselbe im Namen des Kaisers 
besetzt und übergaben sich erst nach tapferer Gegenwehr unter 
der Bedingung freien Abzugs mit allen millitärischen Ehren. 
Dieser ward auch zugesagt, allein das Versprechen hinderte die 
Sieger nicht, den Befehlshaber des Schlosses vor ein Kriegsgericht 
zu stellen und zum Tode zu verurtheilen, weil er einst in dem 
Cölner Krieg den Katholiken Bonn übergeben hatte und dadurch 
ein Bruder Gebhards, der Oberst Carl, Truchsess von Wald- 
burg, in die Hände der Spanier gefallen war^). Ein Theil 
jener Knechte begab sich zu den Truppen der katholischen 
Domherren, ein anderer in den Dienst der Stadt Strassburg. 
Hierauf rückten die vier strassburgischen Fähnlein weiter süd- 
westlich gegen das an der Breusch gelegene Städtchen Dach- 
stein, welches von einem, durch Bischof Heinrich H. im 11. Jahr- 



») Schreiben d. d. 25. Mai; St. Arch. fasc. A. A. 777. 

«) Brief d. d. 24. Juni und Antwort des Oberst d. d. 28. Juni. 
'st Arch. 1. c. 

3) So heisBt es wenigstens in der Antwort Straubenharts; wahr- 
scheinlicher ist, dass der Herzog von Würtemberg, welcher ent- 
schlossen war, neutral zu bleiben und Johann Georg die Erlaubniss, 
in seinem Herzogthnm werben zu dürfen, abschlug (Sattler V^ 141) 
auch dem Oberst verbot, in strassburgische Dienste zu treten. 

*) cf. Schreiben des Capitels an den Administrator von Magde- 
burg d. d. 25. Mai, St. Arch. fasc. A. A. 776 und dasjenige an Johann 
von Zweibrücken fasc. 777. d. d. 17. Juni. 

<») Relatio belli Alsatici p. 9 und St(^ber: Chronik p. 12. 
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hundert errichteten Schlosse beherrscht ward. Dachstein war 
katholisch und hatte mit Zabern und Molzheim verabredet, nur 
einem altgläubigen Bischof seine Tliore zu öffnen. Allein die 
Bürger mussten der Uebermacht weichen und die Stadt den 
Truppen des Administrators übergeben, worauf die deutschen 
Knechte am 9. Juni auch das Schloss nicht weiter zu halten 
wagten. 

Unterdessen war es dem Cardinal von Lothringen möglich 
gewesen, durch die unbesetzten Pässe mit einem bunt aus den 
verschiedensten Völkerschaften zusammengewürfelten Heere von 
8000 Mann zu kommen und in Zabern einzuziehen ^). Zum 
Feldoberst der lothringischen Truppen ward der streitbare Franz 
von Kriechingen ernannt, der sofort, nachdem es dem Cardinal 
nicht gelungen war, von der Stadt Strassburg Anerkennung als 
Administrator und Niederlegung der Waffen zu erlangen % mit 
der Eroberung des Bisthums begann. Die Landsknechte, welche 
Kriechingen zu führen hatte, waren erfahrene und geübte 
Kriegsleute, von denen viele unter des Cardinais Vater lange 
Jahre gedient hatten. Auch die Reiterei war in manchen 
Kriegen Herzog Carls III. bereits erprobt worden ^) : nur Mangel 
an Geschütz machte sich anfangs etwas bemerklich und verhin- 
derte ein rascheres Vordringen des Bischofs von Metz. 

Strassburgs Stellung war, wie während der Jahre des 
Stiftsstreites, auch in diesem Kriege eine durchaus unhaltbare. 
Begünstigte es zuerst trotz aller kaiserlichen Ermahnungen *) die 
Wahl eines protestantischen Administrators, dem es alsdann so- 
gleich seine gesammten Truppen übergab, stets Geld lieh und 
Soldaten anwarb, so war es doch naiv genug zu behaupten, 
nur das Haus Brandenburg führe mit dem Cardinal Kriegt). 



*) Die Zahl der lothringischen Truppen wird gewöhnlich über- 
schätzt; die hier angegebene ist einem Briefe vom 12. Juni in der 
Sammluug „Anonymi epistolae ad Juntam" entnommen. Das von 
Stieve citirte Schreiben (Briefe und Acten p. 56 3) des Freiherm von 
Pollweiler giebt noch weniger an. 

2) cf. Erklärung des Cardin als Beilage I— V. 

3) cf. Brief des Fürsten Anhalt in Rel. belli Alscatici, Anhang HL 
(p. 76). 

^) Erklärung Strassburgs Beilage XXXIII. 

^) Diese Behauptung stellte Strassburg nicht nur dem Cardinal 
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Das proteBtantische Capitel wandte äich unter Klagen, daBS 
zwei katholische Domherren es gewagt hätten , den Cardinal 
in's Land zu rufen, an die Landgrafen von Hessen, an Baden, 
Ansbach, Mecklenburg, Pommern und Würtemberg, ja selbst an 
Holstein und Dänemark 9 um Hülfe ^), während Strassburg mit 
den Schätzen seines Pfenuigthurmes gewaltig Truppen anwarb ^). 
Gegen den Cardinal zu ziehen wagte man noch nicht; vielmehr 
gaben die protestantischen Truppen die schon besetzten Orte 
Wolxheim und Sulz wieder auf und zogen sich gegen Dachstein 
zurück. Die Besatzung dieser Feste ward durch ein Fähnlein 
vermehrt, welches bisher bei Osthofen gelagert hatte. 

Unter der Leitung eines tüchtigen Feldobersten hätten die 
Truppen der Bruderhöfischen gewiss zuerst die wichtigßten: 
Punkte des Landes besetzt und sich nicht mit der Belagerung 
kleiner Orte aufgehalten. Molsheim und Benfeid beherrschten 
den Weg nach Strassburg von Osten und Süden und ihre ka- 
tholische Bewohnerschaft brachte Carl offen Sympathien ent- 
gegen. Das natürlichste wäre gewesen, sich dieser Städte zu 
bemächtigen und wie sehr man auf lothringischer Seite diesen 
Schritt fürchtete, zeigt ein Brief Kriechingens, worin er die 
Bürger Molsheims zur Standhaftigkeit ermahnt und ihnen 
schleunige Hülfe zusagt*). — Trotz ihrer Uebermacht^) machte 
die Besatzung von Dachstein keinen Versuch den Cardinal, der 
sich anschickte, den Süden zu erobern, an seinem Vorrücken 
zu hinderp. Denn der Commandant des Schlosses erhielt von 
Strassburg keine Instruction, hatte keine Reiter und war schon 
genöthigt, durch Anleihen die über das Ausbleiben ihres Soldes 
auf Johann Georg erzürnten Truppen zusammenzuhalten. Unge- 
hindert ergossen sich die Schaaren Kriechingens gegen Süden, 

gegenüber auf, der ihm indess bald die Nichtigkeit derselben bewies, 
sondern auch den kaiserlichen Commissarien muthete sie zu, solches 
zu glauben; cf. Erklärung Strassbnrgs Beilage YIII. 

^) Wohl desshalb, weil Prinzen aus deren Regentenfamllien von 
ihm mit Canonicaten ausgestattet waren. 

») Briefe d. d. 12. Juni. St. Arch. fasc. A. A. 777. 

3) ßelatio belli Alsatici p. 11. 

*) Schreiben d. d. 8. Juni. St. Arch. fasc. A. A. 777. 

^) cf. den Brief des dortigen Commandanten an den Administra- 
tor d. d. 16. Juni. St. Arch. 1. c. 
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Molsheim ihnen bereitwilligst die Thore öffnete, und streiften 
bis dicht unter Strassburgs Mauern« 

Doch dieses war darch nichts zn bewegen, seine Trappen 
iu eine Feldschlacht zu schicken; es gedachte vielmehr, zuerst 
ein Heer zu sammeln, um mit vereinten Kräften auf den Feind 
loszugehen. Demgemäss concentrirten sich die Strassburger 
Söldner bei Illkirch und Orafenstaden und erwarteten die 
Lothringer. Denselben hatte sich in kurzer Zeit die Besatzung 
beider Schlösser von Geispolzheim gegen freien Abzug ergeben % 
worauf sie in unmittelbarer Nähe der von Mannschaft fast ent* 
blösstcn Stadt Strassburg festen Fuss fassen. — 

Auch der Administrator stellte Werbungen an und am 
23. Juni hatte er ein Fähnlein Fussknechte gesammelt. An- 
statt nun -dasselbe mit den Truppen der Stadt zu vereinigen, 
schickte er es gegen Schäfolzheim, wo es den Lothringern den 
Weg verlegen sollte, allein von deren Uebermacht fast gänzlich 
aufgerieben ward. Ersatz kam aus dem Strassburgischen Lager 
zu spät an und konnte die Niederlage nur durch die Gefangen- 
nahme des Strassburger Patriciers Wurmser rächen. Derselbe 
war bischöflicher Lehnsmann des Schlosses und Dorfes Schäfolz- 
heim, stand im Verdacht Anhänger des Cardinais zu sein und 
ward mit seiner« Familie im Bruderhof eiugesperrt ^). 

Der Cardinal fand überall im Bisthum freudige Aufnahme, 
die Städte öffneten ihm ihre Thore und das Volk schwur ihm 
Treue ^). Nicht ohne Orund fürchteten darum die evangelischen 
Domherren, es möchte, besonders da sie im Elsass selbst nnr 
an Strassburg einen wesentlichen Halt hatten, der Protestan- 
tismus wie einst im Cölner Kriege geschlagen werden. Des- 
halb wandten sie sich nach allen Seiten und baten um schleunige 
Hülfe. Pferde erbaten sie sich von Zweibrücken ^), allein Pfalz- 
graf Johann konnte zu seinem Leidwesen solche nicht schicken. 



<) Schlimmer erging es derselben bei ihrer Rückkehr nach Strass- 
burg, indem sie der Bath, erbost über den Verlast dieses Punktes, 
in Eisen schlagen und ihren Befehlshaber hinrichten Hess. Belatio 
belli Alsatici p. 18. 

3) Belatio belli Alsatici p. 19 und 20; Stöber: Chronik p. 11—19. 

8) Belatio belli Alsatici p. 14. 

*) Brief d. d. 17. Juni; St. Arch. fasc. A. A 777. 
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da sie in seinem Lande nur schwer zu bekommen waren ^). 
Der Administrator von Magdeburg, welcher gebeten wurde, das 
Elsass von den Lothringern befreien zu helfen^), versprach 
eine Vereinigung protestantischer Fürsten zur Unterstützung 
seines Sohnes zu Stande zu bringen^), während Friedrich von 
der Pfalz sich zwar bereit erklärte, diejenigen Hänser, deren 
Glieder Oanonicate in Strassburg inne hätten, zu regerer Be- 
theiligung aufzufordern, es aber von der Hand wies, allein in 
den Kampf einzutreten^). Auch der König von Frankreich, 
an welchen das Oapttel sich siogleich nach der Erhebung Jo- 
hann Georgs mit der Bitte um Truppen gewandt hatte ^), ward 
wieder, und zwar jetzt vom Strassburger Magistrat, flehentlichst 
ersucht, den Verwüstungen des Cardinais Einhalt zu thun^). 
Allein er war nicht im Stande, etwas Namhaftes in Interesse 
des Administrators zu thun. 

Kaiser Rudolph IL hatte seiner Gewohnheit gemäss es zu- 
erst wieder einmal versucht durch einen geharnischten Erlass, 
in welchem er Gebhard, Solms und Mansfeld die Acht androhte, 
wenn sie an Johann Georg festhielten, in die Strassburger Wirren 
einzugreifen.'') Doch endlich sah er die Nutzlosigkeit seiner Schrei- 
bereien ein, glaubte indess, man würde seinen Commissären trotz 
der vorgenommenen Wahl Bisthum und Stiftsgüter ausliefern. 
Ferdinand von Tyrol und der Cardinal Andreas von Oesterreich 
betraute er mit der Vornahme der Sequestration; aber kaum 
waren deren Subdeligirte mit den nöthigen Instructionen abge- 
reist, als der ansgebrochene Krieg den Kaiser von seinem Irr- 
thum überzeugte. So schnell wie möglich ward eine neue Ge- 
sandtschaft in's Elsass geschickt, welche die Niederleguug der 
Waffen erwirken sollte^). Mitte Juni kam dieselbe in Strass- 



*) Johanns Antwort d. d. 25. Juni; St. Arch. fasc. A. A. 777. 

*) Schreiben d. d. 17. Juni; St. Arch. 1. c. 

') Antwort Joachim Friedrichs aus Carlsbad d. d. 19. Juni; St. 
Arch. 1. c. 

♦) Brief d. d. 21. Juni; St. Arch. 1. c. 

») Schreiben d. d. 2. Juni: St. Arch. fasc. A. A. 776. 

^) Kent^inger: Documents historiques relatifs ä Thistoire de 
France, tir^s des archives de la ville de Strassburg: L p. 172. 

') Brief d. d. 5. Juni; St. Arch. fasc. A. A. 777. 

^) Erklärung Strassburgs Beilage V. 
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bürg an und suchte zuerst den Rath zum Frieden zu bewegen ; 
doch dieser leugnete den Antheil der Stadt am Kriege und 
bat die Oommission im Interesse des Landes dem Treiben des 
Oardinals zu steuern ^). Dieser erklärte sofort , ohne damit 
seine Wahl ald unrechtmässig anzusehen, im Falle seine Gegner 
alle Feindseligkeiten einstellten , sei er bereit, die Truppen ans 
dem Stift wegzuführen ^). Doch Johann Georg und sein Oapitel 
waren nicht gewillt, die Entscheidung des Streites langwierigen 
Gerichtsverhandlungen anheimzustellen. Sie bereiteten deshalb 
der Oommission alle möglichen Schwierigkeiten , beschwerten 
sich darüber, das dieselbe Johann Georg den Titel eines Ad- 
ministrators verweigert habe^), suchten in den Legitimations- 
papieren der Gesandten Unregelmässigkeiten nachzuweisen^), 
und, als endlich kein Ausweg mehr offen stand, erklärte jener, 
ohne sein Haus zuvor um Rath gefragt zu haben, könne er 
sich mit den Subdelegirten in weitere Verhandlungen nicht ein- 
lassen^). Die Stadt unterstützte den Administrator, erklärte in 
ihren Massregeln an die Zustimmung der übrigen Stände der 
Augsbürger Confession gebunden zu sein und bat die Oommissäre, 
bis zur Rückkehr der brandenburgischen Gesandten für die 
Aufrechterhaltung des Friedens Sorge zu tragen. Doch die 
Oommission hatte die Ansicht gewonnen, man wolle sie mit 
solchen Ausflüchten nur hinhalten und ihre Anwesenheit in 
Strassburg werde auf den Gang der Ereignisse keinen Einfluss 
ausüben. Deshalb begab sie sich nach Hause, während in 
ihrem Rücken die Feindseligkeiten, welche seither zwar etwas, 
aber nie ganz geruht hatten, aufs neue entbrannten. 

Ein nächtlicher Ueberfall, den am 26/27. Juni die Lothringer 
auf Eochersberg unternahmen, endigte unglücklich für die An- 
greifer. Hierdurch keineswegs entmuthigt, begannen dieselben 



Erklärung Strassburgs Beilage VIII. 

3) Erklärung des Oardinals Beilage V. 

3) Absichtlich war in dem kaiserlichen Schreiben weder der 
brandenburgische noch der lothringische Prinz als Administrator be- 
zeichnet. Erklärung Strassburgs Beilage VI. 

*) Erklärung Strassburgs Beilage VU. 

^) Erklärung Strassburgs Beilage V und Erklärung des Oardinals 
Beilage VI. 
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sofort mit der Belagerung der Feste. Die Eingeschlossenen 
erwarteten etliche Fähnlein von Strassburg znm Ersatz, allein 
diese, denen die Begeisterung für den Krieg geschwunden war, 
▼erlangten ihren Abschied, da die Zeit, für welche sie sich 
hatten anwerben lassen, um warO- Bo auf sich selbst ange- 
wiesen, muBsten die Vertheidiger die Feste nach beiden müthigem 
Kampf übergeben. Freier Abzug mit allen militärischen Ehren 
war ihnen zugesagt, allein die Lothringer begingen die Treu- 
losigkeit , . die Knechte niederzustossen und ihren Hauptmann 
Moritz an einem Baume aufzuknüpfen. Hierauf plünderten die 
Eroberer das Schloss, erbeuteten viel Getreide, Wein und Ge- 
schütz und Hessen es durch die Bauern der umliegenden Ort- 
scbafken wegfahren. Für diese Dienstleistung ward alsdann den 
Landleuten erlaubt, eine Nachlese im Schlosse zu halten und 
dasselbe zu zerstören. 

Leichtere Arbeit hatten die lothringischen Truppen vor 
Dachstein, dessen Belagerung am letzten Juni begonnen ward. 
Denn der Hauptmann Bubenhofer, der in der Feste comman- 
dirte, stand mit dem Theil des Strassburger Magistrats in Ein- 
vernehmen, der es heimlich mit dem Cardinal hielt ^). Soll er 
doch sogar öfters vom Schloss iu*s lothringische Lager gekom- 
men sein und mit den feindlichen Officieren sich an Speise und 
Trank ergötzt haben ^). Ohne Widerstand nahmen die Truppen 
des Cardinais das Städtchen Dachstein, was Bubenhofer so- 
fort dem Administrator meldete, der ihm im Fall der Noth er- 
laubte, auch auf Uebergabe des Schlosses und freien Abzug zu 
capituliren ^). Trotz reichlichen Proviants und hinlänglicher 
Munition versuchte es Hauptmann Bubenhofer uicht, das Schloss 
länger zn halten, sondern übergab es bereits am 4. Juli und 
zog von dem Cardinal selbst und dessen Reitern eine grosse 
Strecke Wegs begleitet nach Strassburg. Doch hier liess ihn 
die Behörde, da sein Verrath ruchbar ward, festnehmen, und 
es ist unbekannt auf welche Weise er gestorben ist^). 



<) Relatio belli Alsatici p. 21. >) cf. Belatio belli Alsatici p. 2V. 
3) Belatio belli Alsatici p. 26. 

*) Relatio belli Alsatici, Anhang IL (p. 72—73) Schreiben Johann 
Georgs d. d. 3. Juli 1592. 

^) Stöber: Chronik p. 42 lässt ihn bei der späteren Belagerung 

5 
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In Folge der üebergabe Dachsteins war der Oardinal in 
den Stand gesetzt, die seitherige Aussage der Stadt, sie führe 
keinen Krieg mit ihm, zn widerlegen. War doch der Gomman- 
dant Bubenhofer seit langen Jahren städtischer Hauptmann und 
das Strassburger Wappen auf den erbeuteten Geschtttzen zu 
sehen. Carl von Lothringen schickte nun einen Trompeter gen 
Strassburg und verlangte vom Magistrat eine unzweideutige 
Erklärung, ob. die Stadt den Krieg gegen ihn einstellen wolle, 
oder nicht ^). Der Rath wich aus, indem er behauptete, die 
Wichtigkeit dieser Sache verstatte es nicht, die gewünschte 
Erklärung sogleich abzugeben ^). Da er indess durch die That 
immer deutlicher seinen feindlichen Sinn bewies, so scheute sieh 
der Cardinal, überzeugt, dass er mit der Verzögerung der Ant- 
wort nur hingehalten^) werden sollte, nicht länger, auch Be- 
sitzungen der Stadt anzutasten. Strassburger Bürger wurden 
weggefangen und nur gegen schweres Lösegeld freigegeben; 
Wasselnheim, welches die Stadt vom Reich zu Lehen hatte ^), 
ward eingenommen, da seine Bewohner und Besatzung den 
Lothringern vielen Schaden zugefügt hatten^). Daselbst fand 
der Cardinal in dem Schlosse grosse Vorräthe, welche die Land- 
leute hierhin gepflüchtet hatten, und namentlich zahlreiches Ge- 
schütz; doch erbot er sich zur Rückgabe der ganzen Beute 
an die Stadt Strassburg, falls diese sich verpflichtete, dem Ad- 
ministrator und seinem Capitel fürderhin keine Hülfe zu leisten^). 
Der Rath aber war des Verhandeins mit Carl von Lothringen 
müde und erklärte, er wolle für die den Strassburgischen 
Bürgern in Wasselnheim zugefügten Misshandlungen an den 
katholischen Unterthanen und Priestern Rache nehmen''). Der 
Cardinal wies die Anschuldigung, mehr als das Kriegsrecht erlaube. 



von Molsheim sterben, während die Relatio belli Alsatici p. 27 und 
28 sagt, er sei bis zu seinem Ende gefangen herumgeschleppt und in 
Molsheim begraben worden. 

*) Erklärung des Cardinals Beilage VH. 

3) Erklärung des Cardinals Beilage VUI. 

*) Erklärung des Cardinals Beilage IX. 
. *) Erklärung Strassburger Beilage X. 

B) Erklärung des Cardinals Beilage XII. 

0) Erklärung des Cardinals Beilage XII und XIV. 

^) Erklärung des Cardinals Beilage XV. 
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die Bewohner jenes Städtchens bedrückt zu haben, zurück und 
sprach sein Bedauern über das Vorhaben des Magistrats aus. 
Gleichzeitig verhehlte er demselben nicht; dass er die Ansicht 
habe, als ob die ganze Bekämpfung des Katholicismus seitens der 
Stadt, wie sie jetzt wieder aus deren Massregeln gegen den Kar- 
thäuser Orden und einige Nonnenklöster hervorgehe, nur den 
Zweck verfolge, der Altgläubigen Eirchengüter einzuziehen ^). 

Nur wenig über einen Monat hatte der bischöfliche Krieg 
gedauert, und Strassburgs Handel, seine Verwaltung und Finanzen 
waren bereits gänzlich zerrüttet. In grossen Haufen strömte 
das Landvolk nach der Stadt, die ihm kaum Unterkunft ge- 
währen konnte; Folge war ein gewaltiger Mehrbedarf an 
Nahrungsmitteln in Strassburg. Allein die Unsicherheit im Elsass, 
welche bereits so gross geworden war, dass man ohne mili- 
tärische Bedeckung nicht einmal mehr die Todten zu bestatten 
wagte, machte Zufuhren von Vieh und Getreide nach Strass- 
burg unmöglich, und eine Theuerung brach daselbst aus. — Un- 
geheuere Summen Geldes ^) erforderte die Kriegsffihrung, deren 
Last fast auschliesslich die Stadt drückte. Die Geldvorräthe, 
welche Strassburg früher in seinem Pfennigthurm gesammelt 
hatten, wurden dadurch erbeblich vermindert, besonders da es 
auch die Holländer und Hugenotten noch unterstützte. Ausser- 
dem erlitten die städtischen Finanzen eine erhebliche Einbusse 
durch den Ausfall der Johannismesse. Denn da alle ankommende 



*) Das Kloster der Karthäuser lag in der Nähe der Stadt Strass- 
burg und war ihr von Turenne 1591 gegen Verzicht auf das Geld, 
welches sie Heinrich IV. geliehen hatte, übergeben worden. Der 
Rath vertrieb hierauf die Mönche, zog ihre Güter ein und Hess die 
Kirche niederreissen. Das Eigenthum der wenigen noch übrigen 
Nonnenklöster suchte derselbe dadurch zu bekommen, dass er ~ nach- 
dem auf seinen Befehl 1579 bereits der katholische Gottesdienst in 
ihren Kirchen eingestellt worden — ihre Insassen aufforderte, sich zu 
verheirathen, und in diesem Falle ihnen einen Jahresgehalt aussetzte. 
Um dazu im Stand zu bein, zog die Stadt alles Eigenthum der Klöster 
ein, wurde aber in beiden Fällen,. da solche Handlungsweise der Bck 
Stimmungen des Religionsfriedens widersprach, in lange Processe 
verwickelt 

') Eine satirische Darstellung der damaligen Zustände in der 
Stadt giebt das Pramphlet eines Katholiken: „Ein lustigs gesprech des 
Strassburgischen Rohraffen und Pfennigthnrm's. " 

5* 
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Waare voraassichtlich eine Beute der Lothringer werden würde, 
hatte der Rath beschlossen, in diesem Jahre keine Messe aus- 
zuschreiben, und die angesehensten Kaufleute und Handeistätte 
von der getroffenen Maassregel in Kenntniss gesetzt^). Ge- 
richtsverhandiungen konnten bei der herrschenden Unordnung 
nicht stattfinden und der Verwaltung traten überall die grössten 
Hindernisse entgegen. 

Um wenigstens eine Erwerbsquelle in dieser Zeit zu haben, 
griff Strassburg nacli dem Rest der katholischen Kirchengflter. 
Am 9. Juli erschienen Abgeordnete des Raths auf der Capltels- 
stube zum jungen St Peter und befahlen den Canonikern und 
Vicarien beider Peterstifte, sich in die Probstei zurückzuziehen. 
Als sie sich dessen weigerten, wurde ihnen zwar ihr seitheriger 
Aufenthalt gelassen, aber die Stiftsgewölbe, welche reichlich 
Geldsummen und Kleinodien bargen, mit dem Stadtsiegel ver- 
schlossen^). Am 17. desselben Monats stellte sich ein Bote 
der Stadt beim Conventualen von St. Johann ein, verbot dem- 
selben, künftig die Messe zu lesen, schloss die Kirche und ver- 
siegelte den Raum, in welchem ihr Geld und ihre Werthsachen 
lagen ^). — 

Der Cardinal rüstete stark, um den Krieg, welcher auch 
seine finanziellen Verhältnisse arg zerrüttete, möglichst bald zu 
beenden. Aus Lothringen bezog er desshalb zahlreiche Kanonen, 
die von den Bewohnern des Dachsteiner Amtes in sein Lager 
geschafft wurden. Um seinen Truppen Getreidevorräthe zu 
sichern und sich die Gunst der Elsässer nicht zu verscherzen, 
ging auch Carl gern auf den Wunsch etlicher adliger Herren 
ein und befahl seinen Truppen, die Bauern bei der Bestellung 
ihrer Felder zu schonen und sie die Ernte in ihre Scheunen 
bringen zu lassen. 

Anfang Juli hatten die Strassburger sich mit neuen Truppen 
versehen, und der Markgraf von Ansbach, an welchen von den 
Bruderhöflschen kurz zuvor ein neues Gesuch^) um Hülfe ge- 
richtet worden war, überschickte ihnen 240 Reiter unter dem 



1) Relatio belli Alsatici p. 29. 

*) cf. Stöber: Chronik zum 29. Juni (st a.) 

>) cf. Stöber: Chronik zum 7. Juli (st a.) 

*) Schreiben d. d. 24. Juni, St. Arch. fasc. A. A. 777. 
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erfahrenen Rittmeister Lorenz von Burdorf, welcher bereits unter 
Johann Casimir die Stelle eines Oberstlieutenant bekleidet hatte ^). 
So verstärkt wagten die Strassburger auch einmal offensiv vor- 
zugehen. Bauern hatten ihnen berichtet, Erstein habe nur eine 
geringe lothringische Besatzung. Da dieses Städtchen, wenn 
es dem Feinde entrissen ward, den in Benfeld lagernden 
Truppen des Cardinais den Weg nach Strassburg verlegte, so 
wurden zu seiner Einnahme am 18. Juli 350 Schützen und 
150 Reiter ausgesandt. Kaum waren dieselben in der Nähe 
von Erstein, als sie erfuhren, wie sehr sich die Bauern in der 
Zahl der Feinde geirrt hatten. Der Rückzug ward angetreten, 
um aus dem Ruprechtsauer Lager Verstärkung zu holen, doch 
in der Nähe der Wallfahrtskirche St. Lndan überfiel die Reiterei 
des Cardinais die Strassburger, da sie eben rasteten. In der 
Verwirrung ergriffen die Berittenen die Flucht nnö, überliessen 
das Fussvolk seinem Schicksal % — Tags darauf verlegten die 
Strassburger ihr Lager von der Ruprechtsau nach Illkirch und 
Grafenstaden und es lagerte im einen Dorf die Reiterei, im 
andern das Fussvolk ; beide Ortschaften waren durch eine über 
den 111 führende Brücke verbunden. Kaum hatten die strass- 
burgischen Ti'uppen gerastet, als auch schon lothringische Reiter, 
denen Bauern bei Eschau eine Furt gezeigt hatten, Illkirch 
überumpelten. Allein die Ueberfallenen leisteten tapferen Wider- 
stand und schlugen die Lothringer noch eher in die Flucht, 
als das Grafenstadener Fussvolk zu Hülfe kam. Durch diesen 
Sieg ermuthigt und verstärkt durch zehn Fähnlein 3), welche 



Brief des Markgrafen d. d. 9. Juli; St. Arch. fasc. A. A. 777. 
Dankschreiben der Stadt d. d. 24. Juli; St. Arch. fasc. A. A. 778. 

*) Relatio belli Alsatici p. 31. Brief der Bruderhöfischen an 
Pfalzgraf Friedrich; St. Arch. fasc. A. A. 778. Stöber: Chronik p. 28.- 

^) Im ganzen 2500 Mann, cf. Relatio belli Alsatici p. 33. Viele 
Freude erlebten die Strassburger jedoch nicht an ihren Bundesge- 
nossen; denn diese stützten sich darauf, dass 1588 nur ein „Ver- 
theidigungsbündniss^* mit Strassburg abgeschlossen worden sei und 
Hessen sich zum Angriff gegen den Cardinal nicht gebrauchen. Da- 
für wurden sie zum Gespött bei Freund und Feinden der Rohraff 
sang: (Alsatia 1861. p. 73). 

„Alles lumpengesind was nun vorkommen 
War gleich von stund an angenommen; 
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Bern und Zürich zwar ungern^); doch veriragsmäBsig geschickt 
hattcB, brach die gesanimte straBsburgische Streitmacht aus dem 
Lager zur Belagerung von Molsheim auf. Nach Verbrennung 
mehrerer Ortschaften, welche den Zorn des Administrators auf 
sich gelenkt hatten, begann sie am 7. Juli die Belagerung. Da- 
mit hub das Leiden Molsheims an, welches in dem bischöflichen 
Kriege nächst Strassburg am meisten heimgesucht ward. Die 
Stadt hatte eine tapfere Besatzung und ihre katholische Be- 
wohnerschaft war dem Cardinal treu ergeben. Mit Geschützen 
wohl versehen schleuderten die Strassburger Tag und Nacht 
Kugeln in die Feste. Aber wo eine Lücke in der Mauer sich 
zeigte, waren Bürger und Soldaten zur Hand, sie rasch wieder 
auszufüllen. Inzwischen streiften andere lothringische Truppen 
im Rücken der Belagerer und schnitten ihnen allen Proviant 
ab ^). Am 15. August sandte Strassburg den Belagerern 600 Mann 
Fussvolk und etliche Reiter zu Hülfe; sie wurden aber unter- 
wegs zu Düppigheim von den Lothringern überfallen und zur 
Umkehr genöthlgt. Ein gleichzeitiger Ausfall der Molsheimer 
hatte die Belagerungstruppen gehindert, ihnen zu Hülfe zu 
kommen. Noch in derselben Nacht ward die Blokade von 
Molsheim aufgehoben, denn der ganze Sold und all der für die 
Belagerer bestimmte Proviant war bei Düppigheim in die 
Hände des Cardinais gefallen. Heftig setzten die Lothringer 
den abziehenden Strassburger nach, vermochten jedoch nicht, 



Die Schweizer auch mit ihrem brey 

Verfügten sich bald gen Strassburg frey; 

Kamen hernach dem weinland zue 

Der Wein ist besser wie die MilchkuC'; 

Sie wolten mit in*s feld hinauss, 

Sagten sie weren gezogen auss: 

Damit sie die statt wohl verwachten, 

Den kleinen kinden die milch tbeuer machten, 

Dass wolt die statt kurzumb mit leiden 

Und schalt sie drüber faule keiben; 

Man musst in geben doppelt sold 

Wan schon die statt zu grund gehn solf. 

*) cf. Brief des Freiherrn von Pollweiler. Stieve: Briefe und 
Acten p. 60«. 

^) Relatio belli Alsatici p. 35. 
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denselben grösseren Schaden zuzufügen. Nachdem dieselben 
sich theils In die Stadt, theils In das alte Lager zurückgezogen 
hatten, streiften die lothringischen Truppen wieder, verbrannten 
Dorlisheim y plünderten Barr und verübten die grössten Er- 
pressungen und Schändligkeiten 0. 

In dieser ersten Periode des bischöflichen Krieges war 
der Cardinal, dank seiner besser geschulten Truppen und einer 
einheitlichen Leitung, besonders jedoch in Folge der Planlosig- 
keit und Unerfahrenheit seiner Gegner, dem Administrator über- 
legen ^). Ehe wir den Krieg bis zu seinem Ende verfolgen, 
muss ein Blick auf die diplomatischen Verhandlungen während 
dessen erster Periode geworfen werden. 

Am 30. Juni liess das Haus Brandenburg durch eine Oe- 
sandtschaft dem Kaiser zu Prag die Bitte vortragen, Johann 
Georg als rechtmässigen Administrator von Strassburg anzuer- 
kennen^). Allein Rudolph sprach sein Bedauern darüber aus, 
dass in Strassburg eine solche Wahl überhaupt erfolgt sei und 
entliess die Gesandten ziemlich ungnädig mit dem Bescheid, er 
werde den Churfürsten von Brandenburg und seinen Enkel zum 
Aufgeben des Bisthums zu bewegen suchen ^). Auch der nieder- 
sächsische Kreis verwandte sich für Johann Georg von Branden- 
burg und übersandte dem Kaiser eine Resolution, welche seine 
Stände am 14 Augast abgefasst hatten^). In derselben ward 
Rudolph II. gebeten, den Streit in Strassburg beizulegen, die 

') Relatio belli Alsatici p. 38 — 41; Erklärung Strassburgs Bei- 
lage XXXil und XXXVI; Brief der Edlen von Andlau an den Strass- 
bnrger Magistrat um Schutz gegen Herrn von Harancourt, den 
lotbriBgischen Commandanten von Benfeld St Arch. fasc. A. A. 779. 

') Der ehrwürdige Kirchen convent zu Strassburg sah das Unter- 
liegen Johann Georgs natürlich anders an. In einem Vortrag vor 
dem Rath am 28. Augast meinte derselbe, die Verzagtheit der Soldaten 
sei daher gekommen, dass sie zu wenig in Gottes Wort unterwiesen 
worden wären und ihre Niederlage eine Strafe für ihre und der Stadt 
Strassburg Sünden. Als solche ward bei letzterer auch bezeichnet, 
dass in einigen Klöstern noch gräuliche Abgötterei getrieben, d. h. 
die Messe gelesen werde. Rel. belli Alsatici p. 47 ^ 

') Eine Copie des von den Gesandten Vorgebrachten befindet 
sich St. Arch. fasc. A. A. 777. 

*) Resolution d. d. 9. Juli. St. Arch. 1. c. 

') Zur Betheiligung an dieser Abordnung nach Prag hatten die- 
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Entscheidung über das Recht der beiden Gewählten einer 
paritätischen Commission zu übertragen und zunächst dem Car- 
dinal zu befehlen, alle Eroberungen im Elsass an jene abzu- 
treten^). Allein der Kaiser verlangte, dass der Administrator 
auf das Bisthum verzichte und die Waffen, wie solches auch 
der Cardinal bereits versprochen habe, niederlege 2). 

So gering die Verwendung protestantischer Stände für 
Johann Georg in Prag war, so wenig unterstützten sie den- 
selben auch direct im Kampfe gegen den Cardinal. Wie schlecht 
entsprachen die Opfer, die wir sie bisher bringen sahen, der 
Bedeutung, welche der bischöflische Krieg für den deutschen 
Protestantismus hatte! — Das Bild der Kläglich- und Klein- 
lichkeit der evangelischen Politik tritt uns besonders deutlich aus 
dem Bericht Dr. Wagessers hervor % der im Auftrage der Stadt 
Strassburg an die protestantischen Höfe reiste, um eine regere 
Theilnahme derselben am Kampfe gegen den Cardinal zu er- 
zielen. Der Rath von Erfurt, vor dem er am 27. Juli erschien 
bedauerte zwar sehr die Wirren im Elsass, Hess sogar ein 
Gebet um Hülfe gegen „den blutdürstigen Anschlag der Papisten^' 
in's Kirchenbuch eintragen, erklärte jedoch, sonst für Strassburg 
nichts thun zu können. Erfreulicher für den strassburgischen 
Gesandten war seine Aufnahme von Seiten des Magdeburger 
Administrators in Halle, da dieser sich nicht mit der Fürbitte für 
Strassburg im Kirchengebet begnügte, sondern der Stadt auch 
seinen Beistand zusicherte. Hierauf gedachte Wagesser den 
Churfürst von Brandenburg für eine thatkräftige Unterstützung 
seines Enkels zu gewinnen, konnte jedoch denselben trotz vielen 
Umherreisens nicht finden. Die Gesandten des Bischofs von 
Halberstadt bedauerten in Friedberg, Strassburg mit Geld nicht 
unterstützen zu können; doch versprachen sie, „gegen gebührliche 



selben sogar den katholischen Landsberger Bund aufgefordert, der 
sich jedoch nicht ansehloss, wie er denn überhaupt die Strassburger 
Sache ziemlich unberücksichtigt liess; cf. Stieve: Briefe und Acten 
p. 61 und 692. 

») St Arch. fasc. A. A. 779. 

>) Die durch Hornstein überbrachte Antwort d. d. 22. August. 
St. Arch. l. c. 

») St. Arch. fasc. A. A. 778. 
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Caation und brüderliche Verzinsung '^ Kriegsmaterial zu liefern. 
Am 13. August traf Wagesser in Jüterbog churfürstlich - säch- 
sische Räthe; allein deren Instruction lautete nicht auf Hülfe* 
leistung für Strassburg. Der obersftchsische Kreis dagegen er- 
klärte sich bereit, 25,000 fl. dem Administrator vorzuschiessen. 
Brannschweig -Lüneburg aber konnte kein Geld entbehren und 
der Rath von Hamburg war mit seiner Bürgerschaft des gemei- 
nen Säkels wegen zerfallen, welche keine Anleihe für Strassburg 
bewilligte. Auch bei Lübeck waren Wagessers Bitten um ein 
Darlehen ohne Erfolg. Während Mecklenburg bedauerte, vor- 
läufig für die gute Sache nichts thun zu können, und der 
Dresdener Hof den Gesandten mit leeren Worten abspeiste, ver- 
sprach Pommern wenigstens, mit den vornehmsten Ständen der 
Augsburger Confession in Betreff dieser Angelegenheit in Be- 
rathung treten zu wollen. Auch an den hessischen Höfen zu 
Cassel, Marburg und Darmstadt erreichte Wagesser nichts 
wesentliches, worauf er sich nach Strassburg zurückbegab. Eben- 
sowenig Erfolg vermochten Ernst von Mansfeld und Dr. Gerbe- 
lius nach ihrer Reise zu den nassauschen Grafen und anderen 
Territorialherren aufzuweisen 0. — 

Auf dem elsässischen Krigsschauplatz sollte mit der An- 
kunft Christians von Anhalt das Glück sich etwas zu Gunsten 
des Administrators wenden. Wie oft hatten Rath und evan- 
gelisches Domcapitel sich hülfeflehend an Heinrich IV. gewandt 
und den allerchristlichsten König gebeten, im Interesse Frank- 



cf. ihren Bericht d. d. 27. October 1592. St. Ach. fasc. A. A. 779. 
Spottend sang der Rohraff: 
„Schickt man an manchen stand im reich, 
Dass sie gelt leihen alzugleich, 
Dan es wer nit umbs land zu thun, 
Sondern um die religion. 
Wolfen alles restituiren. 
Sonst intresse pensioniren, 
Wan sie durch krieg und oberhandt 
Die Landgrafschaft betten erlangt. 
Als nun die botschaft wider kam. 
Da wart die an t wort grausam lam, 
Dan wie man sagt im Sprichwort alt: 
Freundschaft in nott ist bald erkalt. *" 
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reichs dem Hochstift Strassburg beizustehen! Allein in seiner 
eignen misslichen Lage vermochte dieser nichts za thun, als 
durch seinen Gesandten Bongars die deutschen Fürsten zur 
Unterstützung Johann Georgs anfeuern zu lassen. Auch liess er 
den Herzog von Bouillon an der Grenze von Lothringen sich 
aufstellen, um dem Cardinal in den Rücken zu fallen 0; doch 
der Einfall desselben sollte sich noch lange verzögern. Erst 
als Heinrich IV. wegen grossen Geldmaugels einen Theil seines 
Heeres entlassen musste und Christian von Anhalt mit seinen 
Söldnern von ihm einen ehrenden Abschied erhielt, konnte Frank- 
reich der protestantischen Sache nützen^). 

In Strassbnrg hatte man eingesehen, dass, wenn Krieg in 
der seitherigen Planlosigkeit und ohne tüchtigen Feldherrn 
fortgefühH würde, das Bisthum sich bald gänzlich in den Händen 
des Cardinais beende. Deshalb hatte Wagesser beim Magdebur- 
ger Administrator vor allem um einen kriegserfahrenen Oberst 
angehalten^). Derselbe fand in Ernst von Mandelsloe^) eiaen 
solchen und warb ihn für Strassbnrg an*). Zum Obristen 
über das gesammte Fussvolk hatte Johann Georg am 10. Au- 
gust Johann Ulrich von Hohensachsen ernannt. Dann machte 
sich auch das Bedürfniss rege, das strassburgische Heer durch 
Anwerben erprobter Truppen zu verbessern. Als deshalb 
Christian von Anhalt meldete^), der Befehlshaber seiner Ar- 
tillerie, Paul von Hagen, werde aus Frankreich zurückkehrende 
deutsche Truppen nach Strassbnrg führen, war der Rath gern 
bereit, dieselben anzunehmen. Kurz nach diesem Briefe er- 



^) Brief Bongars an Cameranus d. d. 12. Juli (Epistolae Bon- 
gai'ii ad Joaoh. Camerarinm. Leiden 1647). Kentzinger I.e. I, 170. 
Instruction Witgensteins an Bouillon d. d. 22. Juli. St Arch. fasc. 
A. A. 777. 

2) Brief Bongars an Camerarins d. d. 28. Juli 1592. 

3) cf. dessen Creditiv d. d. 10. Juli; St. Arch. fasc. A. A. 777. 
*) Ich folge hier der Schreibweise Droysens: Gesoh. der preus- 

sischen Politik II (2) 290; in den Acten des St. Areh. findet sich 
auch Mansloh, Mandesslor a. s. w. 

^) Brief Wagessers an das evangelische Capitel d. d. 31. Juli 
und Schreiben Joachim Friedrichs von Brandenburg d. d. 8. Au- 
gust 1592; St. Arch. fasc. A. A. 777. 

^) Schreiben d. d. 3. August; St Arch. 1. c. 
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hielt der Magistrat ein anonymes Schreiben aus Metz^), worin 
die in Folge von Parma*s Abzug aus Frankreich unmittelbar 
bevorstehende Entlassung des ganzen deutsehen Söldnerheeres 
gemeldet ward, und sogleich beschloss die Stadt, den Führer 
desselben, Christian von Anhalt, an die Spitze ihrer Truppen 
zu stellen. 

Allein dem Wunsche Strassburgs traten unerwartete Schwie- 
rigkeiten entgegen. Der Administrator von Magdeburg bestand 
darauf, dass Ernst von Mandelsloe, den er angeworben hatte, 
in die Obristenstelle eingesetzt werde. Auch zeigte Christian 
von Anhalt wenig Lust 2), den für den Administrator fast ver- 
lorenen Kampf wieder aufzunehmen, zumal er zur Kriegstüch- 
tigkeit des Strassburger Volks kein grosses Vertrauen hatte. 
Doch liess er sich endlich bewegen, beim Haus Brandenburg 
um Einwilligung in seine Bestallung als Strassburger Oberst zu 
bitten 3), uud der Verwendung namentlich des Pfalzgrafen Jo- 
hann^) hatte es die Stadt zu verdanken, dass nach vielem Hin- 
und Herschreiben endlich Christian von Anhalt an die Spitze 
ihres Heeres treten konnte. 

Nachdem bereits am 22. August unter Kittmeister Köttcritz 
300 deutsche Reiteiv des anhaltischen Heeres ans Frankreich 
gekommen und von Strassburg sogleich in Sold genommen waren, 
langte am 26. des Monats der Fürst Christian von Anhalt an ^). 
Ehe er sich entschloss, die Obristenstelle anzunehmen, unter- 
warf er die gesammten Strassburger Truppen einer genauen 
Musterung; täglich stellte er Uebnngen mit ihnen an und 
suchte auf diese Weise nach und nach etwas Ordnung und Dis- 
ciplin in das Volk zu bringen. Erst am 22. September willigte er 
definitiv ein, Feldherr der Stadt Strassburg*) zu werden. Vor 

') d. d. 8. August; St. Arch. fasc. A. A. 777. 

^) seine Briefe d. d. 13. und 23. August an die Bruderhdfisehen ; 
St Arch. 1. c. 

*) Häberlin XVII, 237. 

*) cf. dessen Schreiben an Joachim Friedrieh von Brandenburg 
d. d. 20. August; St Arch. fasc. A. A. 777. 

^) Belatio belli Alsatioi p. 42. 

«) Vergleich Anhalts vom genannten Datum; St Arch. fasc. 
A. A. 778. Christian scheint gefürchtet zu haben, durah Annahme 
dieser Stelle mit dem Beich in Conflict zu gerathen, denn in dem 
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allem verlangte Chrißtian von Anhalt in seiner Eiuwilligungs- 
Urkunde, dass noch 300 Reiter und weitere 2 Regimenter deut- 
schen Fussvolks angeworben, ausserdem die Geschütze um ein 
Bedeutendes vermehrt würden. Geschehe dieses, so versprach er, 
das Heer zu reformiren und 3 Monate, falls es jedoch nöthig 
sei auch länger, an dessen Spitze zu bleiben. Um indess et- 
waigen Vorwürfen zu entgehen, wenn es ihm bei dem schlechten 
Zustand der vorhandenen Strassburger Truppen nicht gelingen 
sollte, den lothringischen Prinzen zu vertreiben, übergab er 
den Deputirten des Raths und des Administrators ein Schrift- 
stück, das eine Darstellung von dem Zustand der bisher ge- 
worbenen Mannschaft enthielt und von den Mitteln handelte, 
welche noch zum Siege führen könnten 0. 

Während man auf der protestantischen Seite sich in dieser 
Weise zu einem letzten verzweifelten Kampf gegen den Cardinal 
zu rüsten begann, ward von der katholischen versucht, weiteres 
Blutvergiessen zu verhindern. Das Streben der kaiserlichen Sub- 
delegirten, die Streitenden zum Niederlegen der Waffen zu be- 
wegen, war, wie wir oben sahen, gescheitert. Zunächst suchten 
deshalb der Kaiser, Wilhelm von Baiern und der Cardinal die 
protestantischen Fürsten Deutschlands von einer weiteren Unter- 
stützung des Administrators abzuhalten^). Sodann bewog Ru- 
dolph IL einige Nachbarn Strassburgs, bei diesem Versuche der 
Friedensvermittlung anzustellen, wozu denn auch am 10. August 
die Deligirten des Cardinais Andreas von Gesterreich, der 
Gubernator des habsburgisch - elsässisohen Lande war, des 
Bischofs von Basel, des Grafen von Würtemberg und Mömpel- 
gard, sowie solche der freien Reichsstädte in der Vogtei Hage- 
nau erschienen. Dieselben baten den Strassburger Magistrat, 



Actenstück, worin der Gehalt für ihn und seine Kriegsräthe festge- 
setzt wird, verpflichten sich Adminisirator, Stadt und evangelischee 
Capitel, im Fall jenes einträte, die Verantwortung beim Kaiser zu 
übernehmen; St. Arch. fasc. A. A. 779. 

Relatio belli Alsatici, Anbang III, (p. 74—82). 

>) Hierüber cf. die Briefe des Pfalzgrafen Johann: an den Herzog 
von Mondreville d. d. 10. Juli, an die Bruderhöfischen d. d. 14. und an 
Markgraf Ernst Friedrich von Baden d. d. 16. Juli 1592; St. Arch. 
fasc. A. A. 778 und Stieve: Briefe und Acten p. 69>. 
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sich weiteren Kampfes zu enthalten und Johann Georg von 
Brandenburg zur Einstellung desselben zu bewegen ^). Auch 13 
Orte der Eidgenossenschaft fühlten sich bewogen , Strassburg um 
Beendigung des Streites zu bitten, da dieser das Elsass gänz- 
lich verwüste und sie selbst, die Früchte, Wein und Vieh 
aus ihm bezögen, in Mitleidenschaft ziehe ^). Allein die Ant- 
wort) welche der Strassburger Rath den Gesandtschaften er- 
theilte^), zeigte, wie wenig er zum Frieden geneigt sei. Ob- 
gleich deshalb von den Gesandten die Fortsetzung des Krieges 
vorausgesehen und Strassburg gebeten ward, ihr neutrales Ge- 
biet zu verschonen^), so glaubten sie doch auch beim Car- 
dinal einen Versuch der Friedensvermittlung machen zu müssen. 
Denselben fanden sie nicht ungeneigt, auf eine solche einzugehen 
und vereinbarten mit ihm am 22. August in Benfeld folgende 
Punkte, auf Grund deren mit dem Administrator und Magistrat 
weiter verhandelt werden sollte: 

a) beide Theile sollten die Waffen niederlegen und den 
den Rechtsweg betreten; 

b) beide Theile sollten an demselben Tage alles Kriegs- 
volk beurlauben und aus dem Lande schaffen; 

c) nur die nöthige Besatzung sollte beiden Theilen im 
Lande zu lassen verstattet sein; 

d) Strassburg sollte alle Zinsen und Gefälle behalten und 
die bischöflichen bis zur Rechtsentscheidung verwalten; 

e) beide Theile sollten zu ihren Städten und Landen freien 
Pass lassen; 

f) der Waffenstillstand sollte bis zur entgültigen Entschei- 
dung dauern und kein Theil dürfe selbst, oder durch andere 
Mächte seinen . Gegnern angreifen; 

g) der Cardinal verpflichtet sich : alle Eroberungen an die 
Stadt Strassburg auszuliefern, unter der Bedingung, dass sie 
dieselben zurückgäbe, wenn sie den Waffenstillstand bräche^). 

Erklärung Strassburgs Beilage XXIL 

*) Erklärung Strassburgs Beilage XXIII. 

3) Erklärung Strassburgs Beilage XXIV und XXV. 

*) Erklärung Strassburgs Beilage XXVI und XXVIL 

^) Erklärung Strassburgs Beilage XXVIII. 



78 

Selten wird man gehört haben, dass ein Sieger dem über- 
wundenen Gegner so leichte Friedensbedingangen stellte, noch 
weniger dürfte man erwarten, dass letzterer dieselben verworfen 
hätte. Allein der Magistrat von Strassbarg erklärte am 27. An- 
gnst, mit seiner Ehre und seinem Gewissen es nicht vereinigen 
zn können, auf solche Bedingungen einzugehen und erbat sich 
die Frist von einem Monat, um neue zu entwerfen 0. Strass- 
burgs Unterhandlungen mit Christian von Anhalt hatten da- 
mals nämlich schon begonnen; es hoffte mit Hülfe dieses 
Feldherrn bald selbst Friedeusbedingungen dictiren zu können 
und suchte den Cardinal hinzuhalten, um Zeit zu gewinnen. 
Obgleich dieser die Absicht seiner Gegner wohl durchschaute ^), 
bewilligte er bereits am 28. August einen Monat Waffen- 
stillstand und versprach, ausser der nöthigen Besatzung alle 
Truppen aus dem Lande zu führen. Mit dieser Erklärung des 
Cardinais übersandte die österreichische Regierung zu Ensiss- 
heim ein Schreiben, welches Strassburg aufforderte, sich an 
dem auf den 21. September nach Kentzingen ausgeschriebenen 
Tage zu betheiligen ^). Auf diesem sollte versucht werden, ob 
nicht der Waffenstillstand in einen dauernden Frieden umge- 
wandelt werden könne. Der Cardinal, Oestreich, Schwyz, Uri 
und Zürich sagten ihr Erscheinen zu, aber Strassburg lehnte 
die Versammlung ab, angeblich, da dieselbe zur Zeit unnöthig, 
und es auch nicht ungefährlich sei, unter den obwaltenden Um- 
ständen eine Gesandtschaft zu schicken^); in der That wohl, weil 
Christians Ankunft Hoffnung auf ein besseres Gedeihen der pro- 
testantischen Sache gab. 

So begannen denn die Feindseligkeiten, welche während 
dieser Unterhandlung etwas geruht hatten, aufs Neue. Der 
Cardinal, empört darüber, dass die Strassburger seine Bedingungen 
abgewiesen, dachte sie mit einem Hauptschlage zu vernichten und 
traf die nöthigen Massregeln zur Concentration seiner in Dach- 
stein, Benfeld und andern Orten liegenden Truppen. Allein 
in Christian von Anhalt hatte er einen ebenbürtigen Gegner. 

1) Erklärung Strassburgs Beilage XXIX. 
') Erklärung Strassburgs Beilage XXXI. 
3) Erklärung Strassburgs Beilage XXX. 
*) Erklärung Strassburgs Beilage XXXII. 
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Dieser nahm, obwohl er noch nicht Oberst der Strassburger 
Truppen war, ans dem Lager von Geispolzheim 400 Reiter und 
200 Musketiere sowie ein Fähnlein Schützen und rückte, das 
Fussvolk in der Mitte, die Pferde zu beiden Seiten, gegen den 
Feind. Nur 600 Speerreiter und Carabiniere schickte der Car- 
dinal vom Glöckelsberg, wo er seine Truppen sammelte, herunter 
^egen Christian, der hierauf den seinen den Befehl gab, zum 
Schein die Flucht zu ergreifen. Sofort lösten sich die lothring- 
ischen Reihen auf, um die Strassburger zu umzingeln. Da 
öffneten die Strassburger Reiter ihre Linien, das Feuer der 
Musketiere und Schützen empfing die Lothringer und vernichtete 
sie, ehe Ihnen Hülfe zukommen konnte 0. 

Durch diesen Erfolg hob sich der Muth der Strassburger 
Mannschaft nnd die Stadt beeilte sich zu werben, was Christian 
von Anhalt an Truppen noch verlangte. Unsäglich litt aufs 
Neue das Land unter dem Rauben und Plündern, worauf sich 
die Kriegsthaten von Freund und Feind zunächst wieder beschränk- 
ten. Erst im November wurden die Operationen aufgenommen, 
indem am 7. dieses Monats die Strassburger einen kühnen Zug 
nach Lothringen unternahmen und einen Musterplatz des Car- 
dinais am Einfluss der Albe in die Saar zerstörten. Hierauf 
zog Christian von Anhalt aus dem Lager von Geispolzheim und 
begann am 13. November die Belagerung von Molsheim. Von 
allen Seiten wurde die Stadt mit Geschütz umgeben und ihre 
Mauern waren bald gänzlich vernichtet. Trotzdem die Lothringer 
im Rücken der Belagerer vielen Schaden anrichteten, unter 
anderem deren Geispolzheimer Lager verbrannten^), waren die- 
selben doch nicht zum Abzug zu bewegen ^). Am 24. November 
commandirte Christian zum Sturm auf Molsheim ; aber die Bürger 
und Soldaten desselben schlugen alle Angriffe der Strassburger 



») Relatio belli Alsatici p. 43—46. 

^) Hierüber cf. Schreiben Johanns von Mundolsheim an das Ca- 
pitel; St. Arch. fasc A. A. 789. 

^) Besonders kam den Belagerern zu statten, dass zur selben 
Zeit Bouillon in Lothringen arg hausste und der Cardinal einen 
Theil seiner Truppen, den er zum Ersatz Molsheims zu verwenden 
gedachte , in seine Heimath schicken musste. Stieve : Briefe und 
Acten p. 04 ^ 
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ab ^). Noch nachdem die Stadt fast zu Grande geschossen 
war, vertheidigten die Belagerten sich wacker nnd ergaben sich 
schliesslich nur gegen Bewilligung freien Abzugs mit allen mili- 
tärischen Ehren ^). 

Als sich so der Sieg auf die protestantische Seite neigte, er- 
hielt Strassburg einen unerwarteten Bundesgenossen in dem Mark- 
grafen Ernst Friedrich von Baden. Seither hatte derselbe sieh 
gänzlich gleichgültig in dem bischöflichen Kriege verhalten, ja 
sogar Truppen, welche dem Administrator durch Baden zu 
Hülfe ziehen sollten, manche Schwierigkeiten in den Weg ge- 
legt^). Nun, da der Cardinal zu unterliegen schien, erinnerte 
sich der Markgraf, dass der Herzog von Lothringen an Baden 
für geliehenes Geld und geworbene Truppen Bitsch früher ver- 
pfändet, aber noch nicht abgetreten habe. Deshalb brach er mit 
seinem Volk am 23. December auf, verwüstete das Gebiet des neu- 
tralen, evangelischen Grafen von Hanau ^) und kam nach Strass- 
burg. Grössere Gefechte fanden von nun ab in dem Kriege nicht 
mehr statt ^). Ende 1593 war das Elsass gänzlich verheert und 



Brief Dohnas an den Magistrat von Strassburg; St Arch. fasc. 
A. A. 780. Bei der Belagerung verloren die Strassburger u. a. auch 
ihren Oberst Ulrich von Hohensachsen , der im Münster begraben 
wurde. 

>) Belatio belli Alsatici p. 51—54; die Urkunde der Uebergabe 
unterzeichnet von Chrbtian von Anhalt und Artigotty, dem lothringi- 
schen Befehlshaber Molsheims 1. c. Anhang VIII, (p. 117 und 118). 
Wie ehemals die evangelischen bei jeder Niederlage Verrath witterten 
und jetzt wieder Anhalt beschuldigten, den lothringischen Truppen 
gegen Geld freien Abzug gewährt zu haben, so sang nun der Dichter 
der Bohraffen von Molsheim: 

«Die ich dan mit gelt gestirmbt, 
Dem Obersten Argigoli den seckel erfüllt, 
Sonst hätten wir Molzheim nit bekommen 
Sondern wer uns an gelt und leut zerronnen.* 

3) cf. sein Schreiben d. d. 23. Juli an die Bruderhöfischen; St. 
Arch. fasc. A. A. 777. 

*) Für diese That ward der Markgraf auf die Klage des Be- 
schädigten hin vor das Beichskammergericht citirt nnd bestrafL 

^) Nun wurde Christian von Anhalt von vielen Seiten der Vor- 
wurf gemacht, als sei er mit katholischem Gelde bestochen und des- 
halb ziehe sich der Krieg ohne Entscheidung in die Länge. Allein 
er rechtfertigte sich in einer Schrift d. d. 13. Februar 1593, worin er 
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ausgesogen und konnte den Truppen nicht einmal mehr Nah- 
rungsmittel bieten; Strassburgs financielle Kraft war gänzlich 
erschöpft, dazu der Rath gespalten, mit der Bürgerschaft zer- 
fallen, und von Aussen kam so gut wie keine Hülfe für den 
Administrator. Die Berner Truppen waren bereits am 1. No- 
vember lieimgerufen worden , da sie nach Erkrankung ihres 
Hauptmanns Tillier ohne Führer und einem anderen zum Ge- 
horsam nicht verpflichtet seien. ^) Wenige Tage später folgten 
auch die Züricher, deren Abberufungsschreiben Strassburg sogar 
den Vorwurf machte, dass der Krieg nur deshalb so lange dauere, 
weil es keinen Frieden wolle; solches Verfahren laufe aber 
durchaus den Bestimmungen des Bündnisses von 1588 zu- 
wider.*-^). Auf der anderen Seite war der Cardinal nicht im 
Stande, den Krieg länger fortzusetzen. Seine Financen be- 
fanden sich in ähnlicher Lage wie die Strassburgs; eine völlige 
Missernte in Lothringen, wie der Einfall Bouillons beraubten 
ihn seiner besten Hülfsquellen, und Spanien wie die Liga waren 
unglücklich in den französischen Kämpfen , so dass sie ihn nur 
schwach unterstützen konnten^). 

So sehr Wilhelm von Baiern den Kaiser drängte, dem 
Kriege im Elsass durch Bestätigung des Cardinais als Admi- 
nistrator ein Ende zu machen^), konnte er doch Rudolph zu 
diesem Schritt nicht bewegen. Vielmehr zog derselbe es vor, 
durch Hornstein mit dem Haus Brandenburg über die Sequestration 
des Bisthums Strassburg in Verhandlung zu treten. Als nun der 
niedersächische Kreis wiederum eine Gesandtschaft nach Prag 
schickte, ihm vorschlug, alle Stiftsgüter sowie das Bisthum von 
einer paritätischen Commission in Sequester nehmen zu lassen ^), 



den Strassburgern vorwarf, sich leichtsinnig in den Krieg gestürzt 
und stets nur auf das Haus Brandenburg vorlassen zu haben. Ferner 
wies er die Beschuldigung, als habe er grossen Vortheil aus dem 
bischöflichen Krieg gezogen zurück, und bat um seinen Abschied. 
Rel. belli Alsatici, Anhang IX, (p. 119 — 121)). 

Brief Berns an den Magistrat von Strassburg d. d. 1. November. 
St. Arch. fasc. A. A. 778. 

2) Brief Zürichs d. d. 9. November. St. Arch. fasc. A. A. 780. 

3) Stieve: Briefe und Acten p. 66'. 
*) Stieve: Briefe und Acten p. 69*. 
^) St, Arch. fasc. A. A. 779. 

6 



uiid Brandenburg dieser Massregel nicht abgeneigt schien ^), ver- 
kündete Kaiser Rudolph IL am 16. November Waffenstillstand. 
Zugleich ernannte er den Erzbischof von Mainz, den Bischof 
von Würzburg, Erzherzog Ferdinand, Herzog Friedrich Wilhelm 
von Sachsen, Pfalzgraf Ludwig und den Landgrafen Ludwig 
von Hessen zu Richtern in der ganzen Streitfrage*^). 

Entschieden gegen diese Art der Lösung des Zwistes 
sprach sich der Herzog Wilhelm von Baiern aus, weil er hier- 
durch die Rechtmässigkeit von Carls Wahl, noch dazu, da der- 
selbe schon vom Papst bestätigt war, in Zweifel .gezogen sah; 
er erneuerte die Bitte um Belehnung des Cardinais ^). Gleicher 
Ansicht war auch der Bischof von Würzburg, wiewohl er nichts 
gegen den Versuch, Johann Georg zum Verzicht auf Strass- 
burg zu bewegen, einzuwenden hatte. Der katholische Chur- 
fürstentag zu Coblenz, von dem der Kaiser ein Gutachten ver- 
langte, ging. Dank der unentschiedenen Politik der Mainzer Ge- 
sandten, auseinander, ohne gemeinsame Schritte beschlossen zu 
haben. Dem Verlangen Papst Clemens VIII. ••), für die Rechte 
des Cardiuals mit bewaffneter Hand einzutreten, nachzukommen, 
erklärten jedoch selbst die entschiedensten Altgläubigen, Baiern 
und Trier, für ein Ding der Unmöglichkeit. 

Nun schickte der Kaiser drei Commissarien in's Elsass, 
welche den Kriegführenden Unterwerfung unter die Beschlüsse 
des Fürstenausschusses anbefehlen sollten. Dieselben langten 
am 19. December in Strassburg an und übermittelten Tags 
darauf dem Administrator, seinem Capitel wie dem Magistrat 
das kaiserliche Schreiben. Sodann reisten sie weiter, um 
auch dem Cardinal Rudolphs Befehle zu überbringen. 

Die Verhandlungen über den Frieden waren höchst lang- 
wierig und verwickelt*). Trotzdem beide Theile ihre Kräfte 
im Kampfe gänzlich erschöpft und keine Aussicht auf Hülfe 



») Stieve: Briefe und Acten p. 63 und 63 3. 

3) Stieve: Briefe und Acten p. 70. 

*} Brief desselben an Wilhelm von Baiern d. d. 20 December 
1592; Stieve: Briefe und Acten, Anhang II. 

^) Die Acten derselben füllen im St. Arch. die fasc. A. A. 782 
und 783. 
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hatten, dachten sie nicht an's Nachgeben. Ob der Cardinal, 
der kein Reichsangehöriger war, den Mandaten des Kaisers 
sich unterziehen würde, konnte man nicht wissen; ebensowenig 
Verlass war auf den Administrator, der, sollte er ein Zuge- 
ständuiss machen, stets seine i^iinderjährigkeit vorschützte. 
Dann erschwerte auch der Streit zwischen Lothringen und 
Baden um Bitsch die Verhandlungen sehr. Doch die Stadt, 
der Cardinal und die katholischen Domherren, sowie der Ad- 
ministrator waren des Krieges ziemlich überdrüssig und wollten 
wenigstens Frieden ; allein ganz anders dachten die Urheber des 
Streites, die calvinistischen Capitulare. Mit Wort und Schritt schür- 
ten sie den alten Confessionshass, suchten auch das nationale Ge- 
fühl des Volkes gegen den ausländischen Cardinal aufzustacheln 
und wollten von einem Vergleich nichts wissen. Aber die un- 
sägliche Noth, welche die bruderhöfischen Händel über das 
Elsass gebracht hatten, Hess den Hass des Volkes grade auf 
die reformirten Capitulare zurückfallen. Giftige Plugschriften 
bekundeten den Unwillen der Katholiken und Lutheraner 
über deren Streitsucht, und Strassburgs Prediger warnten sogar 
von der Kanzel herab ihre Gemeinden, jenen Calvinisten Gehör 
zu schenken. 

Doch mit der allgemeinen Sehnsucht nach Frieden war der- 
selbe noch nicht geschaffen. Schwer war es, die einzelnen Punkte 
des Vergleiches so zu fassen, dass sie allen Parteien annehmbar 
erschienen. Gänzlich ungeeignet zur Basis weiterer Verhand- 
lungen waren die Vorschläge des Administrators, welcher zwar 
den Besitz des Bisthums und die Entscheidung des Streites 
der Fürstencomission überwiesen haben wollte, aber nur dem 
Cardinal Abdankung und Hinterlegung einer Caution für den im 
Kriege angerichteten Schaden zumuthete. Zweckentsprechender 
war der Vorschlag des Magistrats von Strassburg, das Bisthum 
zwischen den beiden Gewählten zu theilen, der Stadt ihr 
Eigenthum und Bitsch an Baden zurückzugeben. Nach langem 
Hin- und Herschreiben kam endlich am 27. Februar 1593 der 
Friede zu Stande und machte dem Kampf ein Ende, der inzwischen 
ungeachtet der Anwesenheit der kaiserlichen Commissäre weiter 
geführt worden war. Beide Theile versprachen in dem Ver- 

6* 
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trage ^), sich dem rechtlichen Entscheid des Fürotenausschusscs 
unterwerfen zu wollen, theilten das Bisthum und sicherten den 
den Unterthanen völlige Gewissensfreiheit zu 2). Der Stadt 
gab man ihr Eigenthum zurück und wies den Capitularen beider 
Confessionen Einkünfte an; der Markgraf von Baden erhielt 
die Herrschaft über Bitsch. 

Für den ausländischen Cardinal sollte der Herzog von Baiern 
die Bürgschaft, dass der Friede ungestört bleibe, übernehmen. 
Allein dieser wies solches Verlangen des Ftirstenausschusses zu- 
rück, weil er indirect dadurch die Freistellung anerkennen würde, 
und der Papst belobte ihn für dieses Verhalten^). — 

Cardinal und Administrator begannen nun mit der Ab- 
rüstung und bald entliess auch die Stadt ihre Truppen. So 
war denn ein Krieg beendet, welcher Strassburg selbst nach den 
geringsten Berechnungen 16 Tonnen^) Goldes, allen Schaden 
ungerechnet, gekostet hatte. Der Credit der Stadt war ver- 
nichtet und sie musste zur Deckung ihrer Schulden liegende 
Güter verpfänden. 



IV. 
Die Entscheidung« 

Da die Streitenden nur aus Erschöpfung den Vergleich 
geschlossen hatten, so war auf dessen Dauer kein Verlass. 
Alsbald nach der Verkündigung des Friedens wurde auch 
schon an seinen Bestimmungen gerüttelt. So war vertragsmässig 
verlangt, dass alle Truppen bis zum 3. März aus dem Stift 
abgeführt sein sollten; allein man schützte vor, die kaiserliche 
Nebencommission , welche die Abrüstung überwachen sollte, 

Relatio belli Alsatici, Anhang X, (p. 127—137). 

*) Der Punkt über die Glaubenssachen wurde noch durch eine ge- 
nauere Declaration vom 9. März ergänzt. Stieve: Briefe und Acten 
p. 67». 

3) Schreiben Clemens VIIL, d. d. 5. Juni 1593. Stieve: Briefe 
und Acten Anhang HI. 

*) Stöber Chronik p. 51; nach der Relatio belli Alsatici waren 
es 28 Tonnen. 
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erst erwarten zu müssen, und am Ende des genannten Monats 
lagerten die Soldaten noch im Elsass*). 

Die erste Zusammenkunft des Fürstenausscluisses fand am 
23. März zu Speier statt ^). Allein ausser einer Beschwerde, 
welche der Administrator darüber einreichte, dass der Cardinal 
aus den Festungen seine Besatzung nicht führe und überall sich 
huldigen lasse, kam nichts zur Verhandlung. Diese Klage Georgs 
ward als unbegründet erkannt, nachdem ein Schreiben Carls von 
Lothringen verlesen war. Auch die zweite Versammlung der 
sechs Fürsten führte zu keinem Resultat, ausser, dass Würten- 
berg in Folge des ungebührlichen Benehmens des Magdeburger 
Gesandten Meckbach^) sich veranlasst sah, aus der Commission 
auszuscheiden. Aber selbst der dritte Tag, der auf den 16. 
November 1593 nach Frankfurt a. M. ausgeschrieben war, 
sollte ohne Entscheidung vorübergehen, da der Administrator 
und die evangelischen Capitulare diesen Termin für zu kurz 
gewählt erklärten und durch ihr Nichterscheinen den Zweck 
der Versammlung vereitelten^). 

Nun begann das Streben der Reichsstände, auf die Ent- 
scheidung des Fürstenausschusses einzuwirken. Ludwig von 
Würtenberg hatte schon früher sich mit dem niedersächsischen 
Kreis in Einvernehmen gesetzt und wollte zugleich mit der 
Anerkennung des Administrators bei dem Ausschuss auch 
diejenige der Freistellung erwirken^). Plötzlich erschien nun 
selbst der Besitz des halben Bisthums, welches Georg von Branden- 
burg inne hatte, gefährdet. Denn Heinrich IV., welcher bestrebt 
war, seinem Lande Frieden zu geben, hatte sich auch mit 
Carl III. von Lothringen Ende 1593 in Verhandlungen eingelassen. 
Führten diesselben zu einem friedlichen Resultat, so wurden 
alle Machtmittel des Cardinais wieder frei, und dann war sicher, 



') Sattler V, 147. 

2) Häberlin XVII, 276. 

^) Derselbe überreichte der Commission eine in den unpar- 
lamentarischsten Ausdrücken abgefasste Schrift, welche das Recht des 
Administrators auf Strassburg darlegen sollte. Sattler V, 149. 

4) Häbedin XVII, 273; Stieve: Briefe und Acten p. 78. 

s) Entschieden gegen die letztere Forderung war Chursachsen. 
Droysen: Gesch. der preussischen Politik II, (2) p. 371. 
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. dass der Administrator unterlag. Desshaib beabsichtigten die pro- 
testantischen Stände entweder den Frieden Frankreichs mit Loth- 
aringen überhaupt zu verhindern, oder doch Heinrich IV. zu bewe- 
gen, in die Bedingungen desselben aufzunehmen, dass der Cardinal 
auf Strassburg resigniren solle. Auf Ansbachs Betreiben wurde 
beschlossen, an den König von Frankreich eine Gesandtschaft 
zu schicken, welche ihm diese Bitte unterbreiten und als Ge- 
gendienst die Anwerbung und Unterhaltung eines deutschen 
Truppencorps durch die evangelischen Stände anbieten sollte*)- 
Hierauf kam Bongars am 1. Januar 1594 zu dem Markgrafen 
Friedrich von Ansbach und versprach, gegen Stellung von zwölf- 
hundert Reitern und sechstausend Mann Fusstruppen sowie gegen 
einen monatlichen Beitrag von zwanzigtausend Gulden die mit 
Lothringen begonnenen Friedensunterhandlungen abzubrechen 
und nicht eher vom Kampfe zu lassen, als bis der Cardinal auf das 
Bisthum resignirt habe^). Doch die evangelischen Fürsten hatten 
zu König Heinrich IV. von Frankreich seit seinem Uebertrittzum 
Katholicismus kein Vertrauen mehr, wollten sich nicht in Pläne 
einlassen, die sie nicht kannten, und ausserdem Kaiser Rudolph IL 
keinen Vorwand geben, gegen sie einzuschreiten, wenn sie den 
Reichsgesetzen zuwider mit einem Ausländer ein Bündniss 
schlössen. Nun dachten die protestantischen Stände Heinrich IV. 
durch die Summe von 500,000 Gulden zu bewegen, bei dem 
Vater des Cardinais seinen Einfluss dahin geltend zu machen, 
dass Carl auf Strassburg Verzicht leiste. Im Nothfall, beschloss 
der Heilbronner Tag am 26. März 1594^), wolle man auch andere 
als friedliche Mittel ins Auge fassen. Allein Bongars setzte den 
Fürsten auseinander, dass nur im Kampfe von dem Cardinal etwas 
zu erlangen sei^); doch kriegerische Massregeln wollten jene ver- 
meiden, da solche dem Strassburger Friedensvertrag widersprachen. 
Der Reichstag von 1594 war berufen, da der Kaiser Geld 
bedurfte, um gegen die Türken, welche das Reich wieder 
bedrohten, rüsten zu können. Ausdrücklich hatte Rudolph IL 



Ritter: Gründung der Union (Briefe und Acten zur Gesch. des 
dreissigj ährigen Krieges BJ. I.) p. 71. 

2) M6moires de Bongars HI, 4. 3) Sattler V, 169. 

*) Sattler V, 93—97 (Anhang) theilt das Schreiben des franzö- 
sischen Gesandten an den Cunvcnt mit. 
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verboteo, dass über die Streitfragen von Aachen, Strassburg ii. a. 
dergl. verhandelt werde, vielmehr alle Beschwerden auf einen 
Deputatioustag verwiesen. Auf dem Tage zu Heilbronn hatte aber 
ein Theil der protestantischen Fürsten, an der Spitze Churpfalz, 
beschlossen, nicht eher dem Kaiser Geld gegen die Türken zu 
bewilligen, als er Abhülfe der Beschwerden, die man vorbringen 
werde, versprochen habe. Allein da einige Lutheraner, voran 
Chursachsen, welche die Entrichtung der Türkengelder für 
ihre Pflicht hielten, sich mit den katholischen Ständen ver- 
einigten, konnten die übrigen Protestanten ihr Vorhaben nicht 
zur Geltung, bringen und der Kaiser erhielt die Summe von 
achtzig Römer monaten. Die pfsilziche Partei vermochte nichts zu 
thun, als diesem Beschluss nur bcdingunsweise zuzustimmen. 
Eine vom Ohurfürsten von der Pfalz abgefasste Beschwerdeschrift 
war dem Kaiser beim Beginn des Reichstags von den evange- 
lischen Fürsten übergeben worden 0- Iii Betreff Strassburgs ward 
in derselben gebeten, Rudolph möchte den rechtmässig gewählten 
Georg von Brandenburg als Administrator anerkennen, ferner 
sich darüber beklagt, dass der Cardinal zwei dem evangelischen 
Theile gehörigen Klöster eingezogen habe, und die Stadt vom 
Hofgericht wegen Abbruch eines Fraucnklosters bestraft worden 
sei. Der Kaiser versprach, die Beschwerden zu untersuchen, 
sobald er den Katholiken Gelegenheit gegeben habe, sich gegen 
die in jener Schrift erhobenen Beschuldigungen zu verantworten. 
Diese jedoch wiesen die Beschwerden der Protestanten zurück, 
behaupteten, nach dem geistlichen Vorbelialt sei das evangelische 
Oapitel nicht im Stande gewesen, einen Administrator zu wählen 
und billigten den Entscheid des Hofgerichts in Betreff der Kloster- 
angelegenheit. Sodann beklagten sich die katholischen Stände, 
dass Strassburg bischöfliche Gerichtsbarkeit auszuüben uche, in 
Klöstern die Wahl von Achten verhindere, den Bürgern den Gottes- 
dienst von St. Johann zu besuchen verboten habe und alle katho- 
lischen Stiftungen mit Gelderpressungen bedrücke^). Auf diese 
Schrift vermochten die protestantischen Stände während des Reichs- 
tags der Kürze der Zeit wegen nicht mehr zu antworten. Doch 



Lehen mann: de paco religionis acta publica I, 218. 
2) Gegenschrift der Katholiken bei Lehenmann 1. c. I, 224. 
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sollte derselbe nicht vorübergehen, ohne dass es auch ohne dieses 
zu einer kleinen Reiberei zwischen Katholiken und Protestanten 
der Strassburger Frage wegen kam. Als sich nämlich am 5. Juni 
die Reichsräthe versammelten, erschien ein Gesandter Georgs 
von Brandenburg, um dessen Sitz als Administrator des elsässi- 
schen Bisthums einzunehmen. Sogleich beanspruchte ein Bevoll- 
mächtigter des Cardinais denselben für seinen Herrn und schon 
schienen Streitigkeiten in der Versammlung entstehen zu wollen, 
als der Erzbischof von Mainz noch rechtzeitig entschied, dass 
beide Gesandten, da sie nicht geladen seien, sich zurückziehen 
müssten ^). 

Da das evangelische Capitel von Brandenburg nicht die- 
jenige Hülfe erhielt, auf welche es gehofft hatte, that ihm die Wahl 
Georgs allmählich leid. Ernst von Mansfeld besonders betrieb 
seit September 1594 die Uebertragung der Administratur auf 
einen würtenbergischen Prinzen. Auf seine Veranlassung richtete 
desshalb das protestantische Capitel an das Haus Brandenburg 
die Frage, ob es den Theil der Geldsumme, welche es an Frank- 
reich zu zahlen habe, wenn Heinrich IV. für den Administrator 
eintreten sollte, zu entrichten bereit sei. Der Herzog von Wtirten- 
berg in seiner Gier, die Macht seines Hauses zu vergrössern, 
begab sich sofort in Unterhandlungen mit dem Capitel, für 
das einzutreten die „unveränderte Augsburger Confession" ihn 
früher gehindert hatte 2). 

Dieser Plan war ganz geeignet, den kaum beigelegten Krieg 
aufs neue zu entfachen. Denn der Vertrag von Strassburg 
war mit dem Administrator als Gegenbischof des Cardinais ab- 
geschlossen; trat ersterer zurück, so gehörte das Bisthum Carl 
von Lothringen unbestritten, und nur im Kampf wäre der 
würtenbergische Prinz im Stande gewesen, sich die Nachfolge des 
brandenburgischen zu erringen. Hätte dann gar der Cardinal 
zu Gunsten eines bairischen, oder österreichischen Prinzen auf 
Strassburg verzichtet, so war Deutschland in einen Reichskrieg 
verwickelt^). 



') Stieve: Briefe und Acten p. 211. 
^) Sattler V, p. 179. 

3) Schon 1592 war das Gerücht aufgetaucht, Johann Georg wolle 
auf Strassburg verzichten, wenn der Cardinal seiner Massregel folge. 
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Schon auf dem Reichstag zu Regeiisburg, als Würtcnberg 
vom Herzog von Lothringen, dessen Truppen 1587 ohne Grund 
in die Grafschaft Mömpelgard eingefallen waren und dieselbe 
verwüstet hatten 0, eine Entschädigung von mehreren hundert- 
tausend Gulden verlangte, war von Meckbach die Ansicht ge- 
äussert worden, Friedrich solle auf dieselbe verzichten. Das 
Haus Brandenburg war nämlich verpflichtet, die Hälfte jener 
Summe nach den Beschlüssen des Heilbronner Tags zu zahlen. 
Würtenberg sollte nun auf dieselbe gegen Erwählung eines seiner 
Prinzen zum Administrator verzichten und für seine weiteren 
Ansprüche an den Cardinal auch dessen Antheil am Bisthum 
Strassburg sich abtreten lassen 2). 

Allein, selbst wenn der Plan auch hinsichtlich Branden- 
burgs auf keine Schwierigkeiten gestossen wäre, der Cardinal, 
zumal er vom Papste die Bestätigung erhalten hatte, konnte 
auf Strassburg zu Gunsten eines Protestanten nicht resigniren. 
Doch der Herzog von Würtenberg bedachte Solches nicht, 
schrieb vielmehr, von Meckbach durch die' Nachricht getäuscht, 
als sei der Administrator von Strassburg zu einer Resignation 
bereit, an das evangelische Capitel und bat um Uebertragung 
jener Würde auf seinen Sohn. Doch dieses war empört dar- 
über, dass Johann Georg, ohne das Stift zu befragen, einen 
Schritt in dieser Hinsicht thun wolle, schickte sofort eine Gc- 
sandschaft nach Magdeburg, wo jener sich damals aufhielt und 
erfuhr zu seinem und Würtenbergs nicht geringem Erstaunen, 
der ganze Plan sei nur ein Hirngespinst des Kanzlers Meck- 
bach*). Doch Herzog Friedrich, in seinen ehrgeizigen Plänen 
einmal aufgestachelt, war von denselben nicht mehr abzubringen 
und suchte dieselben von jetzt ab mit Hülfe des Königs von 
Frankreich zu verwirklichen. 

Als Bongars auf seiner Reise zu den deutschen Fürsten 
bei dem Herzog von Würtenberg vorsprach und ihm raittheilte 



Allein letzterer war dem Wunsche mancher katholischen Stände, die 
gerne einen bairischen, oder habsburgischen Prinzen erhoben hätten, 
um den Streit zu beenden, nicht entgegen gekommen. Stieve: Briefe 
und Acten p. 75. 

Sattler V, p. 105 und 108. 

2) Ritfer: Gründung der Union p. 78. Sattler V, p. 179. 

3) Sattler V, p. 180. 
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Heinrich IV. sei nicht gewillt, gegen so geringe Summen , wie 
sie der Heilbronner Tag festgesetzt habe, die Unterhandlungen 
mit Lothringen abzubrechen) entschloss sich Friedrich, beim König 
von Frankreich nochmals ein Anerbieten zu wagen. 3000 Fuss- 
gängcr und 500 Reiter versprach er für Heinrich IV. zu werben 
und zwei Jahre lang zu unterhalten, falls derselbe den Car- 
dinal zur Resignation bewege. Sei dieses geschehen, so wolle 
Würtenberg und die übrigen protestantischen Fürsten, welche 
es hierzu zu überreden gedachte, dem Könige noch weitere Trup- 
pen und Geld zur Bekämpfung seiner Feinde geben*). Allein 
Heinrich IV. war schon zu einem befriedigenden Resultat in seinen 
Unterhandlungen mit Lothringen gekommen^) und hatte bereits 
einen Tag im December zum Abschluss derselben bestimmt. Zu 
dieser Versammlung, die in Metz stattfinden sollte, waren auch 
die an der Strassburger Sache betheiligten evangelischen Stände 
Deutschlands geladen. Auf dem Tage, der sich indess bis zum 
August 1595 verschob, lag es Heinrich IV. fern, den Cardinal zur 
Resignation zwingen zu wollen; vielmehr begnügte er sich, im 
Wesentlichen den Vertrag von 1593 zu wiederholen, garantirte 
dessen Ausführung und verlangte von Lothringen nur die Schlei- 
fung aller Befestigungen, die während des Krieges von ihm er- 
richtet worden seien. Doch beschränkte Frankreich auch diese 
Forderung hinsichtlich der Festungswerke auf Benfeld, und so 
kam am 20. September der Vertrag zu Saarburg zu Stande^), 
worin der Vergleich von Strassburg erneuert ward. — 

Das Verhältniss der Stadt Strassburg und des evangelischen 
Capitels zu dem Hause Brandenburg wurde immer gespannter. 
Man hörte aus den zuverlässigsten Quellen, dass sich dasselbe 
nach und nach gänzlich von der Strassburger Sache zurückziehen 
wolle^) nnd versuchte zunächst durch Würtenberg jenes von einem 



») Memoircs de Bongars Bd. II, Brief Würtenbcrgs an den fran- 
zösischen Gesandten d. d. 17. December t594. Sattler V, p. 181. 

2) Dieselben führten zur Präliminarconvention von St. Germain -, 
cf. Cayet, chronique novenairo p. 329. 

3) Die Bestimmungen desselben sind abgedruckt: Rel. belli Al- 
satici, Anhang XI, (p. 138—145) und Kentzinger I, 184. 

♦) Droysen : Geschichte der preussischen Politik H, (2) p. 522. 
Ritter : Gründung der Union p. 78. 
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solchen Schritte abzuhalten. Strasäburg, welches im Interesse Bran- 
denburgs und der Bruderhöfischen während des bischöflichen 
Krieges so schwere Opfer gebracht hatte, verlangte jetzt eine Ent- 
schädigungssumme vom Capitel. Hierdurch gerieth dasselbe in nicht 
geringe Bedrängniss und stellte den Administrator vor die Wahl, 
entweder den Cardinal aus dem Bisthum zu entferifen, oder 
selbst zu resigniren; ja der Graf von Mansfeld arbeitete schon 
eine Oapitulation für den Prinzen von Würtenberg aus. 

Immer mehr wurde das Interesse der deutschen Protestanten 
von der Strassburger Sache abgelenkt, und nur vereinzelt begegnen 
wir seit dem Jahre 1596 in ihren Schriften einer Erwähnung 
derselben. Der Administrator gewöhnte sich mehr und mehr 
an den Gedanken der Resignation und suchte aus derselben 
nur noch einen möglichst hohen Gewinn filr sich zu schöpfen. 
Hatte er noch bei einer Zusammenkunft mit dem Herzog von 
Würtenberg in Pfulingen 1596 das Anerbieten desselben gegen 
einhunderttausend Gulden auf das Bisthum zu verzichten, zurück- 
gewiesen, so war er schon im folgenden Jahre viel geneigter, dem- 
selben Gehör zu schenken. Denn jetzt gedachte Johann Georg 
von Brandenburg den Schritt Gebhards nachzuahmen und sich zu 
vermählen. Da er indess alsdann noch weniger Aussicht, als einst 
jener, hatte, sich in seinem Bisthum zu behaupten, so wollte er 
in seinen Ehestand wenigstens die durch Abtretung Strassburgs 
gewonnene Summe mitbringen. Nach Entfernung einiger 
Schwierigkeiten kam mit Hülfe des Administrators von Magdeburg 
und des Markgrafen von Ansbach folgender Vertrag zu Stande: 
Johann Georg von Brandenburg behalte vorläufig die Admini- 
stratur, Ansbach aber solle das Bisthum vei*walten und dafür 
die Hälfte der Einkünfte desselben beziehen. Stürbe der Mark- 
graf von Ansbach, so sollten seine Rechte auf den Prinzen 
Ludwig Friedrich von Würtenberg tibergehen. Scheide dagegen 
der Administrator aus dem Leben und der Markgraf von Ans- 
bach sei noch nicht gestorben, so solle Würtenberg an letzteren 
zehn Jahre lang einhundertfünfzigtausend Gulden zahlen. Im 
umgekehrten Falle, dass der Markgraf von Ansbach todt und 
der Administrator noch am Leben sei, müsse Würtenberg an 
letzteren einhundertundvierzigtausend Gulden entrichten. Für 
diese Summe, deren Rückerstattung aus der Stiftskasse ihm 
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durch den Vertrag versproclieii ward, sollte das Successions- 
recht dem wttrtenbergiscben Prinzen eingeräumt werden*). 

Gegen diese eigenmächtige Handlungsweise des Admini- 
strators protestirten die evangelischen Domherren und erklärten 
den Vertrag für null und nichtig, worauf förmliche Streitig- 
keiten im Schoosse des Gapitels ausbrächen, da ein Theil eine 
sofortige Trennung vom Hause Brandenburg und die Absetzung 
Johann Georgs verlangte. 

Wollten die evangelischen Stände Deutschlands bei der 
zunehmenden Gleichgtiltigkeit des Hauses Brandenburg gegen 
die Strassburger Sache, das Bisthum dem Protestantismus er- 
halten, so war solches nur durch einen Anschluss an Heinrich IV. 
zu bewerkstelligen. Dieser war um so nöthiger, als sonst bei der 
Zerfahrenheit der protestantischen Fürsten die Jülicher Lande, 
deren Erledigung in Aussicht stand, gleichfalls in die Hände der 
Katholiken fallen mussten. Heinrich IV. hatte durch seinen 
Gesandten Ancel im December 1596 bereits den Anhängern der 
Augsburger Confession ein Schutz - und Trutzbtindniss anbieten 
lassen 2). Aber kaum einer derselben war dem Plan geneigt, und 
im Zorn brach der französische König alle Verhandlungen ab. 
Hierauf schloss er sich der Liga als Verbündeter an und warb 
für seinen Sohn sogar um die Schwester des Herzogs von 
Lothringen^). 

Um endlich dem Elsass den allseitig ersehnten Frieden 
wiederzugeben, belehnte der Kaiser im März 1599 den Cardi- 
nal mit Strassburg. Vergebens war es, dass nun die evan- 
gelischen Capitulare wie der Heidelberger Convent sich an 
Heinrich IV. wandten und ihn baten, für den Vertrag von Saar- 
burg, den er garantirt habe, einzutreten^). Noch weniger ver- 
wendeten sich die protestantischen Fürsten Deutschlands, deren 
Blicke in Folge des spanischen Einfalls in die Jülicher Lande 
von Strassburg abgelenkt waren, selbst für den Administrator. 
Rudolph II. erliess den Befehl, alle Güter, die sich in den Händen 



») Sattler V, 201 — 202. 
*^) Ritter: Gründung der Union p. 89. 
3) Ritter: Gründung der Union p. 91 und 92. 
*) Brief derselben St. Arch. fasc. A. A. 777. Heidelberger Ab- 
schied Ritter l. c. p. 206. 
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des Administrators und der evangelischen Domherren befänden, 
an den Cardinal und sein Capitel auszuliefern ^). Carl von Loth- 
ringen, der von der Ansicht ausging, dass durcli den kaiserlichen 
Entscheid der Strassburger und Saarburger Vertrag aufgehoben 
sei'-^), suchte hierauf mit Gewalt seine Gegner gänzlich aus dem 
Stift zu verdrängen. 

Hofften die protestantischen Stiftsherren noch, dass Wür- 
tenberg mit bewaffneter Hand ihnen zu Hülfe eilen werde, 
so sahen sie sich auch hierin bald getäuscht. Denn am >2. Octo- 
ber 1600 schloss der Herzog Friedrich zu Oberehenheim einen 
Vertrag mit dem Cardinal, in dem er auf die Ansprtlche sei- 
nes Sohnes verzichtete und versprach , den Administrator zu 
demselben Schritte bewegen zu wollen^). Dafür erhielt er das 
Amt Oberkirch gegen dreimal hunderttausend Gulden auf dreis- 
sig Jahre zum Pfand *). Diesen Vertrag bestätigte der Kaiser 
und nun suchten Baiern und Würtenberg vereint den Admini- 
strator zur Resignation zu überreden. 0) 

Vergeblich protestirte das evangelische Capitel auch gegen 
den Oberehenheim er Vertrag. Ueberall drang der Cardinal 
siegreich vor, und um die Mitte des Jahres 1602 waren nur 
noch zehn Orte in den Händen des Administrators^). Unter 
ihnen befand sich auch Oberkirch, und Würtenberg, wollte es 
seine Pfandschaft haben, musste zu den Waffen gegen Johann 
Georg greifen. Für die Herzog Friedrich dadurch erwachsenden 
Unkosten, versprach der Cardinal in einem Vertrage zu Mols- 
heim, das Amt Oberkirch später mit fünfundvierzigtausend 



Brief Strassburgs an Cburpfalz d. d. 26. August, der Brnder- 
liüfisclicn an Churpfalz d. d. 16. October Ritter I. c. p. 197 und 203 
und Laguille histoire d'Alsace, H, p. 73. 

^) Brief des Cardinais an Churpfalz, Anspach und Baden d. d. 
15. Januar 1600; auch rechtfertigte Carl seine Bewerbung beim Kaiser 
um und die Annahme der Belehnung noch besonders Heinrich IV. 
gegenüber durch eine Gesandtschaft. Ritter 1. c. p. 218 und 228. 

3) Sattler V, 207. 

^) Dasselbe war früher von Johann Georg dem Pfalzgrafen Jo- 
hann für geliehene 10,000 fl. in Pfand gegeben worden und von er- 
Hterem noch nicht ausgelöst. Pfandbrief St. Arch. läse. A. A. 777. 

^) Sattler V, 201 und 205; Ritter I. c. p. 254. 

") Riltcr: Geschichte der deutschen Uuion I, p. 240. 
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Gulden auszulösen. Hierauf uöthigten kaiserliche Commissäre 
die Stadt Strassburg im November 1602, an den kriegerischen 
Bewegungen im Stift ferner keinen Antheil zu nehmen. 

So mussten die Hoffnungen Johann Georgs von Branden- 
burg, besonders da die evangelischen Stände Deutschlands sich 
auch jetzt noch nicht zu einer thatkräftigen Hülfe entschliessen 
konnten, immer mehr schwinden. Hatte doch der Kaiser auch 
schon dafür gesorgt, dass beim Ableben des kränklichen Cardinals 
ein Nachfolger für denselben vorhanden war und Leopold von 
Oesterreich zum Coadjutor in Strassburg wählen lassen. Dazu 
wurde Moritz von Hessen 0? welcher ein Bündniss zwischen 
Frankreich und den deutschen Fürsten zu Stande bringen wollte, 
von Heinrich IV. hintergangen, indem derselbe ihm zwar ver- 
sprach, den Cardinal zur Resignation bewegen zu wollen, 
gleichzeitig diesem aber versicherte, er führe nichts gegen ihn 
im Schilde. Um nun doch etwas von seinem Bisthum zu retten, 
reiste der Administrator nach Stuttgart und trat mit Herzog 
Friedrich in Unterhandlung über die Abtretung seiner Rechte. 
Zum Vertrag zwischen beiden kam es am 13. August 1604, 
worin Würtenberg sich verpflichtete, dem Administrator für die 
Abtretung des Bisthums einhundert und dreissigtausend Gulden 
zu zahlen, eine Schuld desselben von fünfzigtausend übernahm, 
endlich ihm einen Jahresgehalt von neuntausend zusicherte-). 

Um eines persönlichen Vortheils willen gab Johann Georg 
von Brandenburg die allgemein - protestantischen Ansprüche 
auf, und das evangelische Capitel, von allen Seiten verlassen, 
musste mit dem Cardinal endlich auch einen Vergleich eingelien. 
Am 24. November 1604 kam derselbe in Hagenau zu Stande 
und sicherte den acht evangelischen Domherren auf fünfzelui 
Jahre einen Gehalt zu. Nach Ablauf dieser Zeit war es den 
Bestimmungen des Vertrags gemäss den katholischen Capitn- 
laren unbenommen, gegen jene die kaiserlichen Mandate in 
Anwendung zu bringen*). Die Stadt wurde verflichtet, nur 



*) Rommel: Geschichte Hessens VII, 446. 

*) Sattler V, 205. Laguille histoire d'Alsace, II p. 72 und Ayr- 
mannus sylloge unecdotorum 474, 479, 597 — 99. 

») J. V. Rönigsboven Chronik (ed. Schiltern Strassburg 1698), 
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in dem Cardinal das rechtmässige Oberhaupt des Stifts und 
allein in den katholischen Domherren das Capitel zu sehen. — 
So ging dem Protestantismus durch die Schuld seiner 
Anhänger auch das Bisthum Strassburg verloren, und überall 
im Elsass begann der alte Glaube wieder zur Herrschaft zu 
kommen. Mehr als vom Cardinal, wurde die Restauration von 
Seiten der nächsten Bischöfe betrieben. So zwang Leopold 
von Oesterreich, der auf Carl den Bestimmungen des Hage- 
nauer Vertrags gemäss folgte, mehrere Ortschaften zur katholi- 
schen Kirche zurückzukehren und gründete verschiedene Schulen 
im Interesse der Propaganda. Zwar brachte der Sieg der Schwe- 
den über das Haus Habsburg auch den elsässischen Protestanten 
etwas Erleichterung, aber bald fiel das Land in die Hände der 
Franzosen, welche die Restauration systematisch betrieben. 
Zuerst wurde 1662 bestimmt, dass nur Katholiken Besitzungen, 
welche im dreissigjährigen Kriege verlassen worden, ankaufen 
durften; dann folgte 16crO der Erlass, dass alle Rathscollegien 
und Municipalämter in den Städten und die entsprechenden 
Stellen in den Dörfern zur Hälfte mit Anhängern des alten 
Glaubens besetzt werden mussten. Endlich wurden alle Aemter, 
wie das der Schultheise, Gerichtsschreiber u. s. w. nur noch für 
Katholiken zugänglich erklärt. In Strassburg ward das Münster 
168 L dem katholischen Gottesdienst wieder übergeben^); 1682 
kam hierauf der Erlass, dass alle unehelichen Kinder katholisch 
getauft und erzogen werden mussten, und endlich wurde es 1683 
den Katholiken sogar staatlich verboten, eine Protestantin zu hei- 
rathen, oder ihre Confession zu wechseln. Erst die neuere Zeit 
mit ihrer Aufklärung, welche die Staaten lehrte, sich in ihrer 
Gesetzgebung von theologischen Streitigkeiten nicht beeinflussen 
zu lassen, brachte dem Elsass wie auch uns in Deutschland reli- 
giösen Frieden. 



p. 735 — 744. Trotzdem waren dieselben so edel, 1618 den Uagenauer 
Vertrag auf weitere sieben Jahre zu verlängern. Diese Prolongation 
ist abgedruckt J. v. Königshoven 1. c. p. 744 — 746. 

^) Vertrag zwischen Ludwig XIV. und Strassburg Articel III; 
cf. J. V. Königshoven 1. c. p. 751. 



Anhang. 

Vou den meinerseits liauptsächlich benutzten Quellen gebe 
ich das nachfolgende Verzeichniss. An dieser Stelle sei es mir 
verstattet, dankbar der Freundlichkeit zu gedenken, mit welcher 
mir die Schätze der Halleuser Marien-, Mainzer und Strass- 
burger Stadtbibliothek zu Gebote gestellt wurden. Zu beson 
derer Erkenntlichkeit fühle ich mich der Verwaltung des Strass- 
burger Stadtarchivs verflichtet für seine freundliche Aufnahme 
und bereitwilligst mir gewährten Hülfeleistungen, deren ein 
Anfänger am wenigsten entbehren kann und die er deshalb um 
so mehr zu würdigen weiss. 

Betreffs der Datirung bemerke ich, dass alle Angaben der 
Quellen nach dem alten Kalender in solche neuen Stils um- 
gewandelt wurden. St. Arch. in der Abhandlung bedeutet: 
Strassburger Stadtarchiv. 

Quellen: 

1. Ausschreiben Witgensteins und Winnebergs. Strassb. 1585. 

2. Acta und Handlungen der kaiserlichen Commission. 1586. 

3. Appelations Instrumenta Witgensteins, Winnebergs, Solms' 

und Mansfelds. 1586. 

4. Verantwortung des Grafen von Nellenburg. 1589. 

5. Gegenschrift des protestantischen Capitels. 1590. 

6. Sleidan: de statu religionis et reipublicae Carolo V. Caesare 

und dessen continuatio von Sch'adäus. 

7. ab Isselt: de hello Coloniense. 

8. Eyzinger: Relationes. 

9. Jacobus Francus: Relatio historica quinqueuualis uutl 

continuatio I und U. 

10. Schreiben Sixti V. P. P. u. s. w. 

11. Erklärung des Freiherrn von Kriechingen. 1592. 

12. Erklärung des Cardinais von Lothringen. 1592. 

13. Gegenerklärung der Stadt Strassburg. 1592. 

14. Ein Gespräch dreier Freunde über das Tyrannisireu des 

Gardinais. 

15. Gespräch des Rohraffen und Pfennigthurms. 1592. 
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16. Ein schön Lied von der Wunderkuh, so die Jesuiter weis- 

sagen gelehrt. Ein schön Lied an alle Strassburgischen 
Reiter. Ein schön neu Lied auf das Geschrei, so man 
auf des Bischofs Grab hören soll. (Alsatia 1861.) 

17. Epitomen .... wie es sich mit Election eines neuen 

Bischofs . . . begeben und verlaufen. 1592. 

18. Widerlegung der Erklärung Kriechingens durch Achillen 

Tuisconüm AUemannura. 1592. 

19. R6veille-Matin u. s. w. 1592. 

20. Treuherzige Erinnerung betreffend das Kriegswesen im 

Bisthum Strassburg. 1592. 

21. Ayrmannus: Sylloge anecdotorum omnis aevi historias 

et res Germanicas illustrantium. 

22. Epistolae Anonymi ad Juntam. 

23. Kentzinger: Documents historiques. 

24. Lehenmann: De pace religionis acta publica. 

25. Londorp: Acta publica. 

26. Bongarsi epistolae. 

27. M^moires de Bongars. 

28. Senkenberg: Sammlung ungedruckt und rarer Schriften. 

29. M^moires du mar^chal Bassompierre. 

30. Relatio belli Alsatici (ed. Reuss). 

31. Chronik (ed. Stöber Alsatica 1861). 

32. Instructio auf des Stands Verbesserung u. s. w. 1593. 

33. J. V. Königshoveri Chronik. Strassburg 1698. 
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